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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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WALD/378: Hambacher Forst - unversöhnlich ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald - der nächste Großeinsatz?

von Michael Zobel, 7. Januar 2019



Liebe Mitmenschen, liebe Menschen von der Presse, liebe WaldschützerInnen,

am Tag nach dem Januar-Waldspaziergang im Hambacher Wald mit knapp 500
TeilnehmerInnen ist es mir ein Bedürfnis, einen erneuten Appell in die
Welt zu schicken. An alle Beteiligten, aber vor Allem an die
Entscheidungsträger, an Menschen, die in den kommenden Tagen an den
Schalthebeln sitzen, an Menschen, die eine große Maschinerie noch
aufhalten können.

Und ich appelliere an die Presse, an Kameraleute, an Fotgrafen, an alle
denkbaren Zeugen, kommen Sie in den Hambacher Wald, dokumentieren Sie,
was dort in den kommenden Tagen passiert, stellen Sie Fragen, schicken
Sie die Berichte und Bilder in die Welt.

Danke, Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen




Guten Tag zusammen,

soll der ganze Wahnsinn jetzt schon wieder von vorne losgehen?

Wenn die Informationen aus gewöhnlich zuverlässigen Quellen stimmen,
steht der nächste Großeinsatz der Polizei im Hambacher Wald unmittelbar
bevor.

Wieder sollen Barrikaden geräumt und "waldfremde Gegenstände" aus dem
Wald entfernt werden. Dann heißt es wieder " die Polizei schützt die
Arbeiten von RWE im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht". Es gibt die
Verkehrssicherungspflicht in dieser Form nicht, trotzdem wird das
Stichwort immer wieder hervorgeholt, um die weitere Zerstörung, weitere
Rodungen, den Ausbau von Wegen, das Beseitigen von Totholz, das Schaffen
von unumkehrbaren Fakten usw. zu begründen.

Es wird erneut ein großer Einsatz, erneut eine völlig sinnfreie
Vergeudung von Steuergeldern.

Was wird denn gewonnen? In der nächsten Woche treffen sich die
Bundeskanzlerin und die Ministerpräsidenten der Kohleländer. Auch im
Januar findet die vorerst letzte Sitzung der Kohlekommission statt.
Anfang Februar sollen die Empfehlungen der Kommission vorgelegt werden.
Und im März urteilt das Verwaltungsgericht Köln über diverse Klagen des
BUND. All das könnte ein vorzeitiges Ende des Tagebaus Hambach und den
endgültigen Erhalt des Hambacher Waldes zur Folge haben.

Warum kann man im Düsseldorfer Innenministerium nicht wenigstens diese
richtungsweisenden Entscheidungen abwarten? Warum wird die Polizei
wieder in einen Einsatz geschickt, der nicht ein einziges Problem lösen
wird? Baumhäuser können geräumt werden, kein Problem, die Technik ist
da, die Einheiten sind da, Erfahrung ist vorhanden.

Aber die Menschen werden bleiben oder wiederkommen, die
Anti-Braunkohle-Bewegung wir weiter wachsen. Immer mehr Menschen nehmen
das Handeln selber in die Hand. Vielleicht waren die beeindruckenden
Demonstrationen des vergangenen Jahres nur ein kleiner Vorgeschmack auf
das, was uns in diesem Jahr bevorsteht.

Widerstand in den Dörfern rund um die Tagebaue, Streiks an Schulen und
Universitäten, die Verfassungsklage in Karlsruhe, das sind nur ein paar
Beispiele dafür, dass immer mehr Menschen nicht länger tatenlos zusehen
wollen, wie Teile unserer Lebensgrundlagen einer völlig veralteteten
Technik und den Profitinteressen eines Konzerns geopfert werden, auf
Kosten kommender Generationen, auf Kosten von Menschen weltweit.

Herr Reul, Herr Laschet, Frau Merkel, halten Sie inne, sorgen Sie für
die lange überfällige Lösung eines gesamtgesellschaftlichen Konflikts!

Helfen Sie mit bei der Befriedung einer ganzen Region, helfen Sie mit,
tragfähige Perspektiven für die Menschen im Rheinischen Revier zu
entwickeln, stoppen Sie die unsinnigen Räumungen und Rodungen im
Hambacher Wald. Viele Menschen mit ihren Kindern und Enkeln hier und
weit darüber hinaus werden Ihnen dankbar dafür sein.

Mit immer noch hoffnungsvollen Grüßen aus Aachen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 7. Januar 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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AKTION/7230: Hildesheim - Infotage für Studieninteressierte, 22.1. und 1.2.2019


idw - Pressemitteilung: Stiftung Universität Hildesheim

Infotage für Studieninteressierte in Hildesheim: Lehramt, Kultur,
Sprachen, Informatik, Umwelt

Die Universität Hildesheim informiert über das Studium in den
Bereichen Kunst und Kultur, Lehramt, Erziehung und Soziales, Sprache
und Kommunikation sowie Wirtschaft, Informatik und Umwelt. Gespräche
mit Studierenden und Lehrenden und Campusführungen gehören zum
Programm der Infotage in Hildesheim.



Infotag "Studieren auf der Höhe":

Wann? Freitag, 1. Februar 2019, 10.00 bis 17.00 Uhr

Wo? Hauptcampus Uni Hildesheim, Forum (Universitätsplatz 1, 31141
Hildesheim)

Die Studienberatung der Universität Hildesheim lädt
Studieninteressierte am Freitag, 1. Februar 2019, zu dem Infotag
"Studieren auf der Höhe" nach Hildesheim ein. Schülerinnen und Schüler
können sich gezielt über das Studienangebot in den Bereichen Lehramt,
Erziehung und Soziales, Sprache und Kommunikation sowie Wirtschaft,
Informatik und Umwelt informieren. Sie erhalten auch einen Überblick
über die kulturwissenschaftlichen Studiengänge. Gespräche mit
Studierenden und Lehrenden und Campusführungen gehören zum Programm.

Veranstaltungen der Lehrenden - beispielsweise zum Thema
Lehramtsstudium -, Workshops von Studierenden zu Fragen rund um das
Studium sowie gezielte Informationen zu den Bewerbungsmodalitäten
ermöglichen vielfältige Einblicke in die Hochschule und die
Besonderheiten des Studienangebots der Universität Hildesheim.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Wer Fragen hat kann sich an
Britta Lehradt von der Zentralen Studienberatung der Uni Hildesheim
wenden (Tel: 05121 883 92212, E-Mail: lehradt[at]uni-hildesheim.de).

 * 

Kultur und Kunst studieren: Kulturcampus erkunden

Wann? Dienstag, 22. Januar 2019, 09:30 bis 17:00 Uhr

Wo? Kulturcampus Domäne Marienburg der Universität Hildesheim
(Domänenstraße, 31141 Hildesheim)

Wer sich für die Künste, ihre Entstehung und Vermittlung interessiert
und sich vertieft über das kulturwissenschaftliche Bachelorstudium und
Masterstudium informieren möchte, sollte bereits am Dienstag, 22.
Januar 2019, zum Kulturcampus Domäne Marienburg nach Hildesheim
kommen.

Wer Kulturwissenschaften studieren möchte, kann sich vor Ort bei
Lehrenden und Studierenden informieren, den Kulturcampus erkunden und
Studierende treffen. Im "Schnupperstudium" können
Studieninteressierte von 10:00 bis 14:00 Uhr Vorlesungen und Seminare
besuchen, etwa zu den Themen "Einführung in die Arbeitsfelder der
Theaterwissenschaft", "Erfahrungen mit der Stimme", "Filmpolitik",
"Berufsfeld Kulturvermittlung: Arbeitsfelder, Karrierewege,
kulturpolitische Hintergründe und Perspektiven", "Menschen und
Technik" oder "Einführung in die Logik". Für das Schnupperstudium im
Bachelor ist eine Online-Anmeldung erforderlich, hier geht es zum
Anmeldungsformular: www.uni-hildesheim.de/fb2/aktuelles
/bachelorstudiengaenge-infotag-am-22012019.

Auf dem Kulturcampus der Universität Hildesheim können Studentinnen
und Studenten ab dem ersten Semester Theorie und Praxis verbinden -
etwa im Projektsemester - und zwischen Fächern wie Literatur, Medien,
Kulturpolitik, Musik, Populäre Kultur, Philosophie und Theater wählen.
Absolventinnen und Absolventen sind in Theaterhäusern und Verlagen, in
Schulen, in Funk- und Fernsehanstalten, in der Kulturverwaltung und
Kulturellen Bildung tätig.

Der Studiengang "Kulturwissenschaften und ästhetische Praxis" ist der
älteste Studiengang in Deutschland, der seit 1978 für
kulturwissenschaftliche, künstlerische und kulturvermittelnde Berufe
qualifiziert. Mehr als 1000 Studierende aus dem deutschsprachigen Raum
studieren auf dem mittelalterlichen Burggelände in Hildesheim. Zwei
Drittel der Studierenden kommen aus anderen Bundesländern nach
Niedersachsen.

Kultur studieren | Bachelorstudiengänge Infotag | Programm:

www.uni-hildesheim.de/fb2/aktuelles/bachelorstudiengaenge-infotag-am-22012019

Kultur studieren | Masterstudiengänge Infotag | Programm:

www.uni-hildesheim.de/fb2/aktuelles/masterstudiengaenge-infotag-am-22012019

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-hildesheim.de/neuigkeiten/infotage-fuer-studieninteressierte-in-hildesheim/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution102

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Universität Hildesheim, 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





SEMINAR/3170: Bielefeld - Jobsuche mit Life/Work Planning, 12.01.2019


Stadt Bielefeld

Jobsuche mit Life/Work Planning



Bielefeld (bi). Berufliche Umsteiger, Aufsteiger und Einsteiger
erfahren am Samstag, 12. Januar, in der Volkshochschule, wie sie einen
Job auf dem sogenannten verdeckten Stellenmarkt finden. In der
Tagesveranstaltung von 9 bis 17 Uhr wird mit der Methode Life/Work
Planning eine Alternative zum klassischen Bewerbungsschreiben
aufgezeigt. Dabei stehen die eigenen Stärken und Interessen im
Mittelpunkt.

Informationen und Anmeldung zu dem Seminar in der Ravensberger
Spinnerei (Raum 240) unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-3585.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.01.2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/1314: Kassel - "Kassel kurz erklärt - von jungen Leuten für junge Leute", Stadtmuseum 16.1.2019


documenta-Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum



"Kassel kurz erklärt - von jungen Leuten für junge Leute" lautet der
Titel einer Führung im Stadtmuseum für alle ab 17 Jahren mit der
FSJlerin Marie Aweh und der Volontärin Sonja Hanschke am Mittwoch, 16.
Januar, ab 18.30 Uhr.

Wie gut kennst du Kassel? Wieso sieht die Stadt so aus, wie sie
aussieht? Wirf einen Blick hinter die Kulissen von Kassel und erfahr
in einer Stunde das wichtigste über deine Stadt. Neben verrückten
Fakten und schrägen Geschichten erzählen Marie und Sonja die
wichtigsten Ereignisse der Stadtgeschichte, von der Entstehung Kassels
vor über 1100 Jahren bis heute. Nach der Führung wirst du mit einem
anderen Blick durch die Innenstadt laufen.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro und ist
für Studierende der Uni Kassel kostenfrei. Die eigentliche Führung ist
kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche
Anmeldung ist unter der Telefonnummer 05 61/7 87-44 05 erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 2. Januar 2019

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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VORTRAG/8436: Saarbrücken - Vortragsreihe über die Zeit, 16.1.-27.2.2019


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Ringvorlesung geht dem Rätsel der Zeit auf den Grund



Ab dem 16. Januar bieten die Physiker der Saar-Uni gemeinsam mit der
Landeshauptstadt wieder eine öffentliche Ringvorlesung an, dieses Mal
zum Thema "Zeit". Unter dem Titel "Laaangweilig! Eine Vortragsreihe
über die Zeit" sprechen nicht nur Physiker, sondern auch Psychologen,
Philosophen und Science-Fiction-Kenner über das Wesen der Zeit. Werden
Zeitreisen eines Tages möglich sein? Warum müssen wir Zeit bis auf
eine Trillionstel Sekunde genau messen? Und verändert sich unsere
Vergangenheit? Solcherlei Fragen werden die Expertinnen und Experten
auf unterhaltsame Weise aufgreifen und zu beantworten versuchen.
Langeweile wird dabei vermutlich nicht aufkommen.

"Laaangweilig! Eine Vortragsreihe über die Zeit", ab dem 16. Januar
mittwochs, 18.30 Uhr, im Filmhaus Saarbrücken, Mainzer Straße 8, 66111
Saarbrücken.

Die Termine in der Übersicht:

16. Januar: Eine kurze Geschichte der Zeitmessung, Prof. Dr. Piet
Schmidt, Experimentalphysik Universität Hannover und
Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig

Von der Regelung religiöser und alltäglicher Abläufe bis hin zur
Astronomie und Navigation: Die Messung der Zeit ist so alt wie die
Geschichte der Menschheit. Über die Jahrtausende wurden immer
raffiniertere mechanische und schließlich elektronische Uhren zur
Bestimmung der Zeit ersonnen, bis hin zur Entwicklung von Atomuhren
mit inzwischen 18 Stellen Genauigkeit - die genausten Messgeräte der
Menschheit! Eine solche Uhr beim Urknall gestartet wäre bis heute
weniger als eine Sekunde falsch gegangen. Wofür dient diese extreme
Genauigkeit? Jede Positionsbestimmung mit dem Smartphone basiert auf
Uhren, die auf Satelliten um die Erde kreisen. Auch die Bestimmung von
Höhendifferenzen erfolgt mit solchen Uhren zentimetergenau und hat die
Erdbeobachtung revolutioniert. Schließlich können Vergleiche zwischen
unterschiedlichen Uhren dazu beitragen, große offene Fragen der Physik
zu beantworten, wie zum Beispiel die Frage nach der Existenz dunkler
Materie.

 * 

30. Januar: Beam me up, Scotty - Zeit und Identität als
philosophisches Rätsel, Prof. Dr. Niko Strobach, Philosophie,
Universität Münster

In Star Trek ist das Beamen Routine. Nicht nur Science Fiction-Freunde
unter den Physikern interessieren sich dafür, sondern auch Philosophen
-spätestens seit Derek Parfit sie 1984 mit Gedankenexperimenten über
defekte Teletransporter das Gruseln und Grübeln gelehrt hat. Kann man
das Beamen überleben? Falls ja, in welchem Sinn? Ist es schlimm, falls
nicht? Beziehe ich mich mit dem Wort "ich" vielleicht auf etwas, das
kürzer oder länger existiert als ein Mensch? Wie kann überhaupt etwas
durch die Zeit hindurch dasselbe sein, auch wenn es sich verändert?
Sind wir frei, zu definieren, wie lange etwas existiert? Diese alten
und neuen philosophischen Fragen hängen zusammen. Um sie soll es im
Vortrag gehen. Angedacht ist auch ein Brückenschlag zu bisher
philosophisch wenig diskutierten verwandten Beispielen aus der
Literatur, vor allem aus Thomas Manns Josephsroman.

 * 

6. Februar: Der Zeitpfeil, Prof. Dr. Eric Lutz, Theoretische Physik,
Universität Stuttgart

Alle Prozesse in der Natur laufen spontan nur in eine Richtung ab,
obwohl deren physikalische Beschreibung eigentlich auch ihre
Zeitumkehr erlaubt. Wärme fließt etwa spontan stets von warm nach
kalt, und radioaktiver Zerfall geschieht, jedoch nicht das Gegenteil.
Diese Asymmetrie definiert einen Zeitpfeil. Anhand von Beispielen aus
verschiedenen Gebieten der Physik, von der quantenmechanischen Messung
bis zur kosmologischen Expansion, werden physikalische Zeitpfeile
eingeführt und erläutert.

 * 

13. Februar: Wie verändert sich unsere Vergangenheit?, Dr. Roxanne
Sopp, Psychologie, Universität des Saarlandes

Unsere Erinnerungen geben uns das Gefühl, dieselbe Person im
Hier-und-Jetzt wie in der Vergangenheit zu sein. Die als feststehende
Ereignisfolge wahrgenommene Vergangenheit bildet so das Fundament
unserer persönlichen Identität. Allerdings wandeln sich unsere
Erinnerungen über die Zeit hinweg beständig: Einige Erinnerungen
zerfallen, andere verändern sich, und einige wenige bleiben mit allen
sensorischen Qualitäten des ursprünglichen Erlebens erhalten. Wodurch
diese Veränderungsprozesse genau beeinflusst werden und welche Rolle
hierbei Emotionen und Schlaf spielen, wird im Rahmen des Vortrags
dargestellt.

 * 

20. Februar: Das Tagebuch einer Zelle, Prof. Dr. Claudia Götz,
Medizinische Biochemie und Molekularbiologie, Universität des
Saarlandes

Ein Tag einer Zelle - und es sind tatsächlich ca. 24 Stunden - ist in
verschiedene Phasen unterteilt. Sie muss aus einer Ruhephase kommen
(quasi aus den Federn), sie muss sich ernähren und wachsen, sie muss
die tägliche Arbeit verrichten, nämlich ihre DNA verdoppeln, bevor sie
sich schließlich fortpflanzen kann (also teilen) und zwei
Tochterzellen entstehen. Dieser Zyklus folgt einer inneren Uhr und ist
darüber hinaus strengen Kontrollmechanismen unterworfen (welche bei
Tumorzellen außer Kraft gesetzt sind). Wie hat die Natur es
eingerichtet, dass schon im Kleinsten die Zeit gemessen wird und sich
die Lebensprozesse danach ausrichten?

 * 

27. Februar: Zeitreisen und temporale Logik, Dr.-Ing. Hubert Zitt,
Informatik und Mikrosystemtechnik, Hochschule Kaiserslautern

Zeitreisen sind in der Science-Fiction ein beliebtes Thema. Alleine
schon der Gedanke, in die Zukunft oder die Vergangenheit zu reisen und
diese andere Zeit selbst erleben zu können, ist zugleich faszinierend
und inspirierend. Und seit uns Albert Einstein mit seiner
Relativitätstheorie gelehrt hat, dass die Zeit nicht überall gleich
vergeht, wird das Thema Zeitreisen auch in der echten Wissenschaft
kontrovers diskutiert. Könnten Zeitreisen wirklich möglich sein? In
diesem Vortrag wird die Theorie für Zeitreisen aus wissenschaftlicher
Sicht, aber dennoch für jedermann verständlich, erklärt. An konkreten
Beispielen aus den Science-Fiction-Klassikern "Star Trek" und "Zurück
in die Zukunft" werden die Phänomene und Paradoxien, die bei
Zeitreisen auftreten können, auf sehr unterhaltsame Weise erörtert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-saarland.de/zeit2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8435: Gießen - Veranstaltungsreihe "Physik im Blick", 19.01.-09.02.2019


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Physik und Katastrophen

20. Auflage der beliebten Veranstaltungsreihe "Physik im Blick" der
Justus-Liebig-Universität Gießen - 400 Schülerinnen und Schüler
erwartet - Auftakt am 19. Januar 2019



Von Katastrophen und ihren schwerwiegenden Folgen erfahren wir
tagtäglich durch die Medien. Doch lassen sich Katastrophen vermeiden
oder ihre Folgen zumindest eindämmen? Das Kausalitätsprinzip der
Physik verknüpft auch bei Katastrophen ihre Ursache und die daraus
resultierende Wirkung. Versteht man die zugrundeliegenden
physikalischen Vorgänge, lassen sich Maßnahmen entwickeln, um
Katastrophen entgegenzuwirken oder diese sogar zu verhindern. Das
Organisationsteam der beliebten Veranstaltungsreihe "Physik im Blick"
der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) widmet sich bei der 20.
Auflage diesen Zusammenhängen und hat unter der Federführung von Prof.
Dr. Peter J. Klar am Fachbereich 07 - Mathematik und Informatik,
Physik und Geographie wiederum ein interessantes Vortragsprogramm mit
Experimenten und Diskussionen sowie einem Quiz vorbereitet. "Physik
und Katastrophen" lautet diesmal der Titel der Vorlesungsreihe für
Schülerinnen und Schüler, die seit vielen Jahren junge Leute für
moderne physikalische Themen begeistert.

An vier aufeinanderfolgenden Samstagen vom 19. Januar bis zum 9.
Februar 2019 findet die Vortragsreihe "Physik im Blick" jeweils von 10
bis 12 Uhr im Wilhelm-Hanle-Hörsaal der Physikalischen Institute
(Heinrich-Buff-Ring 14, 35392 Gießen) statt. Eingeladen sind alle
Interessierten, insbesondere aber Schülerinnen und Schüler der
Jahrgangsstufen 8 bis 13, sowie ihre Lehrerinnen und Lehrer. Rund 400
Schülerinnen und Schüler werden erwartet.

Zum Auftakt, am 29. Januar 2019, widmet sich Prof. Dr. Michael Düren,
II. Physikalisches Institut, in seinem Vortrag "Klimawandel: Vom
Menschen angestoßen, von der Natur vollendet" der Frage: "Warum kippt
das Klima, wenn man Kohle, Öl und Gas verbrennt?" Viele der komplexen
Vorgänge des Klimasystems folgen grundlegenden physikalischen
Gesetzen. Relativ kleine Veränderungen beeinflussen durch mächtige
Rückkopplungsmechanismen den gesamten Globus. Der Referent wirft diese
und weitere spannende Fragen auf und versucht diese zu beantworten.

Prof. Dr. Michael Dürr, Institut für Angewandte Physik, widmet sich im
zweiten Vortrag am 26. Januar 2019 der Entwicklung von
Transportsystemen, die von Rückschlägen und Katastrophen begleitet
wurde und immer noch wird. Ein besseres physikalisches Verständnis der
zugrundeliegenden Prozesse hätte viele Katastrophen verhindern können.
Dazu gehören beispielsweise der "Titanic"-Untergang oder der
"Hindenburg"-Absturz. Physikalische Betrachtungen machen zukünftige
Transportsysteme sicherer.

Monsterwellen sind plötzlich und unerwartet auftretende (Oberflächen-)Wellen. 
Ihre enormen Ausmaße können auf offener See selbst sehr große
hochseetaugliche Schiffe - sogenannte Ozeanriesen - in Gefahr bringen.
Solche Wellen galten lange als Seemannsgarn, konnten aber mittlerweile
vielfach nachgewiesen werden. Dieses Thema wird Prof. Dr. Sangam
Chatterjee, I. Physikalisches Institut, am 2. Februar 2019 in seinem
Vortrag unter dem Titel "Monsterwellen" behandeln.

Die chemischen Elemente werden durch gewaltige Sternexplosionen
(Supernovae) erzeugt. Zunächst erzeugt ein massereicher Stern im
Inneren durch Fusion leichter Atomkerne schwere Elemente. Ist der
Brennmaterialvorrat an leichten Kernen verbraucht, bricht das
Sterninnere zusammen, und eine Stoßwelle sprengt die äußeren Schalen
in den Weltraum ab. Der Stern kann zu einem Neutronenstern oder
Schwarzen Loch werden. Diesen Phänomenen ist der letzte Vortrag der
Reihe am 9. Februar 2019 unter dem Titel "Kosmische Katastrophen" von
PD Dr. Bernd-Jochen Schaefer, Theoretische Physik, gewidmet.

Termine

Zeit: samstags, 19. Januar bis 9. Februar 2019, jeweils 10 bis 12 Uhr

Ort: Wilhelm-Hanle-Hörsaal der Physikalischen Institute, Heinrich-Buff-Ring 14, 35392 Gießen

Auftakt am 19. Januar 2019

Klimawandel: Vom Menschen angestoßen, von der Natur vollendet

Prof. Dr. Michael Düren, II. Physikalisches Institut

26. Januar 2019

Absturz, Untergang und Kollisionen

Prof. Dr. Michael Dürr, Angewandte Physik

2. Februar 2019

Monsterwellen

Prof. Dr. Sangam Chatterjee, I. Physikalisches Institut

9. Februar 2019

Kosmische Katastrophen

PD Dr. Bernd-Jochen Schaefer, Theoretische Physik

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/pib

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / MEINUNGEN





BUCHBESPRECHUNG/165: Thilo Bode, Wie globale Unternehmen uns schaden und die Demokratie zerstören (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)


Thilo Bode

Wie globale Unternehmen uns schaden und die Demokratie
zerstören

Klaus Ludwig Helf, Januar 2019



Der ehemalige Greenpeace- und Foodwatch-Chef Thilo Bode hat ein neues
Buch vorgelegt über global agierende Unternehmen, die die Demokratie
gefährden oder gar zerstören können. Bode umtreibt die Frage, warum
die Mehrheit der Politiker in Deutschland (und auch in der EU) seiner
Meinung nach zu oft Entscheidungen gegen das Gemeinwohl und zugunsten
der Industrie treffen. Seine Kernthese ist, dass seit dem Fall der
Mauer eine neue Qualität des Lobbyismus entstanden sei. Die Markt- und
Finanzmacht der Konzerne habe sich dramatisch gesteigert und zu einer
politischen Macht transformiert: "Es hat sich ein
industriell-politischer Komplex herausgebildet, in dem Konzerne und
Politik zum gegenseitigen Nutzen eine Zweckgemeinschaft bilden, die
keine Entscheidungen mehr gegen Konzerne trifft. Das hat verheerende
Auswirkungen auf die Demokratie und verursacht gewaltige Schäden"
(S. 8). Es sei eine "Tragödie für die Menschheit", dass Konzerne ihr
gewaltiges technologisches Potenzial nicht zum Wohl der Allgemeinheit,
sondern zu ihrem Schaden einsetzten:

"Ich möchte Alarm schlagen: schleichend, aber unter unser aller
 Augen verschieben sich die Machtverhältnisse in unserer
 Gesellschaft in einem Ausmaß, dass die Demokratie, die
 Marktwirtschaft, unsere Selbstbestimmtheit und unsere Freiheit
 gefährdet. Wir Bürger müssen uns wehren." (S. 10) 



Der vorliegende Band hat insgesamt vier Kapitel. Nach einem Vorwort
werden in zwei Kapiteln die Hintergründe und Mechanismen eines neu
entstandenen politisch-industriellen Komplexes analysiert. Im dritten
Kapitel wird dieser exemplarisch und detailliert veranschaulicht. Im
vierten Kapitel stellt Thilo Bode einige - wie er meint - wirksame
Gegenmaßnahmen vor, z.B. im Haftungsrecht. Es folgt ein sehr
detaillierter und umfangreicher Anmerkungsapparat (50 Seiten), in dem
alle im Band angeführten Beispiele belegt werden. Ein zusätzliches
Personenregister wäre sicher sehr hilfreich bei der Verwendung des
Bandes als Arbeits- und Handbuch in der politischen Aufklärungsarbeit.
Bode gelingt es sehr anschaulich und beispielhaft, diesen Prozess der
politischen Machtbeeinflussung durch globale Konzerne in den vier
Wirtschaftssektoren Energie und Automobil, Banken,
Nahrungsmittelindustrie und Digitalkonzerne exemplarisch und
faktenreich zu analysieren. Dabei wird erschreckend deutlich, wie in
der neuen Lobby-Welt Wirtschaft und Politik aufs engste zu einem
industriell-politischen Komplex verflochten, oft eins geworden sind in
ein- und derselben Person, die nur die Seiten gewechselt hat
("Drehtürmechanismus zwischen Politik und Wirtschaft"). So werden
post-politische Karrieren parteiübergreifend aufgezeigt wie z.B. auf
Bundesebene von Dirk Niebel (Ex-Entwicklungsminister), Franz Josef
Jung (Ex-Verteidigungsminister) oder von noch bekannteren
Ex-Politikern wie Matthias Wissmann, Sigmar Gabriel oder Gerhard
Schröder. Die Lobby-Elite sei - so Bode - mit der politischen Elite in
einem Ausmaß verschmolzen, dass Wirtschaftsinteressen informell
mitregierten und die Interessens-Gegensätze von Industrie und Politik
zu einer Interessens-Koalition mutierten. Die vom Bürger an
Abgeordnete delegierte Macht werde öffentlich und ohne vehemente
Kritik sukzessive an Konzerne und marktbeherrschende Interessengruppen
abgetreten wie z.B. bei der "Diesel-Affäre", beim Fall
Monsanto-Bayer-Glykosphat, bei der Bankenkrise oder im Umgang mit den
Digitalkraken Amazon, Google und Co.

Bode zeigt anschaulich, wie global agierende Konzerne alle relevanten
gesellschaftlichen Bereiche strategisch und aggressiv durchdringen und
dafür sorgen, dass keine politischen Entscheidungen gegen die
Interessen der Konzerne getroffen werden können: "Wir müssen
konstatieren: es herrscht eine Diktatur der Konzerne, in der die
Demokratie leise verschwindet" (S. 183). Die politische Debatte in
Deutschland habe bisher diese neue Macht der Konzerne und ihre
grundsätzliche Bedeutung für Gesellschaft und Demokratie nicht
wirklich im Fokus. Das müsse sich ändern, zumal man zunächst mit
einfachen Maßnahmen wirksam gegensteuern könne. Bode weist zu Recht
darauf hin, dass diese Konzerne nur so agieren könnten, weil sie keine
Haftung für die von ihnen verursachten Schäden zu fürchten hätten und
ihre zerstörerischen Geschäftsmodelle in der Regel legal seien.

Folgerichtig fordert Bode als Konsequenz der "Dieselaffäre" ein
scharfes Unternehmensstrafrecht, um Konzerne auch dann bestrafen zu
können, wenn kein persönliches Fehlverhalten von Managern nachweisbar
sei. Wie in den USA solle auch ein Klagerecht von Kunden gegen den
Staat möglich sein, um diesen zum Handeln zu zwingen, damit bereits
bestehende Gesetze auch angewendet werden. Auch die Geschäftsmodelle
von Facebook & Co als "Medienkonzerne" sollten auf den Prüfstand. Die
Einführung neuer Technologien müsste generell einer Zulassungspflicht
unterliegen vergleichbar der Zulassung von Chemikalien.

Insgesamt sieht Bothe als einzige erfolgreiche Chance des Widerstands
gegen den politisch-industriellen Komplex im Aufbau einer Gegenmacht
über Parteigrenzen hinweg, die durch gewaltfreien zivilen Widerstand
die Machtfrage stelle, eine mächtige Allianz derjenigen, die einen
Staat wollen, der die Regulierungshoheit habe: "Wir brauchen einen
starken Staat, der sich nicht der Industrie andient und nach der
Pfeife der Konzerne tanzt" (S. 185/186).

Thilo Bode hat ein faktengesättigtes, präzise recherchiertes Buch und
eine aufrüttelnde, leidenschaftliche Streitschrift geschrieben über
den demokratiegefährdenden Einfluss großer Konzerne und über die
Entstehung eines politisch-industriellen Komplexes, der aufgedeckt und
bekämpft werden muss. Es ist ein Plädoyer gegen die Ideologie des
Neo-Liberalismus und für die Wiederherstellung einer
gemeinschaftsstiftenden politischen Erzählung. Gerade die
demokratischen Parteien und ihre Mitglieder sind aufgefordert, ihre
aktuellen und zukünftigen Mandatsträger entsprechend zu verpflichten.

Thilo Bode

Wie globale Unternehmen uns schaden und die Demokratie zerstören.

S. Fischer Verlag Frankfurt/ Main 2018

Paperback

240 Seiten

EUR 18,00

E-Book EUR 16,99

 * 

Quelle:

© 2019 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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DISKUSSION/093: Hamburg - Auschwitz-Komitee "ErInnern heißt handeln: GEMEINSAM GEGEN DEN HASS", 13.01.2019


Auschwitz-Komitee lädt ein

ErInnern heißt handeln: GEMEINSAM GEGEN DEN HASS

Sonntag, 13. Januar 2019, 13 Uhr, Polittbüro



GEGEN DAS VERGESSEN: Veranstaltung des Auschwitz-Komitees anlässlich der
Befreiung des KZ Auschwitz durch die Rote Armee am 27. Januar 1945 am
Sonntag, 13. Januar 2019, 13 Uhr im Polittbüro, Steindamm 45, 20099 Hamburg
(Nähe Hbf/U-Bahn Lohmühlenstr.)




Liebe Freundinnen und Freunde,

mein ganzes Leben lang werde ich weiter dafür kämpfen, dass es keine
Faschisten, keine Nazis mehr gibt. Nirgendwo. Das habe ich versprochen,
immer wieder. Auch in Zeiten wie dieser, wenn öffentlich wieder
"Hitlergrüße" gezeigt werden. Nein, ich gebe nicht auf, wir geben nicht
auf: Gemeinsam mit den Vielen arbeiten wir gegen das Vergessen, gegen die,
die Geschichte umschreiben oder überschreiben wollen. Hoffnung machen alle,
die gegen Rechtsruck, gegen Rassismus und Antisemitismus auf die Straßen
gehen und protestieren. Aber wir müssen noch lauter werden, unüberhörbar
und überall deutlich sichtbar. Für eine freie Gesellschaft, für Solidarität
statt Ausgrenzung!

Seid auch ihr dabei! Alle!

Wir laden wir euch herzlich ein am Sonntag, 13. Januar 2019, 13 Uhr, zu
einem Podiumsgespräch "Erinnern heißt handeln: GEMEINSAM GEGEN DEN HASS"
mit Dr. Detlef Garbe, Direktor der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, Dr. Regula
Venske, Schriftstellerin, Präsidentin des PEN Deutschland, Ruben Herzberg,
ehemaliger Schulleiter, Pädagoge, David Begrich, Miteinander e.V.,
Magdeburg, Carina Book, Politikwissenschaftlerin und Autorin, Schüler*innen
von Schulen ohne Rassismus/Schulen für Courage und mir. Der afghanische
Liedermacher Shekib Mosadeq wird mit seiner Band wieder für den
musikalischen Rahmen sorgen.

Mit herzlichen Grüßen

Esther Bejarano

(Vorsitzende)



N.B.: Der Ort ist mit dem Rollstuhl erreichbar, bei Voranmeldung wird in
Deutsche Gebärdensprache gedolmetscht. Unterstützt durch die Landeszentrale
für politische Bildung, Hamburg (angefragt). Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Auschwitz-Komitee in der Bundesrepublik Deutschland e.V.
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VORTRAG/199: Frankfurt - "Grund- und Menschenrechte in Europa - die Karlsruher Erfahrung", 21.01.2019


idw - Pressemitteilung: Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

"Grund- und Menschenrechte in Europa - die Karlsruher Erfahrung"

Verfassungsrichterin Prof. Dr. Susanne Baer hält öffentlichen Vortrag
an der Viadrina - Jetzt anmelden!



Ihre Appelle zur Achtung der Grund- und Menschenrechte sind deutlich:
Prof. Dr. Susanne Baer, Richterin des Bundesverfassungsgerichtes.

Am Montag, dem 21. Januar, 18.15 Uhr, ist die renommierte Juristin zu
Gast an der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder). In einem
öffentlichen Vortrag spricht die Richterin des
Bundesverfassungsgerichtes über "Grund-und Menschenrechte in Europa -
die Karlsruher Erfahrung".

Interessierte sind nach vorheriger Anmeldung per Mail an
anmeldung@europa-uni.de herzlich eingeladen in den Senatssaal im
Hauptgebäude der Viadrina, Große Scharrnstraße 59, Raum 109. Weitere
Informationen unter: www.europa-uni.de

Prof. Dr. Susanne Baer über ihren Vortrag: "Grundlegende Elemente
gesellschaftlicher Ordnungen sind weltweit unter Druck. Das betrifft
nicht nur die schon immer "großen" Fragen, sondern auch die täglichen
Herausforderungen in heute offensichtlich diversen -und oft
erschreckend ungleichen und intoleranten - Gesellschaften. Zudem wird
der Rechtsstaat angegriffen - manchmal direkt, manchmal subtil, aber
umso gefährlicher, auch und gerade in der Europäischen Union.
Verfassungsgerichte sind dafür geschaffen worden, auch in schwierigen
Zeiten die Grund- und Menschenrechte zu sichern. Der Vortrag widmet
sich der "Karlsruher Erfahrung" des Bundesverfassungsgerichts."

Zur Person: Prof. Dr. Susanne Baer, LL.M., ist seit Februar 2011
Richterin des Bundesverfassungsgerichts im Ersten Senat in Karlsruhe.
Sie hat eine Professur für Öffentliches Recht und Geschlechterstudien
an der Humboldt-Universität zu Berlin und ist Cook Global Law
Professor der University of Michigan Law School. Sie erhielt 2014 die
Ehrendoktorwürde der University of Michigan und 2018 der Universitäten
Hasselt und Luzern. Bis 2011 lehrte sie regelmäßig an der Central
European University Budapest. Sie hat Rechts- und Politikwissenschaft
studiert und sich in Projekten gegen häusliche Gewalt und gegen
Diskriminierung engagiert. An der Humboldt-Universität war sie
Vizepräsidentin, Sprecherin des Zentrums für Geschlechterstudien,
Studiendekanin der Juristischen Fakultät, gründete das Law & Society
Institut Berlin und die Humboldt Law Clinic Grund- und Menschenrechte.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.europa-uni.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution39

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8512: Und morgen, den 8. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.01.2019 bis zum 09.01.2019 +++
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Regen, Wolken, Sturmgebraus

beherrschen die Stunden,

da bleibt Jean-Luc doch im Haus

und am Bett gebunden.
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MEMORIAL/195: Kolumbien vor 90 Jahren - Massaker an den Arbeiter*innen der Bananenplantagen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Vor 90 Jahren: Massaker an den Arbeiter*innen der 
Bananenplantagen



(Medellín, 5. Dezember 2018, colombia informa) - Am 5. und 6. Dezember
1928 erschoss das kolumbianische Militär tausende Frauen, Männer und
Kinder in der Gemeinde Ciénaga im nordkolumbianischen Bundesstaat
Magdalena. Bekannt wurden die Morde als das "masacre de las bananeras"
(zu dt.: Massaker an den Arbeiter*innen der Bananenplantagen). Die
Soldaten mordeten im Interesse des US-amerikanischen Unternehmens
United Fruit Company.

Der Bundesstaat Magdalena an der Karibikküste Kolumbiens galt in den
1920er Jahren als der Mittelpunkt der Bananenproduktion, an deren
Spitze das US- Unternehmen United Fruit Company [1]
stand. Das Unternehmen kontrollierte den Bananenmarkt in verschiedenen
Ländern Mittelamerikas und der Karibik. Es ermächtigte sich in der
Region großer Flächen an Ländereien, um die Bananenproduktion
sicherzustellen. Und sie heuerte Arbeitskräfte aus verschiedenen
Regionen des Landes an, die auf den Bananenplantagen arbeiten sollten.


Marktführer United Fruit Company unter Druck

Die Historikerin Judith White weist darauf hin, dass die United Fruit
Company Ende der 1920er Jahre eine deutliche Vorherrschaft auf dem
internationalen Bananenmarkt hatte; dennoch stand die United Fruit
Company in Konkurrenz zu andern Unternehmen, die ihre
Produktionskosten der Früchte reduzieren konnten. Um am Markt
weiterhin wettbewerbsfähig zu bleiben, versuchte das Unternehmen seine
Produktionskosten zu drücken. Doch gleichzeitig verlor die
Bananenregion von Santa Marta (Bundesstaat Magdalena) an
wirtschaftlichem Wettbewerbsvorteil, denn die kolumbianische Banane
wog weniger als die aus Mittelamerika und die Transportkosten von
Kolumbien in die USA waren höher.

Außerdem hatten die revolutionären Bewegungen und Forderungen in
weiten Teilen der Bevölkerung, die unter enormer Ungleichheit und
Armut litten, an Kraft gewonnen. Die Arbeiterschaft der United Fruit
Company und ihre Familien litten an Krankheiten, an Hunger, an
fehlendem Zugang zu medizinischer Versorgung und Bildung und zu
anderen Rechten. Die Bedingungen, unter denen sie arbeiten mussten und
die Atmosphäre sozialer Kämpfe trieb sie dazu, sich zu organisieren,
um von der United Fruit Company bessere Arbeitsbedingungen
einzufordern.


Arbeiter*innen stellen Forderungen

Die ArbeiterInnen formulierten konkrete Forderungen und versuchten mit
der United Fruit Company in Verhandlung zu treten. Sie forderten eine
verbindliche Versicherung für die Arbeiterschaft; eine Entschädigung
bei Arbeitsunfall; eine bessere medizinische Versorgung; Hygiene in
den Zimmern; eine bezahlte Sonntagsruhe; die Erhöhung des Tagelohns um
50 Prozent für die Angestellten, die weniger als 100 Pesos im Monat
verdienten; die Abschaffung der betriebseigenen Geschäfte und der
Kredite in Form von Gutscheinen, die nur in den Geschäften einlösbar
waren; eine wöchentliche Lohnauszahlung; die Abschaffung des
sogenannten "sistema de contratistas" (nach dem die Arbeiter*innen
nicht von der United Fruit Company direkt angestellt wurden, sondern
von betriebsfremden Unternehmern. Die United Fruit Company vermied
damit, sich an das geltende Arbeitsrecht halten zu müssen, Anm. d.
Ü.).

Der Vorstand des Unternehmens wies die Forderungen der Arbeiterschaft
zurück und weigerte sich, mit ihren Vertreter*innen zu verhandeln. Er
erkannte sie nicht an. Die Forderungen der Arbeiterschaft stellten
eine Bedrohung ihres Geschäfts in Kolumbien dar. Ihr Durchsetzen hätte
die Erhöhung der Löhne bedeutet sowie des Preises, zu dem sie den
Arbeiter*innen die Bananen abkauften. Die United Fruit Company
weigerte sich also zu verhandeln. Sie argumentierte damit, dass es
kein Recht auf einen Streik gebe. Als dieser am 12. November 1928 [2]
begann, wurde er vom Vorstand des Unternehmens als eine Rebellion
gegen die Obrigkeit dargestellt, die von kommunistischen
Agitator*innen ausginge, die nichts mit dem Konflikt zu tun hätten.


Unternehmen weigerte sich zu verhandeln

Die Gewerkschaftsunion des Bundesstaats Magdalena schrieb daraufhin
einen Forderungskatalog, den sie nicht nur an die United Fruit Company
schickte, sondern auch an den Präsidenten der Republik, an den
Kongress und ans Industrieministerium. Die Arbeiterschaft forderte von
der Regierung, die Legalität ihrer Forderungen anzuerkennen und bat
die Oficina General de Trabajo, eine Behörde des Arbeitsministeriums,
zwischen ihnen und der United Fruit Company zu vermitteln.

Die Regierung unter Präsident Miguel Abadía Méndez schützte jedoch die
Interessen der United Fruit Company und beauftragte General Carlos
Cortés Vargas [3] damit, den von der Arbeiterschaft begonnenen Protest
niederzuschlagen. Nach mehreren Protesten der Arbeiterschaft und
laufenden Verhaftungen durch das Militär übten der General Cortés
Vargas, die kolumbianische Regierung und vor allem die United Fruit
Company Druck aus, um den Streik mit allen Mitteln zu beenden. Zudem
wurden Soldaten aus dem Bundesstaat Antioquia geschickt, da der
General der Ansicht war, die Soldaten der Region würden nicht hart
genug gegen die Arbeiter*innen vorgehen, weil sie unter der
Arbeiterschaft Familienangehörige und Freundschaften hätten.


Soldaten schießen auf friedliche Demonstrant*innen

Am Abend des 5. Dezember zog der General auf dem zentralen Platz von
Ciénaga etwa 300 Soldaten zusammen, die aus den Bundesstaaten
Antioquia und Boyacá gekommen waren. Die Arbeiter*innen blieben der
Bedrohung zunächst gelassen gegenüber; sie hatten vor, friedlich zu
demonstrieren und erwarteten nicht, dass die Armee ihre Waffen
einsetzen würde. Die Soldaten begannen jedoch mit ihren
Maschinengewehren ohne Unterschied auf alle Demonstrierenden zu
schießen.

Die genaue Anzahl der erschossenen Menschen ist nicht bekannt. Auch
nach dem 6. Dezember ging der Terror durch das kolumbianische Militär
weiter. Laut General Cortés Vargas gab es lediglich neun Tote, der
damalige Botschafter der USA gab hingegen an, dass bis zu 1.000
Menschen erschossen wurden. Der Geschäftsführer der Gewerkschaft
Alberto Castillón versicherte, dass bis zu 5.000 Menschen dem Massaker
zum Opfer fielen. Wie viele Menschen genau erschossen wurden, ist
unklar, da das Militär, so die Auffassung vieler Historiker*innen,
keine Informationen weitergab.

Jorge Eliécer Gaitán [4], damals Kongressabgeordneter der Liberalen
Partei, besuchte die Region nach dem Massaker. Zurück in Bogotá klagte
er vor dem Kongress das kolumbianische Militär für ihre Morde an
tausenden von Frauen, Männern und Kindern an, sowie die kolumbianische
Regierung, die das Massaker angeordnet hatte, um die Interessen der
United Fruit Company zu schützen. General Cortés Vargas (der zunächst
befördert und erst nach einem weiteren Mord zum Rücktritt gezwungen
wurde, Anm. d. Ü.) erklärte, er habe die Demonstrierenden angegriffen,
um zu verhindern, dass Kriegsschiffe der US-Marine kolumbianisches
Gebiet einnähmen, um das US-amerikanische Unternehmen zu schützen.


Anmerkungen:

[1] https://en.wikipedia.org/wiki/United_Fruit_Company

[2] http://www.banrepcultural.org/biblioteca-virtual/credencial-historia/numero-190/la-masacre-de-las-bananeras

[3] https://es.wikipedia.org/wiki/Carlos_Cort%C3%A9s_Vargas

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Jorge_Eli%C3%A9cer_Gait%C3%A1n


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/vor-90-jahren-massaker-an-den-arbeiterinnen-der-bananenplantagen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GEGENWIND/786: Buchbesprechung - "Die Militarisierung der EU" von Claudia Haydt und Jürgen Wagner


Gegenwind Nr. 364, Januar 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Weitreichende Militarisierung der EU

von Klaus Peters



Die beiden langjährigen Mitarbeiter der Informationsstelle
Militarisierung (IMI) e.V. in Tübingen, Claudia Haydt, Soziologin,
dort Referentin und Jürgen Wagner, Politologe, geschäftsführendes
Vorstandsmitglied der IMI, haben mit dem Buch "Die Militarisierung der
EU", eine umfassende Analyse und Bilanz eines lange nicht öffentlich
diskutierten Kernzieles der Machteliten der EU vorgelegt. Beide
Autoren sind auch Verfasser weiterer Fachpublikation. Von Jürgen
Wagner erschien zuletzt: "NATO-Aufmarsch gegen Russland".



Die Aufforderung des bei den EU-Eliten scheinbar nicht besonders
beliebten amtierenden US-amerikanischen Präsident, Donald Trump, ihre
nationalen Rüstungsetats zu erhöhen, war auch Anlass einer neuen
politischen Diskussion über den Ausbau einer europäischen Rüstungs-
und Militarisierungspolitik. Hinzu kam allerdings die
Brexit-Entscheidung, die nicht nur das politische Gewicht Frankreichs
und Deutschlands erhöht, sondern offensichtlich gleichzeitig auch
Ängste in Bezug auf Einheit und militärische Stärke auslöste.
Großbritannien hatte sich gemäß der Analyse der Autoren bisher eher
gegen eine gemeinsame Militarisierung der EU gestellt. Insbesondere
Deutschland, Frankreich und Vertreter der EU hatten die bestehenden
Verträge aber schon lange im Sinne einer engen Zusammenarbeit im
Rüstungsbereich und einer gemeinsamen auch geopolitisch ausgerichteten
Militärstrategie ausgelegt, wie insbesondere auch aus
Vertragsbestimmungen abgeleiteten Schlüsseldokumenten zur Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) oder zu PESCO (Ständige
Strukturierte Zusammenarbeit), hervorgeht. Diese Politik ist auch im
Rahmen der unter neoliberalen Vorzeichen betriebenen Erweiterung der
EU deutlich geworden. Dabei sollten und sollen die NATO-Ziele, die
bekanntlich, zumindest von einigen NATO-Staaten schon eigenmächtig
weit ausgelegt worden sind, prinzipiell nicht angetastet werden. Auch
die nationalen Rüstungsanstrengungen sollen bislang weiter
vorangetrieben werden. Aufrüstung wird, wie Claudia Haydt und Jürgen
Wagner feststellen, schon länger sowohl national als europäisch mit
dem Ziel der Vereinheitlichung und Rationalisierung verbrämt.
Besonders in Deutschland kam das auch gern von den Mainstreammedien
vorgebrachte Argument zum Tragen, Systeme seien veraltet und nur
teilweise einsatzbereit (trotz bereits wieder gestiegener
Rüstungsetats).

Die Autoren plädieren, insbesondere auch gegenüber der Friedens- und
Antikriegsbewegung, dafür, sich nicht nur auf die USA (und NATO) zu
kaprizieren. Schließlich sollte das links orientierte politische
Spektrum sich und gegenüber der Öffentlichkeit deutlich klar machen,
dass die Militarisierungs- und Aufrüstungs-Debatte auch deshalb keine
untergeordnete Rolle spiele, weil alle im Militärbereich eingesetzten
Ressourcen an anderer Stelle fehlen.



Claudia Haydt; Jürgen Wagner: Die Militarisierung der EU, Der (un)
aufhaltsame Weg Europas zur militärischen Großmacht, 304 Seiten, 2018,
edition berolina, 14,99 Euro
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IMI/916: Bahn frei für die Bundeswehr


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/01 vom 7. Januar 2019

Bahn frei für die Bundeswehr

Der Rahmenfrachtvertrag für internationalen Schienentransport zwischen Bahn
und Bundeswehr

von Claudia Haydt



Seit 1. Januar 2019 führt die Bundeswehr für einen Zeitraum von zwölf
Monaten die "Speerspitze" der Nato im Baltikum. Zeitgleich trat ohne
größere öffentliche Aufmerksamkeit ein Vertrag in Kraft, der deutlich
macht, mit welcher Entschlossenheit die NATO-Staaten und die
Bundesregierung Vorbereitungen für eine kriegerische Konfrontation mit
Russland treffen. Erstmals sichert sich die Bundeswehr bei der Deutschen
Bahn Transportkapazitäten für Panzer und andere Rüstungsgüter bis an die
Grenze Russlands. Es geht dabei nicht um einzelne Wagen, die an Güterzüge
angehängt werden, sondern um vollständige Züge, von denen im Verlauf des
Jahres 2019 weit über tausend Richtung Osten rollen könnten. Zu den
"Highlights" des mit fast 100 Millionen Euro dotierten Vertrags zwischen
Bahn und Bundeswehr gehören u.a. die zusätzliche Vorhaltung von 300 Waggons
und Lokomotiven mit dem Potenzial für über 1300 jährliche Transporte sowie
die Umkehrung der "Vorfahrt-Regel": Künftig soll Militärtransporten
erstmals gegenüber dem zivilen Personenverkehr Priorität eingeräumt werden.
Zivile Bahnkunden können sich in diesem Kontext also möglicherweise auf
noch mehr Verspätungen als bisher einstellen.

Transporte für die NATO-Speerspitze

Die Panzerlehrbrigade 9 aus Munster (Niedersachen) stellt den Leitverband
der NATO-Speerspitze, die im NATO-Jargon VJTF (Very High Readiness Joint
Task Force) genannt wird. Damit stehen 5.000 Bundeswehrsoldaten für einen
schnellen Nato-Einsatz gegen Russland bereit und deutsche Soldaten stünden
bei einer kriegerischen Auseinandersetzung an vorderster Front. Die
Bundeswehr stellt für die NATO-Speerspitze rund 4000 Angehörige des Heeres
und 1000 Kräfte anderer Organisationsbereiche bereit. Um den Aufmarsch nach
Osten logistisch abwickeln zu können, schloss das Verteidigungsministerium
noch im Dezember 2018 einen Vertrag in Höhe von beinahe 100 Millionen Euro
mit der DB Cargo AG (DB) ab.

Der Vertrag[1] wurde auf zwei Jahre abgeschlossen (1.1.2019 bis 31.12.2020)
und kann je drei Mal um ein Jahr verlängert werden. Im Anschluss an die
Versorgung der deutschen VJTF Kräfte sollen mit diesen
Schienentransportkapazitäten ab 2020 Verlegungen der Initial
Follow-on Forces Group (IFFG) und weitere grenzüberschreitende Transporte
für die Bundeswehr oder für ihre Verbündeten durchgeführt werden können.
Der Vertrag erwähnt dabei sowohl Transporte für die NATO, für Staaten, die
Mitglied des NATO-Programms Partnerschaft für den Frieden sind, für die
Europäische Union oder die Vereinten Nationen. Es geht also, jenseits der
aktuellen Unterstützung der VJTF-Kräfte, um ein logistisches
Infrastrukturprojekt mit dem internationale Schienentransporte an
unterschiedlichste Ziele - aber besonders im Osten - durchgeführt werden
sollen.

Schneller Transport in den Krieg?

Insgesamt sollen im Rahmen der deutschen VJTF-Führung 2019 etwa 9.700
Soldaten, 150 Kettenfahrzeuge, 3.300 Radfahrzeuge, 1.500 Anhänger und 1.370
Container Richtung Osten verlegt werden. Ein großer Teil dessen soll auf
der Schiene transportiert werden - wie viel genau, gilt als geheim.

Der Vertrag mit der DB soll hohe Verlegegeschwindigkeiten sicherstellen. Im
Jahr 2020 gilt für die VJTF-Phase eine Zielvorgabe von 2 bis 7 Tage, wobei
innerhalb von drei bis vier Tagen die ersten Kräfte das Einsatzgebiet
erreicht haben sollen. Die vertragliche Vorgabe an die DB sieht
Rüstungstransporte innerhalb von maximal 5 Tagen vor.

Ab 2021 soll es dann etwas langsamer aber kontinuierlich weitergehen.
Transporte zur Verlegung von IFFG-Kräften (die jeweils zur Unterstützung
auf VJTF-Kräfte folgen sollen) sind für Zeiträume von maximal 30 Tagen
projektiert.

Die Bundeswehr verfügt für den Materialtransport bereits heute über
Gütertransportkapazitäten. Zu diesen 280 Flachwagen werden nun 300
geeignete Waggons und Lokomotiven von der DB zur Verfügung gestellt und
durchgehend bereitgehalten.

Ziviler Bahnverkehr wird ausgebremst

300 zusätzliche Waggons fürs Militär - das klingt nach einer
übersichtlichen Größenordnung. Doch der Vertrag hat möglicherweise spürbare
Auswirkungen auf den zivilen Gütertransport. Bereits vor Abschluss des
Vertrages scheiterten Bemühungen, den zivilen Schienenverkehr im Verhältnis
zum LKW-Transport stärker auszubauen, an der maroden Bahninfrastruktur und
an der fehlenden Verfügbarkeit von Bahnwaggons. Immer wieder beklagt die
Industrie[2], dass die DB Cargo nicht genügend Wagen für einen geregelten
Materialtransport zur Verfügung stellt. Eine ökologische Verkehrswende wird
unter der Bedingung, dass nun laut der Beschlussvorlage für den
Haushaltsausschuss des Bundestages zwölf Prozent des europaweit verfügbaren
Bestandes an Flachwagen für die Bundeswehr reserviert sind, wohl noch
schwieriger umsetzbar als zuvor schon. Dennoch haben sich in der
entscheidenden Dezembersitzung im Verteidigungsausschuss, laut Berichten
aus diesem Gremium, nicht nur die Regierungsfraktionen, sondern auch grüne
Vertreter für den Transportvertrag ausgesprochen.

Darüber hinaus reserviert die DB Transportslots für die Bundeswehr. Konkret
werden für zwei grenzüberschreitende Transporte pro Tag (und Richtung)
Gleistrassen freigehalten und im Fahrplan eingeplant.

Auch im Bereich des zivilen Personenverkehrs könnte der Vertrag damit
Auswirkungen haben - und das in einer Zeit, in der von einem
funktionierenden Bahnverkehr ohnehin nur noch extrem eingeschränkt die Rede
sein kann. Derzeit hat der Personenverkehr auf der Schiene Vorrang vor dem
Güterverkehr. Wenn ein Personenzug unterwegs ist, müssen Güterzüge auf ein
Ausweichgleis. Egal, ob der Personenzug fahrplanmäßig unterwegs ist oder
verspätet. Dieser Vorrang für die zivilen Personenzüge scheint laut
vorliegendem Vertrag gegenüber der Bundeswehr nun nicht mehr zu gelten.
Müssen Bahnfahrer zukünftig aufs Abstellgleis, damit das Militär
fristgerecht seine Kriegsvorbereitungen treffen kann? Für die VJTF-Phase
enthält der Vertrag einen "Express-Zuschlag" von 5,9 Millionen Euro.
Dadurch hat die Bundeswehr grundsätzlich Vorrang. Die einzige Ausnahme sind
Hilfszüge und Rettungszüge.

Beladen werden die Züge an den Standorten Bergen (Niedersachsen; dort
werden auch die 280 Bundeswehr-Flachwagen bereitgestellt) und Deuten (NRW)
und die Entladung der VJTF- und IFFG-Transporte ist in Sestokai (Litauen)
geplant. Von Deuten und Bergen soll pro Tag je ein mit Panzern und anderen
Rüstungsgütern beladener Zug starten können. Als Grenzübergänge sind
zwischen Deutschland und Polen Frankfurt an der Oder beziehungsweise
Kunovice vorgesehen. Zwischen Polen und Litauen geht die Route über
Trakiszki und Mockava. Unternehmen der litauischen und polnischen
Staatsbahn werden als Subunternehmen verpflichtet.

Insgesamt wird für zwei Jahre privilegierten Schienentransport eine Summe
von fast 100 Millionen Euro fällig. Der größte Teil der Kosten sind
Fixkosten, die für die Vorhaltung von Material, Personal und Trassen
anfallen (71 Mio.). Der Expresskostenzuschlag in 2019 kostet wie bereits
erwähnt 5,9 Mio. Euro. Dazu kommen nutzungsabhängige Kosten für jeden Zug
(etwa 21 Mio.). Der Vertrag beläuft sich somit auf insgesamt 97,5 Millionen
Euro.

Neue Dimension der Kriegsvorbereitung

Laut Rahmenfrachtvertrag fallen pro Zug 7.942 Euro nutzungsabhängige Kosten
an. Damit wären pro Jahr bis zu 1.322 Zugtransporte möglich. Die Bundeswehr
sichert sich kurzfristige, prioritäre und termingerechte
Schienentransportkapazitäten, die sogar noch deutlich über die Versorgung
der eigenen Kräfte im Baltikum hinausgehen. Diese Vorbereitungen für einen
Aufmarsch nach Osten sind eine sicherheitspolitisch gefährliche
Entwicklung, die zur weiteren Vertiefung der Konfrontation mit Russland
führen kann. Hier wird offensichtlich auch für den weiteren Aufmarsch von
NATO- und EU-Verbündeten eine Infrastruktur geschaffen. Dass es sich
hierbei um eine Priorität deutscher Politik handelt, zeigte sich bereits in
der Einrichtung des neuen NATO-Kommandos in Ulm und in der deutschen Rolle
beim EU-Programm zum Ausbau der militärischen Mobilität ("Military
Schengen"). Mehr Sicherheit bringt dies auf keinen Fall und das Risiko
einer militärischen Konfrontation mit Russland wächst weiter.


Anmerkungen

[1] Griephan Briefe, Ausgabe 50-52/18

[2] DB Cargo hat zu wenig Waggons für Salzgitter AG, Redaktionsnetzwerk
Deutschland, 16.6.2017.

http://www.goettinger-tageblatt.de/Nachrichten/Wirtschaft/Weltweit/DB-Cargo-hat-zu-wenig-Waggons-fuer-Salzgitter-AG

Der Beitrag kann als PDF-Datei heruntergeladen werden unter:

http://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2019-1-Bahn.pdf
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Eine heterogene Bewegung

Der Auftritt der gelben Westen in sechs Akten

von Bernard Schmid



Nicht die allerbeste, wohl aber die amüsanteste Erklärung für den
Ausbruch und den Fortgang der Proteste, die in Frankreich in den
letzten vier Wochen in den gelben Warnwesten ein Symbol fanden, fand
der Fraktionsvorsitzende der Regierungspartei La République en
marche (LREM) in der Pariser Nationalversammlung. Gilles Le Gendre
gab am 17. Dezember 2018 in der Wirtschaftszeitung Les Echos
folgende Selbstkritik aus Sicht des Regierungslagers zum besten: "Wir
waren zu intelligent. Zu subtil, zu technisch bei unseren Maßnahmen
zur Kaufkraft." Ferner habe man "nicht genug erklärt". Es ist ja
hinlänglich bekannt, dass die Bevölkerung zu dumm ist, Wohltaten ohne
gute Erklärung zu verstehen, die Fehltritte der Regierung mithin in
der (mangelnden) "Pädagogik" zu suchen seien.

Doch die nach wie vor heterogen zusammengesetzte Protestbewegung
scheint über diese - und andere - Reaktionen des Regierungslagers eher
erzürnt als belustigt. Aufrufe zu einem "Akt Sechs", also einem
sechsten protestgefüllten Samstag in Folge seit dem 17. November 2018,
machten die Runde in den sozialen Medien. "Opfern wir Weihnachten!"
forderten manche.


Der Auslöser

Ende Oktober mobilisierte, zunächst vom Internet und den "sozialen
Medien" aus, eine zunächst weitgehend unorganisierte Protestbewegung
für Verkehrsblockaden ab dem 17. November. Anlass für den Unmut war
die damals angekündigte, inzwischen jedenfalls für 2019 ausgesetzte,
Erhöhung der Spritsteuer. Diesel sollte um 6, Benzin um 3 Cent pro
Liter teurer werden, und die Treibstoffsteuer sollte bis 2023
schrittweise weiter steigen. Offiziell wurde dies mit dem
"ökologischen Umbau", vor allem mit der Förderung der Elektromobilität
begründet. Real waren von den erwarteten 4 Milliarden Euro Einnahmen
jedoch weniger als eine Milliarde für solche Maßnahmen eingeplant, der
Rest schlicht zum Ausgleichen des Staatshaushalts.

Denn die Regierung unter Emmanuel Macron betreibt seit ihrem Antritt
im Mai 2017 einen systematischen Abbau der direkten,
einkommensprogressiven Steuern und der Sozialabgaben für Unternehmen.
Die dadurch verursachten Einkommensausfälle sollen durch eine Anhebung
nicht einkommensprogressiver Kopfsteuern - wie der "Allgemeinen
Sozialabgabe" CSG, die derzeit rund 9 Prozent des steuerpflichtigen
Einkommens ausmacht - und der Verbrauchssteuern kompensiert werden.


Verschiedene Seelen in der Brust

Dagegen richtete sich ein doppelter Protest: Einerseits ein generell
steuerfeindlicher Mittelstandsprotest in der Tradition der
"Steuerrebellen" unter Pierre Poujade - er erlebte 1956 seinen
Höhenflug, ein gewisser Jean-Marie Le Pen zog damals für seine
Bewegung in die Nationalversammlung ein. Auf der anderen Seite wies
die Bewegung auch eine sozial progressive Komponente auf, die stärker
auf höhere Einkommen und mehr Steuergerechtigkeit pochte.

Anfänglich zeigten sich alle Gewerkschaften skeptisch, doch im Laufe
der Wochen schlossen sich an der Basis zahlreiche Kreisverbände der
CGT dem Protest faktisch an, während ihr Dachverband zu eigenen
Protesttagen unabhängig von den "gelben Westen" mobilisierte. Der
"Aktionstag" der CGT am 14. Dezember wurde jedoch nur schwach befolgt.
Am 8. Dezember rief der linksalternative gewerkschaftliche
Zusammenschluss Solidaires erstmals explizit zu Protesten
zusammen mit den gelben Westen auf. Gewerkschaftliche und linke
Akteure versuchten, die Bewegung vor allem in Richtung Sozialprotest
und Steuergerechtigkeitsforderungen zu orientieren und auch
ökologische Belange zu berücksichtigen.

Bis zum Schluss wies die Protestbewegung jedoch beide Facetten auf. An
militanten Auseinandersetzungen mit der Polizei sowie an den
Ausschreitungen, wie sie vor allem am 1. und 8. Dezember im Zentrum
von Paris stattfanden, beteiligten sich sowohl militante Faschisten
aus außerparlamentarischen rechtsextremen Gruppen (etwa dem Bastion
Social, der die italienische Casa-Pound-Bewegung nachzuahmen
versucht), als auch Insurrektionalisten und andere anarchistische
Strömungen. Beide arbeiteten keineswegs zusammen, sondern wurden
parallel zueinander ohne jegliche Absprache aktiv. Hinzu kamen
Gelegenheitsrandalierer und Plünderer - die am 3. und 10. Dezember den
Richtern vorgeführten Festgenommenen waren meist sozial prekär lebende
junge Männer aus kleinen Provinzstädten, die zum ersten Mal im Leben
an einer Demonstration teilnahmen, sich vom Aktionsfieber anstecken
und dann erwischen ließen.

Ob der Protest sich auch über die Feiertage hinzieht, ist ziemlich
fraglich. Bislang bremste die Weihnachtsperiode noch fast jeden
Protest aus, vorübergehend oder dauerhaft. Und beim "Akt Fünf" am
15. Dezember war die Mobilisierung zum ersten Mal erkennbar
rückläufig.


Minimale Zugeständnisse

Die einsetzende Eiseskälte, aber auch unterschiedliche Einschätzungen
der Zugeständnisse, die Emmanuel Macron verkündet hat, haben sicher zu
dem Rückgang beigetragen. Zu diesen zählt eine angebliche Anhebung des
gesetzlichen Mindestlohns SMIC (er beträgt derzeit rund 1150 Euro
netto) um 100 Euro ab Februar 2019, die jedoch das Kapital "keinen
Euro zusätzlich kosten" soll. Tatsächlich handelt es sich hierbei gar
nicht um eine Lohnerhöhung, sondern um einen Steuerkredit, der
Geringverdienenden unter bestimmten Bedingungen zugute kommt. Er wird
mit der Einkommensteuer verrechnet und gilt als Anreiz, auch eine
schlecht bezahlte Erwerbstätigkeit aufzunehmen, statt von
Sozialleistungen zu leben, und er ist steuerfinanziert. Zusäzlich hat
Macron den Unternehmen vorgeschlagen, auf freiwilliger Basis ihren
Beschäftigten eine Jahresprämie auszuzahlen, für die sie dann
ihrerseits eine Steuervergünstigung erhalten. Mehrere Großunternehmen
wie TOTAL, Orange, SFR und Free, aber auch die Bahngesellschaft SNCF
haben eine solche Prämienzahlungen zum Jahresende angekündigt, meist
in Höhe von 1000 Euro.

Ferner sollen Überstunden der Beschäftigten künftig weder auf der
Seite der Lohnabhängigen noch auf der des Kapitals mit Steuern und
Sozialabgaben belastet werden - diese Maßnahme hatte bereits der
rechte Präsident Nicolas Sarkozy 2007 beschlossen, sie wurde jedoch
2012 unter François Hollande wieder abgeschafft.
Da trifft es sich gut, dass Sarkozy seit der ersten Dezemberwoche
faktisch neuer Berater von Macron wurde: Der Amtsinhaber konsultiert
seinen Vorvorgänger im Amt regelmäßig vor seinen neuen Beschlüssen.
Das Regierungslager, das ursprünglich um einen linksliberalen Touch
bemüht war, rückt dadurch deutlich nach rechts.

Diese Maßnahmen werden den Staatshaushalt voraussichtlich 10
Milliarden Euro zusätzliche Staatsausgaben im Jahr 2019 kosten. Nun
bemühen er und sein Premierminister Edouard Philippe sich eifrig, der
EU-Kommission in Brüssel und der deutschen Bundesregierung zu
erklären, man habe dennoch finanzpolitisch nicht verantwortungslos
gehandelt.


Wie weiter?

In den Reihen der heterogenen Bewegung der gelben Westen hat nun eine
Strategiedebatte begonnen. In Toulouse wird etwa darüber diskutiert,
sich in Kommissionen aufzuteilen, neue Politikfelder zu bearbeiten
oder diverse Boykotte im Alltag - etwa gegenüber Stromkonzernen - zu
organisieren.

Auf Landesebene kristallisiert sich unterdessen heraus, dass die
Forderung nach Einführung der Möglichkeit eines Referendums zur
Abschaffung eines bestehenden oder Einführung eines neuen Gesetzes für
Teile der Bewegung zum neuen Allheilmittel zu werden scheint. Die
Situation ähnelt dabei ein wenig jener in der Schlussphase der
Platzbesetzerbewegung Nuit debout im Frühjahr 2016, als Teile
der Protestierenden nach dem Scheitern der zeitgleich stattfindenen
Streiks gegen die Arbeitsrechtsreform ihr Patentrezept darin fanden,
eine neue Verfassung entwerfen zu wollen. Und zwar am Basteltisch,
also entkoppelt von gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzungen
darum.

Premierminister Edouard Phlippe erklärte am 17. Dezember, ein solches
Gesetz könne die Regierung gerne einführen, ein Referendum sei "ein
gutes Instrument in einer Demokratie", also mit dem bestehenden System
vereinbar.

Zugleich hat eine Debatte um eine eventuelle Betätigung in Parteiform
begonnen. Allerdings wird dieser Vorschlag auch in hohem Maße von
außerhalb an die Bewegung herangetragen - in deren Reihen träumen
wiederum manche Protagonisten von einer Kandidatur mindestens zu den
Kommunalwahlen im März 2020. Vor allem die Regierungspartei LREM
propagiert öffentlich und lautstark die Idee, eine Liste der gelben
Westen könne zu den Europaparlamentswahlen am 26. Mai 2019 antreten.


Vereinnahmungen

Dies käme ihr nämlich durchaus entgegen. LREM ließ bei einem
Umfrageinstitut eine Befragung darüber in Auftrag geben. Ergebnis:
Eine solche Liste würde demnach vor allem von Marine Le Pen und
Jean-Luc Mélenchon Wähler abziehen, also die aktivsten
Oppositionsparteien auf der Rechten und auf der Linken schwächen.

Allerdings dürfte dies kaum funktionieren, vielmehr würde das
Aufstellen gemeinsamer Listen eine heterogene Protestbewegung wohl
sofort auseinandertreiben. Nun richten diverse politische Parteien ihr
jeweiliges Angebot an die gelben Westen. Der designierte
Spitzenkandidat der PCF, Ian Brossat, möchte welche einladen, auf
seinen Listen zu den Europaparlamentswahlen zu kandidieren. Der
Linksnationalist und linke Sozialdemokrat Jean-Luc Mélenchon
verkündet, die Bewegung der gelben Westen habe ihn voll und ganz
"bestätigt", sie übernähmen sein volles Programm. Mélenchons Berater
und Abgeordneter Alexis Corbière hingegen sieht die Wahlplattform von
La France insoumise in einem Wettlauf mit der extremen Rechten,
erkennt also einen tobenden Hegemoniekampf.

In Umfragen verliert Mélenchon derzeit deutlich gegenüber dem Niveau,
das er bei der Präsidentschaftswahl 2017 erreicht hat (knapp 20
Prozent). Dies liegt unter anderem an seinem wiederholt egozentrischen
und polternden Auftreten in der Öffentlichkeit. Mélenchon lieferte
sich im Zusammenhang mit einer Hausdurchsuchung bei ihm im Oktober
handgreifliche Auseinandersetzungen mit den Polizisten und rief in
einer spektakulären Szene, die über alle Kanäle verbreitet wurde: "La
République, c'est moi!" Dieser Auftritt kostete ihn ganz erhebliche
Sympathien.

Unterdessen empfing der konservative Oppositionsführer, Laurent
Wauquiez, am 17. Dezember Vertreter der gelben Westen. Auch die
Neofaschistin Marine Le Pen profitiert erkennbar von der neuen
innenpolitischen Situation. Fänden am kommenden Sonntag
Präsidentschaftswahlen statt, erhielte sie laut einer jüngsten Umfrage
27 Prozent und damit den ersten Platz im ersten Wahlgang (vor
eineinhalb Jahren waren es 21,3 Prozent und der zweite Platz). Die
Umfrageinstitute sehen darin eine Auswirkung der jüngsten Proteste,
bei denen sie ostentativ als Unterstützerin auftrat. Am 7. Dezember
schlüpfte sie jedoch in die staatsmännische Rolle und wies darauf hin,
die Fünfte Republik gebe dem jeweiligen Präsidenten die wichtigste
Rolle, deswegen solle man nicht den Rücktritt Emmanuel Macrons
fordern. Le Pen glaubt nicht an eine rechte Machtergreifung von der
Straße aus und wartet in Ruhe auf ihre Stunde - wenn die politische
Linke es nicht schafft, als hinreichend glaubwürdige und vor allem
dynamische Alternative zu ihr und zum Regierungslager zu erscheinen.
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Z/257: Das "Maschinenfragment" und die "Befreiung der Arbeit" - Zur Kritik einer politischen Konstruktion (Teil 2)


Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 116 - Dezember 2018

Das "Maschinenfragment" und die "Befreiung der Arbeit"

Zur Kritik einer politischen Konstruktion (Teil II)

von Werner Goldschmidt



In diesem zweiten Teil zur Kritik der politischen Konstruktion
eines 'Maschinenfragments' in Marx' 'Grundrisse der Kritik der
politischen Ökonomie' (Teil I: Z 115, S. 118-132) soll zunächst
versucht werden, den Gang der Marxschen Argumentation zur
kapitalistischen Anwendung der Maschinerie und deren immanenter
Widersprüchlichkeit bis zu den Perspektiven einer 'Befreiung der
Arbeit' anhand knapper Textauszüge zu dokumentieren (I). Dabei wird
sich zeigen, dass Marx Überlegungen weit über die Möglichkeiten und
Grenzen der kapitalistischen Anwendung der Maschinen und allgemeiner
der gesellschaftlichen Produktivkräfte hinausweisen. Hierzu wird eine
kurze Skizze zur empirischen und historischen Tragweite dieser
Überlegungen umrissen (II). Mit einem Rückblick auf die in den
'realsozialistischen' Ländern der 1960/70er Jahre entwickelte Theorie
der 'wissenschaftlich-technischen Revolution' (III) wird abschließend
die These formuliert, dass die heute global entwickelte
kapitalistische Zivilisation vor einem Scheideweg steht zwischen dem
Übergang zu einer ökologisch-sozialistischen Gesellschaftsformation
oder der Ökologischen Katastrophe in Verbund mit einem sozialen und
politischen Fall in die Barbarei, wie sie sich derzeit weltweit
anzudeuten scheint (IV).


"Eine ... weltverändernde Praxis braucht eine offen
 theoretische Grundlegung, offen gegenüber allen Herausforderungen
 durch soziale Bewegungen, ökonomische Mächte, politische Kräfte in
 der Gesellschaft, offen gegenüber wissenschaftlichen Ansätzen die
 das theoretische Feld der vergangenen Analysen verlassen und neue
 beackern."

 Elmar Altvater[1]




I. Marx über die Widersprüche der kapitalistischen Entwicklung der
Produktivkräfte und die Perspektive einer Befreiung der Arbeit

[2]

Maschinerie als fixes Kapital - beherrschende Macht über die lebendige
Arbeit

"In den Produktionsprozeß des Kapitals aufgenommen, durchläuft das
Arbeitsmittel ... verschiedne Metamorphosen, deren letzte die
Maschine ist oder vielmehr ein automatisches System der
Maschinerie (...), in Bewegung gesetzt durch einen Automaten,
bewegende Kraft, die sich selbst bewegt; dieser Automat, bestehend aus
zahlreichen mechanischen und intellektuellen Organen, so daß die
Arbeiter selbst nur als bewußte Glieder desselben bestimmt sind. In
der Maschine und noch mehr in der Maschine[rie] als einem
automatischen System ist das Arbeitsmittel verwandelt seinem
Gebrauchswert nach, d.h. seinem stofflichen Dasein nach in eine dem
Capital fixe und dem Kapital überhaupt adäquate Existenz  und die
Form, in der es als unmittelbares Arbeitsmittel in den
Produktionsprozeß des Kapitals aufgenommen wurde, in eine durch das
Kapital selbst gesetzte und ihm entsprechende Form aufgehoben. Die
Maschine erscheint in keiner Beziehung als Arbeitsmittel des einzelnen
Arbeiters. Ihre differentia specifica ist keineswegs, wie beim
Arbeitsmittel [gemeint ist etwa das einfache Werkzeug - WG], die
Tätigkeit des Arbeiters auf das Objekt zu vermitteln, sondern
diese Tätigkeit ist vielmehr so gesetzt, dass sie nur noch die Arbeit
der Maschine, ihre Aktion auf das Rohmaterial vermittelt -
überwacht und sie vor Störungen bewahrt. ... Der
Produktionsprozeß hat aufgehört, Arbeitsprozeß in dem Sinn zu
sein, daß die Arbeit als die ihn beherrschende Einheit über ihn
übergriffe. ... In der Maschinerie tritt die vergegenständlichte
Arbeit der lebendigen Arbeit im Arbeitsprozess selbst als die sie
beherrschende Macht gegenüber, die das Kapital als
Aneignung der lebendigen Arbeit seiner Form nach ist."
(592/593, Hervorh. WG)

"Die Entwicklung des Arbeitsmittels zur Maschinerie ist nicht zufällig
für das Kapital, sondern ist die historische Umgestaltung des
traditionell überkommnen Arbeitsmittels als dem Kapital adäquat
umgewandelt. Die Akkumulation des Wissens und des Geschicks, der
allgemeinen Produktivkräfte des gesellschaftlichen Hirns, ist so der
Arbeit gegenüber absorbiert in dem Kapital und erscheint daher als
Eigenschaft des Kapitals, ... (594)

"Insofern ferner die Maschinerie sich entwickelt mit der Akkumulation
der gesellschaftlichen Wissenschaft, Produktivkraft überhaupt, ist es
nicht in dem Arbeiter, sondern im Kapital, daß sich die allgemein
gesellschaftliche Arbeit darstellt. ... Das Wissen erscheint in der
Maschinerie als fremdes außer ihm [dem Arbeiter - WG]; und die
lebendige Arbeit subsumiert unter die selbständig wirkende
vergegenständlichte. Der Arbeiter erscheint als überflüssig, soweit
nur seine Aktion nicht bedingt ist durch die Bedürfnisse [des
Kapitals]. ... Der quantitative Umfang, worin, und die Wirksamkeit
(Intensivität), worin das Kapital als Capital fixe entwickelt ist,
zeigt daher überhaupt den degree an, worin das Kapital als Kapital,
als die Macht über die lebendige Arbeit entwickelt ist und sich den
Produktionsprozeß überhaupt unterworfen hat." (595 - Hervorh. WG)

Technologische Anwendung der Wissenschaft

"Die volle Entwicklung des Kapitals findet also erst statt ...
sobald ... der ganze Produktionsprozeß aber als nicht subsumiert unter
die unmittelbare Geschicklichkeit des Arbeiters, sondern als
technologische Anwendung der Wissenschaft. Der Produktion
wissenschaftlichen Charakter zu geben, daher die Tendenz des Kapitals,
und die unmittelbare Arbeit herabgesetzt zu einem bloßen Moment
dieses Prozesses." (595 - Hervorh. WG)

"Es ist einerseits direkt aus der Wissenschaft entspringende Analyse
und Anwendung mechanischer und chemischer Gesetze, welche die Maschine
befähigt, dieselbe Arbeit zu verrichten, die früher der Arbeiter
verrichtete. Die Entwicklung der Maschinerie auf diesem Weg tritt
jedoch erst ein, sobald die große Industrie schon höhre Stufe erreicht
hat und die sämtlichen Wissenschaften in den Dienst des Kapitals
gefangengenommen sind ... Die Erfindung wird dann ein Geschäft und die
Anwendung der Wissenschaft auf die unmittelbare Produktion selbst ein
für sie bestimmender und sie sollizitierender Gesichtspunkt."
(599f. - Hervorh. WG)

"Der Austausch von lebendiger Arbeit gegen vergegenständlichte, d.h.
das Setzen der gesellschaftlichen Arbeit in der Form des Gegensatzes
von Kapital und Lohnarbeit - ist die letzte Entwicklung des
Wertverhältnisses und der auf dem Wert beruhenden Produktion. Ihre
Voraussetzung ist und bleibt - die Masse unmittelbarer
Arbeitszeit, das Quantum angewandter Arbeit als der entscheidende
Faktor der Produktion des Reichtums. In dem Maße aber, wie die große
Industrie sich entwickelt, wird die Schöpfung des wirklichen Reichtums
abhängig weniger von der Arbeitszeit und dem Quantum angewandter
Arbeit als von der Macht der Agentien, die während der Arbeitszeit in
Bewegung gesetzt werden und ... - deren powerful effectiveness
- selbst wieder in keinem Verhältnis steht zur unmittelbaren
Arbeitszeit, die ihre Produktion kostet, sondern vielmehr
abhängt vom allgemeinen Stand der Wissenschaft und dem Fortschritt der
Technologie, oder der Anwendung dieser Wissenschaft auf die
Produktion." (600 - Hervorh. WG)

"Die Natur baut keine Maschinen, keine Lokomotiven,
Eisenbahnen, electric telegraphs, selfacting mules etc. Sie sind
Produkte der menschlichen Industrie; natürliches Material,
verwandelt in Organe des menschlichen Willens über die Natur oder
seiner Betätigung in der Natur. Sie sind von der menschlichen Hand
geschaffne Organe des menschlichen Hirns; vergegenständlichte
Wissenskraft." (602)

Wissenschaft als allgemeine Produktivkraft - Das Kapital
arbeitet an eigner Auflösung

"In demselben Maße, wie die Arbeitszeit - das bloße Quantum Arbeit
- durch das Kapital als einziges wertbestimmendes Element gesetzt
wird, in demselben Maße verschwindet die unmittelbare Arbeit und
ihre Quantität als das bestimmende Prinzip der Produktion - der
Schöpfung von Gebrauchswerten und wird sowohl quantitativ zu einer
geringem Proportion herabgesetzt wie qualitativ als ein zwar
unentbehrliches, aber subalternes Moment gegen die allgemeine
wissenschaftliche Arbeit, technologische Anwendung der
Naturwissenschaften nach der einen Seite, wie [gegen die] aus der
gesellschaftlichen Gliederung in der Gesamtproduktion hervorgehende
allgemeine Produktivkraft - die als Naturgabe der
gesellschaftlichen Arbeit (obgleich historisches Produkt)
erscheint. Das Kapital arbeitet so an seiner eignen Auflösung als
die Produktion beherrschende Form." (596 - Hervorh. WG)

Wächter und Regulator des Produktionsprozesses - Entwicklung
des gesellschaftlichen Individuums als Grundpfeiler des Reichtums

"Der wirkliche Reichtum manifestiert sich ... - und dies enthüllt die
große Industrie - im ungeheuren Mißverhältnis zwischen der angewandten
Arbeitszeit und ihrem Produkt wie ebenso im qualitativen Mißverhältnis
zwischen der auf eine reine Abstraktion reduzierten Arbeit und der
Gewalt des Produktionsprozesses, den sie bewacht. Die Arbeit erscheint
nicht mehr so sehr als in den Produktionsprozeß eingeschlossen, als
sich der Mensch vielmehr als Wächter und Regulator zum
Produktionsprozeß selbst verhält. (....) Er tritt neben den
Produktionsprozeß, statt sein Hauptagent zu sein. In dieser Umwandlung
ist es weder die unmittelbare Arbeit, die der Mensch selbst
verrichtet, noch die Zeit, die er arbeitet, sondern die Aneignung
seiner eignen allgemeinen Produktivkraft, sein Verständnis der Natur
und die Beherrschung derselben durch sein Dasein als
Gesellschaftskörper - in einem Wort die Entwicklung des
gesellschaftlichen Individuums, die als der große Grundpfeiler der
Produktion und des Reichtum erscheint." (601 - Hervorh. WG)

General Intellect und die Grenzen des Wertgesetzes

"Der Diebstahl an fremder Arbeitszeit, worauf der jetzige Reichtum
beruht, erscheint miserable Grundlage gegen diese neuentwickelte,
durch die große Industrie selbst geschaffne. Sobald die Arbeit in
unmittelbarer Form aufgehört hat, die große Quelle des Reichtum zu
sein, hört und muß aufhören, die Arbeitszeit sein Maß zu sein und
daher der Tauschwert [das Maß] des Gebrauchswerts. Die Surplusarbeit
der Masse hat aufgehört, Bedingung für die Entwicklung des allgemeinen
Reichtums zu sein, ebenso wie die Nichtarbeit der wenigen für die
Entwicklung der allgemeinen Mächte des menschlichen Kopfes. Damit
bricht die auf dem Tauschwert ruhnde Produktion zusammen, ..."
(601 - Hervorh. WG)

"Das Kapital ist selbst der prozessierende Widerspruch [dadurch], daß
es die Arbeitszeit auf ein Minimum zu reduzieren strebt, während es
andrerseits die Arbeitszeit als einziges Maß und Quelle des Reichtums
setzt." (601)

"Nach der einen Seite hin ruft es [das Kapital-WG] also alle Mächte
der Wissenschaft und der Natur wie der gesellschaftlichen Kombination
und des gesellschaftlichen Verkehrs ins Leben, um die Schöpfung
des Reichtums unabhängig (relativ) zu machen von der auf sie
angewandten Arbeitszeit. Nach der andren Seite will es diese so
geschaffnen riesigen Gesellschaftskräfte messen an der Arbeitszeit und
sie einbannen in die Grenzen, die erheischt sind, um den schon
geschaffnen Wert als Wert zu erhalten. Die Produktivkräfte und
gesellschaftlichen Beziehungen - beides verschiedne Seiten der
Entwicklung des gesellschaftlichen Individuums - erscheinen dem
Kapital nur als Mittel und sind für es nur Mittel, um von seiner
bornierten Grundlage aus zu produzieren. In fact aber sind sie die
materiellen Bedingungen, um sie in die Luft zu sprengen." (602 -
Hervorh. WG)

"Die Entwicklung des capital fixe zeigt an, bis zu welchem Grade
das allgemeine gesellschaftliche Wissen, knowledge, zur
unmittelbaren Produktivkraft geworden ist und daher die
Bedingungen des gesellschaftlichen Lebensprozesses selbst unter die
Kontrolle des general intellect gekommen und ihm gemäß umgeschaffen
sind." (602 -Hervorh. WG)

Tendenzieller Fall der Profitrate[3] - Krise - Übergang zu
einer höheren Produktionsweise 

"Die Rate des Profits hängt also - denselben Mehrwert, dieselbe
Surplusarbeit im Verhältnis zur notwendigen Arbeit vorausgesetzt - ab
von dem Verhältnis des Teils des Kapitals, der gegen lebendige Arbeit
ausgetauscht wird, zu dem Teil, der in der Form von Rohmaterial und
Produktionsmittel existiert. Je geringer also die gegen lebendige
Arbeit ausgetauschte Portion wird, um so geringer wird die Rate des
Profits. In demselben Verhältnis also, worin in dem Produktionsprozeß
das Kapital als Kapital größten Raum einnimmt in Proportion zu der
unmittelbaren Arbeit, je mehr also der relative Surpluswert wächst -
die wertschaffende Kraft des Kapitals -, um so mehr fällt die Rate des
Profits. (639)

"Die Abnahme des Profits ist vom historischen Standpunkt aus das
wichtigste Gesetz.  Es ist ein Gesetz, das trotz seiner
Einfachheit bisher nie begriffen und noch weniger bewußt ausgesprochen
worden ist.[4] ... so zeigt sich, daß die schon vorhandne materielle,
schon herausgearbeitete, in der Form von capital fixe existierende
Produktivkraft, wie die scientific power, wie die Bevölkerung etc.,
kurz, alle Bedingungen des Reichtums, daß die größten Bedingungen für
die Reproduktion des Reichtums, i.e. die reiche Entwicklung des
sozialen Individuums - daß die durch das Kapital selbst in seiner
historischen Entwicklung herbeigeführte Entwicklung der
Produktivkräfte, auf einem gewissen Punkt angelangt, die
Selbstverwertung des Kapitals aufhebt, statt sie zusetzen." (641)

"Über einen gewissen Punkt hinaus wird die Entwicklung der
Produktivkräfte eine Schranke für das Kapital; also das
Kapitalverhältnis eine Schranke für [die] Entwicklung der
Produktivkräfte der Arbeit. Auf diesem Punkt angelangt, tritt das
Kapital, d.h. Lohnarbeit, in dasselbe Verhältnis zur Entwicklung des
gesellschaftlichen Reichtums und der Produktivkräfte wie Zunftwesen,
Leibeigenschaft, Sklaverei und wird als Fessel notwendig abgestreift
Die letzte Knechtsgestalt, die die menschliche Tätigkeit annimmt, die
der Lohnarbeit auf der einen, des Kapitals auf der andren Seite, wird
damit abgehäutet, und diese Abhäutung selbst ist das Resultat der dem
Kapital entsprechenden Produktionsweise; ..." (641f.)

"In schneidenden Widersprüchen, Krisen, Krämpfen drückt sich
die wachsende Unangemessenheit der produktiven Entwicklung der
Gesellschaft zu ihren bisherigen Produktionsverhältnissen aus.
Gewaltsame Vernichtung von Kapital, nicht durch ihm äußere
Verhältnisse, sondern als Bedingung seiner Selbsterhaltung, ist die
schlagendste Form, worin ihm advice gegeben wird, to be gone and to
give room to a higher state of social production (642 - Hervorh.
WG)

Materielle Voraussetzungen für eine klassenlose Gesellschaft


"Aber innerhalb der bürgerlichen, auf dem Tauschwert beruhenden
Gesellschaft erzeugen sich sowohl Verkehrs- als
Produktionsverhältnisse, die ebenso viel Minen sind, um sie zu
sprengen. (Eine Masse gegensätzlicher Formen der gesellschaftlichen
Einheit, deren gegensätzlicher Charakter jedoch nie durch stille
Metamorphose zu sprengen ist. Andrerseits, wenn wir nicht in der
Gesellschaft, wie sie ist, die materiellen Produktionsbedingungen und
ihnen entsprechenden Verkehrsverhältnisse für eine klassenlose
Gesellschaft verhüllt vorfänden, wären alle Sprengversuche
Donquichoterie.)" (93)

"Das Kapital wendet die Maschine ... nur an, soweit sie den Arbeiter
befähigt, einen größeren Teil seiner Zeit für das Kapital zu arbeiten,
­... Durch diesen Prozeß wird in der Tat das Quantum zur
Produktion eines gewissen Gegenstandes nötige Arbeit auf ein Minimum
reduziert, aber nur damit ein Maximum von Arbeit in dem Maximum
solcher Gegenstände verwertet werde. Die erste Seite ist wichtig,
weil das Kapital hier - ganz unabsichtlich - die menschliche Arbeit
auf ein Minimum reduziert ... Dies wird der emanzipierten Arbeit
zugute kommen und ist die Bedingung ihrer Emanzipation." (598)

"Die Maschinerie verliert ihren Gebrauchswert nicht, sobald sie
aufhörte, Kapital zu sein. Daraus, daß die Maschinerie die
entsprechendste Form des Gebrauchswerts des Capital fixe, folgt
keineswegs, daß die Subsumtion unter das gesellschaftliche Verhältnis
des Kapitals das entsprechendste und beste gesellschaftliche
Produktionsverhältnis für die Anwendung der Maschinerie." (596)

Arbeit als Bedürfnis - Freie Arbeit, als verdammtester Ernst
und intensivste Anstrengung[5]

"Du sollst arbeiten im Schweiß deines Angesichts! war Jehovas Fluch,
den er Adam mitgab. Und so als Fluch nimmt A. Smith die Arbeit. Die
'Ruhe' erscheint als der adäquate Zustand, als identisch mit
'Freiheit' und 'Glück'. Daß das Individuum 'in seinem normalen
Zustand von Gesundheit, Kraft, Tätigkeit, Geschicklichkeit,
Gewandtheit' auch das Bedürfnis einer normalen Portion von Arbeit
hat und von Aufhebung der Ruhe, scheint A. Smith ganz
fernzuliegen. Allerdings erscheint das Maß der Arbeit selbst äußerlich
gegeben, durch den zu erreichenden Zweck und die Hindernisse, die zu
seiner Erreichung durch die Arbeit zu überwinden. Daß aber diese
Überwindung von Hindernissen an sich Betätigung der Freiheit -
und daß ferner die äußren Zwecke den Schein bloß äußrer
Naturnotwendigkeit abgestreift erhalten und als Zwecke, die das
Individuum selbst erst setzt, gesetzt werden - also als
Selbstverwirklichung, Vergegenständlichung des Subjekts, daher reale
Freiheit, deren Aktion eben die Arbeit, ahnt A. Smith
ebensowenig. Allerdings hat er recht, daß in den historischen Formen
der Arbeit als Sklaven-, Fronde-, Lohnarbeit die Arbeit stets
repulsiv, stets als äußre Zwangsarbeit erscheint und ihr gegenüber die
Nichtarbeit als 'Freiheit und Glück'. (512 - Hervorh. WG)

"Allerdings hat er (Smith-WG) recht, daß in den historischen Formen
der Arbeit als Sklaven-, Fronde-, Lohnarbeit die Arbeit stets
repulsiv, stets als äußre Zwangsarbeit erscheint und ihr gegenüber die
Nichtarbeit als "Freiheit und Glück". Es gilt doppelt: von dieser
gegensätzlichen Arbeit und, was damit zusammenhängt, der Arbeit, die
sich noch nicht die Bedingungen, subjektive und objektive, geschaffen
hat (oder auch gegen den Hirten- etc. Zustand, der sie verloren hat),
damit die Arbeit travail attractif, Selbstverwirklichung des
Individuum sei, was keineswegs meint, daß sie bloßer Spaß sei, bloßes
amusement, wie Fourier es sehr grisettenmäßig naiv auffaßt. Wirklich
freie Arbeiten, z.B. Komponieren, ist grade zugleich verdammtester
Ernst, intensivste Anstrengung." (512 - Hervorh. WG)

Freie Entwicklung der Individualitäten - Disposable time als
Maß des Reichtums

"Die freie Entwicklung der Individualitäten und daher nicht das
Reduzieren der notwendigen Arbeitszeit, um Surplusarbeit zu setzen,
sondern überhaupt die Reduktion der notwendigen Arbeit der
Gesellschaft zu einem Minimum, der dann die künstlerische,
wissenschaftliche etc. Ausbildung der Individuen durch die für sie
alle freigewordne Zeit und geschaffnen Mittel entspricht." (601 -
Hervorh. WG)

"... der wirkliche Reichtum ist die entwickelte Produktivkraft
aller Individuen. Es ist dann keineswegs mehr die Arbeitszeit, sondern
die disposable time das Maß des Reichtums." (604 - Hervorh. WG)

"Die Ersparung von Arbeitszeit gleich Vermehren der freien Zeit,
d.h. Zeit für die volle Entwicklung des Individuums, die selbst
wieder als die größte Produktivkraft zurückwirkt auf die
Produktivkraft der Arbeit. ... Die freie Zeit, die sowohl Mußezeit
als Zeit für höhre Tätigkeit ist - hat ihren Besitzer natürlich in ein
andres Subjekt verwandelt, ... in dessen Kopf das akkumulierte
Wissen der Gesellschaft existiert." (607 - Hervorh. WG)

An diesen Textauszügen aus den 'Grundrissen' sollte die grundlegende
Bedeutung der Marxschen Reflexionen über die historischen Perspektiven
des dialektischen Verhältnisses von Produktivkraftentwicklung und
Entwicklung der Produktionsverhältnisse bis an die Grenzen der
kapitalistischen Produktionsweise und über sie hinaus klar geworden
sein. Und es dürfte auf der Hand liegen, dass die widersprüchlichen
Aspekte, die Marx insbesondere an der Entwicklungstendenz der
Produktivkräfte [6] im Kapitalismus hervorhebt, in unserer Gegenwart -
mehr noch als zu Zeiten Rosdolskis [7] - von eindrucksvoller
Aktualität sind.


II. Soziale Aspekte des technischen Wandels im Übergang zum
neoliberalen Digitalkapitalismus

Zugleich zeigen sie aber auch, dass sie für die Arbeiterkämpfe in
Italien oder anderswo während der 1960/70er Jahre nur von begrenztem
politisch-strategischer Wert sein konnten. Das änderte sich freilich
in den darauffolgenden Jahrzehnten, schon wegen der fortschreitenden
Automation der Produktion im Verbund mit Computertechnologie und
Internet zum High-Tech- oder Digitalkapitalismus der jüngsten Epoche,
in denen sich wesentliche Merkmale der von Marx
analytisch-prognostisch festgestellten Tendenzen als real erwiesen
hatten. Unter dem Eindruck dieser Entwicklung erlebten die
naturwissenschaftlich-technischen und die sozialen
Arbeitswissenschaften einen bemerkenswerten Aufschwung - und in
ihrem Gefolge auch die vorwiegend betriebswirtschaftlich
ausgerichteten Organisations- und Managementwissenschaften -
wie seit dem Taylorismus und seiner globalen Durchsetzung während der
1920/30er Jahre (Fordismus) nicht mehr. Die aus jener fordistischen
Epoche überkornrnenen Formen der industriellen Arbeit (Fließband) und
der Arbeitsteilung, die Qualifikation der Arbeitskräfte, die Trennung
von Hand- und Kopfarbeit (von Fertigung und Forschung), wie die
tradiionellen hierarchischen Leitungsstrukturen und damit auch die
überkommene soziale Gliederung des betrieblichen wie des
gesellschaftlichen 'Arbeitskörpers' erwiesen sich mehr und mehr als
überholt. Sie wurden zunächst durch betriebliche Experimente (Vorbild
Volvo) und staatlich unterstütze Forschungsprograrnme [8] in Frage
gestellt, und seit etwa den 1980er Jahren auch in den meisten
fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern vielfach auch überwunden.

Seither haben sich allerdings keine neuen stabilen Formen der Arbeit
in der Industrie, wie in großen Bereichen des Dienstleistungssektors
(Vertrieb, Handel, Marketing, schließlich auch Finanzsektor)
durchsetzen können. Vielmehr ist nahezu der gesamte Bereich der
Fertigungs-, Forschungs- und Leitungsarbeit auf allen Sektoren einer
permanenten Veränderung ausgesetzt, die das aus der fordistischen
Epoche herrührende Modell des 'Normalarbeitsverhältnisses' zu
untergraben droht und teilweise außer Kraft gesetzt hat. Prekäre
Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit, dazu noch ein tendenziell
wachsender Niedriglohnbereich haben sich in vielen Sektoren - je nach
Konjunktur als Ergänzung oder aber auch als 'neue Normalität' -
weitgehend durchgesetzt. All dies geschah und geschieht auf dem
Hintergrund stets drohender konjunktureller, vor allem aber
technologischer Arbeitslosigkeit, die einen ständigen Druck auf
die Beschäftigten und die Gewerkschaften wie auf das Prinzip der
Solidarität überhaupt ausübte.

Schien es anfänglich noch, als könnten die Gewerkschaften dieser
Gefahr durch eine aktive Politik der Arbeitszeitverkürzung
(35-Stunden-Woche) entgegentreten, so erwies sich dies spätestens Ende
der 1980er Jahre als allzu 'kurzer Traum der Solidarität'. Die
fortschreitende Differenzierung von Arbeitsformen und Arbeitskräften
unterhöhlte mehr und mehr die tradierte Form der gewerkschaftlichen
Solidarität. Durch Schlagworte aus der zeitgenössischen
Managementliteratur wie Individualisierung und
Subjektivierung der Arbeit bei gleichzeitigem Teambuilding usw.
schien wenigstens für einen Teil der Beschäftigten des Kapitals oder
eine neuen Schicht von Scheinselbständigen (Ich-AGs u.ä.) eine
bestimmte Art von 'Befreiung der Arbeit' selbst oder gerade
unter den gegebenen Bedingungen des sich als neoliberal 'neu'
formierenden Kapitalismus möglich; diese Illusion, die selbst bei
Teilen hochqualifizierter, aber prekär Beschäftigter verbreitet war,
verflüchtigte sich allmählich erst in der Folge der großen
Weltwirtschafts- und Finanzkrise der Jahre 2007/08ff". Als empirisches
Fazit bleibt festzuhalten, dass im Lauf der
wissenschaftlich-technischen Entwicklung unter post-fordistisch
neoliberalen Arbeits- und Lebensbedingungen der tradierte Begriff der
Arbeiterklasse, wie er für den industriell geprägten Kapitalismus bis
in die 1960er Jahre hinein noch gültig sein mochte, seither immer
problematischer wurde. Ob und inwieweit es gelingen kann, die objektiv
immer heterogener werdenden Fraktionen der 'Lohnarbeiter des Kapitals'
und subjektiv differenzierten Milieus der 'neuen Arbeitnehmer' in
gemeinsamen gewerkschaftlichen und politischen Organisationen
zusammenzufassen bleibt ungewiss.

Mit dieser zugegebener Weise grob vereinfachenden Skizze soll
lediglich angedeutet werden, dass Marx' Überlegungen zum Zusammenhang
von kapitalistischer Produktivkraftentfaltung und einer potentiellen
'Befreiung der Arbeit' an utopischer Kraft zwar eingebüßt aber noch
immer nicht gänzlich verloren hat. Als 'konkrete Utopie' kann
sie jedoch für den Übergang in eine postkapitalistische,
ökologisch-sozialistische Zukunftsgesellschaft nur in Verbindung mit
einem kritischen und selbstkritischen Bezug zur gesellschaftlichen
Realität wirksam werden.


III. Anmerkung zur Theorie der wissenschaftlich-technischen
Revolution

[9]

Letzteres gilt insbesondere, wenn man die Lehren aus jenem großen
sozialpolitischen Experiment ziehen will, das mit der russischen
Oktoberrevolution 1917 begann und sich Ende der 1980er/Anfang der
1990er Jahre als gescheitert erwiesen hat. Vieles spricht dafür, dass
dieses Scheitern in letzter Instanz an der Unfähigkeit des sich selbst
als 'realsozialistisch' bezeichnenden Weltsystems gelegen hat, die
'wissenschaftlich-technische Revolution' (WTR) zu 'meistern' -
wie man es in der Sprache der damaligen Protagonisten ausdrückte.
Dabei war die Theorie der WTR seit den 1960er Jahren vor allem in den
realsozialistischen Ländern entwickelt worden; nicht zuletzt, um den
Anspruch der Überlegenheit des 'realen Sozialismus' gegenüber dem
'imperialistischen' Kapitalismus, der sich aus der Euphorie über die
spektakulären Erfolge der sowjetischen Raumfiahrt (Sputnik) zu ergeben
schien, auch theoretisch zu begründen. Insofern handelte es sich auch
bei der Theorie der WTR nicht zuletzt um eine politische Konstruktion.
"Der Begriff machte in den 1960er Jahren rasch Kaniere, nach seiner
Verwendung im KPdSU-Programm von 1961 besonders in den Dokumenten und
Publikationen der internationalen kommunistischen Bewegung). Es
erschien eine kaum zu übersehende Flut von entsprechenden
Studien."[10] Die Mischung aus politischstrategischer Intention [11]
und wissenschaftlicher Form macht schließlich den eigentümlich
ideologischen Charakter vieler Mainstream-Texte zur WTR aus.

Neben den "unbestreitbar ideologischen Züge(n)" hatte das WTR-Konzept
allerdings auch einen "bedeutenden kognitiven Gehalt."[12] Zum einen -
das betraf vor allem die Frage nach dem wissenschafts-revolutionären
Charakter des Prozesses - stützte es sich auf gründliche
Untersuchungen des britischen Wissenschaftshistorikers Bernal,
denen auch der Terminus "wissenschaftlich-technische Revolution"
entnommen werden war.[13] Zum anderen konnte sich das Konzept -
zumindest in seinen wissenschaftlich anspruchsvolleren Versionen -
nicht nur auf umfangreiche empirische Forschungen stützen, sondern
auch auf Marx' Überlegungen zur technischen Entwicklung der
kapitalistischen Produktions- und Betriebsweise und deren für den
Kapitalismus spezifischen sozial-ökonomischen Grenzen, wie sie in den
oben zitierten Passagen aus den 'Grundrisse' dokumentiert sind. Es ist
kein Zufall, dass der maßgebende Autor und Herausgeber der
international meist diskutierten Studie zu den "Auswirkungen der
technisch-wissenschaftlichen Revolution auf die
Produktionsverhältnisse"[14], Radovan Richta, ein ausgewiesener Kenner
und der Übersetzer der 'Grundrisse' ins Tschechische war.[15]

Die besondere Komplexität der WTR-Theorie- auch gegenüber dem
Marxschen Ausgangspunkt in den 'Grundrissen' - bestand nun darin, dass
die empirisch konstatierte (dritte oder vierte) Revolutionierung der
Produktivkräfte spätestens zu Beginn der 1960er Jahre unter den
Bedingungen eines möglichst friedlichen 'Wettstreits' zweier
miteinander unvereinbarer Gesellschaftssysterne einsetzte, und
voraussichtlich noch eine längere Periode möglichst friedlicher
Koexistenz anhalten würde. Dabei stand die Überlegenheit der
sozialistischen Produktionsverhältnisse für die meisten Theoretiker
der WTR von vornherein fest, selbst dann, wenn der ra] existierende
Kapitalismus sich auf einzelnen Gebieten der Produktivkraftentfaltung
- angeblich vorübergehend rascher entwickle als der real existierende
Sozialismus.

"Wie zeigen sich real die Grenzen des Kapitalismus in der
wissenschaftlich-technischen Revolution, wenn diese durchaus
voranschreitet? Wie zeigen sich die überlegenen Möglichkeiten des
Sozialismus zur Bewältigmg der wissenschaftlich-technischen
Revolution?"[16] fragt einer der später selbstkritischen Autoren, und
verweist in seiner damaligen Antwort auf zwei seiner Auffassung nach
grundlegende Momente: 1. Die "Unterdrückung der Persönlichkeit des
Werktätigen als entscheidende Grenze des Kapitalismus in der
wissenschaftlich-technischen Revolution" und 2. Die "Konkurrenz und
Anarchie als Schranken der wissenschaftlich-technischen
Revolution".[17] In dieser Abstraktheit wird man dem Autor vom
marxistischen Standpunkt aus kaum widersprechen. Ob sich aber die
"überlegenen Möglichkeiten des Sozialismus" gegenüber dem Kapitalismus
gerade auf diesen beiden Feldern im 'Wettstreit' beider Systeme auch
tatsächlich durchsetzen würden oder sich durchgesetzt haben, muss im
historischen Rückblick eindeutig als widerlegt gelten.

(Zu 1) Stärker empirisch orientierte Autoren waren - bei prinzipieller
Übereinstimmung mit den allgemeinen Voraussetzungen der WTR-Theorie -
hinsichtlich der Realentwicklung beider Systeme vorsichtiger, Die
sowjetischen Autoren Tjulpanow und Scheinis stellten
hinsichtlich der Persönlichkeitsentwicklung, der Qualifikation der
Arbeitskraft und des dazu erforderlichen Bildungssystem in den
entwickelten kapitalistischen Ländern "erhebliche Veränderungen" fest,
um "den Anforderungen der wissenschaftlich-technischen Revolution und
des Systemwettbewerbs [zu] entsprechen." Immerhin hätten in dieser
Situation "demokratische Kräfte" in jenen Ländern dafür gekämpft, die
finanziellen Mittel nicht nur für beruflich-fachliche Qualifikationen,
sondern auch für humanistische und demokratische Ziele, einzusetzen
und gezeigt, dass die "Brechung des Bildungsmonopols" realisierbar
sei.[18]

(Zu 2) Für das Autorenkollektiv des Richta-Reports [19] stand
einerseits außer Zweifel, dass die Regulierung der sozialistischen
Produktion und des Fortschritts der WTR durch wissenschaftlich
fimdierte und demokratisch legitimierte Planung gegenüber der
'Anarchie des kapitalistischen Marktes' oder der Monopolmacht
kapitalistischer Großkonzeme im Interesse der Werktätigen bzw. der
Gesamtgesellschaft prinzipiell überlegen sei. Andererseits aber zeige
die empirische Beobachtung, dass diese Überlegenheit sich bisher (d.h.
in den 1960er Jahren) zwar auf einigen (z.B. in der Weltraumfahrt),
keineswegs aber auf allen Gebieten der Produktivkraftentwicklung und
des gesellschaftlichen Lebens der Menschen im Sozialismus nachweisen
ließe - manchmal zeigten sich sogar Defizite im Vergleich zu den
fortgeschrittenen Ländern des Kapitals. Die Ursachen hierfür seien
komplexer Natur. Zum einen seien sie sozial-historisch bedingt, etwa
aufgrund unterentwickelter Industrialisierung aus vorsozialistischer
Zeit oder infolge der Zerstörung der industriellen Basis während des
2. Weltkriegs u.ä., was den Übergang zu einer über die traditionelle
Industriegesellschaft hinaus weisende wissenschaftlich-technische
Revolution in den betroffenen Ländern objektiv behindere. Zum anderen
zeige sich aber in der nun beginnenden Epoche
wissenschaftlich-technischer Revolutionierung der Produktivkräfte,
dass die bisherigen Methoden der politischen Planung und Leitung der
Volkswirtschaften wie der gesamten gesellschaftlichen Entwicklung -
die in der vorangegangenen Epoche nachholender Industrialisierung sich
als durchaus erfolgreich erwiesen hätten - nunmehr tendenziell zu
einem Hemmschuh für das rasche Voranschreiten und der vollständigen
Realisierung der WTR im Sozialismus zu werden drehten.[20] Dies wirke
sich nicht nur im Wettstreit mit den kapitalistischen Ländern negativ
aus, sondern auch auf den längerfristig - bis etwa zum Ende des 20.
Jh. - geplanten Übergang zum Kommunismus.[21]

Mitten im 'Prager Frühlings' richteten Richta und Kollektiv in
diesem Sinne einen dramatischen Appell "Für ein neues Modell des
Sozialismus" nicht nur an die tschechoslowakische Gesellschaft,
sondern an alle (real)sozialistischen Kräfte in der Welt.

"Die Entfaltung eines funktionierenden sozialistischen Systems ist
nicht auf Grund einer bloßen Negation der kapitalistischen Formen -
der bürgerlichen Machtinstitutionen und des Privateigentums an den
Produktionsmitteln - möglich. Der Sozialismus in seiner spezifischen
Gestalt kann nicht als eine Gesellschaft existieren, in der statt der
gestürzten Bourgeoisie Bürokraten herrschen, der Staat an Stelle der
Kapitalisten die Industrialisierung verwirklicht und das Land in eine
einzige große, zentral geleitete Fabrik verwandelt; wo soziale
Gerechtigkeit und Sicherheit für alle dadurch 'gewährleistet' werden
soll, daß fast alle Menschen der Möglichkeit beraubt sind, ihre
Fähigkeiten und schöpferischen Impulse zu entfalten." Es gelte daher
vor allem, neue "demokratische Entscheidungsorgane" zu konstituieren,
"die ein höheres Maß an Freiheit gewährleisten" um die Dynamik der
Produktivkräfte, die ständig wachsenden Möglichkeiten für die
schöpferische Selbstverwirklichung des Menschen und die Entfaltung
seiner Kräfte zu bieten ..."[22]

"Die Alternative, um die es heute geht, besteht nicht in der
'Ersetzung' des Sozialismus durch die Demokratie und auch nicht darin,
auf administrativem Weg, von außen her, den Sozialismus durch
Demokratie zu 'ergänzen', wie es die Verfechter des alten Modells
verstehen. Die Alternative lautet vielmehr: Entfaltung der für den
Sozialismus spezifischen demokratischen Dimension, oder Zusammenbruch
der sozialistischen Projekte ..." [23]

Dass es sich bei diesem Appell weniger um ein wissenschaftliches als
um ein politisches Manifest handelte, liegt auf der Hand. Im
historischen Rückblick aber stellt sich die - naturgemäß nicht mit
Sicherheit zu beantwortende, aber angesichts möglicher zukünfüger
historischer Konstellationen kaum abweisbare - Frage: Ob die
Entwicklung des 'realsozialistischen Weltsystems' einen anderen, ggf.
erfolgreicheren Verlauf genommen hätte, wenn der tschechoslowakische
Versuch eines "Sozialismus mit menschlichem Antlitz" nicht im August
1968 durch den Einmarsch von Truppen des Warschauer Pakts gewaltsam
beendet worden wäre?[24]


IV. Am Scheideweg der Zivilisation?

Der Richta-Report war ursprünglich unter dem Titel 'Zivilisation am
Scheideweg' erschienen. Die 'realsozialistischen' Länder hatten
sich offenkundig für einen Weg entschieden, der in den eigenen
Untergang führte. Oberflächlich betrachtet, weil sie im ökonomischen
und technologischen Wettbewerb, mit den Kapitalismus - entgegen aller
Propaganda - letztlich hoffnungslos unterlegen waren. Bei näherer
Betrachtrmg wird man die Gründe dafür aber eher in den von Richta und
Kollektiv analysierten strukturellen Mängeln des bestehenden
bürokratisch-administrativen Systems und seiner Unfähigkeit,
demokratische und humane Alternativen zu entwickeln, zu suchen
haben. Die heutige, von der Macht des digitalen Kapitalismus
dominierte Weltordnung steht zwar nicht vor der gleichen, wohl aber -
wenigstens in ihren Konsequenzen - ähnlichm, möglicherweise noch
weiteneichenden Alternative. Nicht bloß diese sozial-historisch und
politisch bestimmte Weltordnung steht nämlich in Frage, sondern -
angesichts drohender ökologischer Katastrophen und potentiell
irrationaler Entscheidungen politischer Funktionsträger - das
Überleben der Menschheit selbst.

Marx hat im 'Kapital' darauf verwiesen, dass die eigentümliche, auf
grenzenloses Wachstum ausgerichtete kapitalistische Akkumulationsweise
"Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses"
nur entwickelt, "in dem sie zugleich die Springquellen alles Reichtums
untergräbt: die Erde und den Arbeiter."[25] Auch wenn Marx dabei in
erster Linie an die Landwirtschaft und die extraktiven Industrien
gedacht hatte, hat diese Einsicht für die heute ungleich weiter
entwickelte Form der kapitalistischen Produktions- und
Konsumtionsweise noch weitaus dramatischere Folgen.[26]

Zugespitzt formuliert steht die Menschheit nunmehr 'bei Strafe des
Untergangs' vor dem 'Scheideweg' zwischen der Transformation des
Kapitalismus in eine ökologisch-sozialistische Gesellschaft oder einem
'weiter so',[27] das unvermeidlich in eine natürliche und
gesellschaftliche Katastrophe führt. Will man der letzteren entgehen,
muss "der Kapitalismus, so wie wir ihn kennen ... geändert
werden."[28]

Noch vor wenigen Jahren schienen sich viele Publizisten, Politiker,
aber auch Philosophen und Wissenschaftler sicher, dass der
globalisierte Finanzkapitalismus nach der großen Krise der Jahre
2008ff". an ein Ende geraten sei und daher die Epoche einer mit
"Postkapitalismus" etwas unklar bezeichneten neuen Gesellschaftsform
auf der historisch-politischen Agenda stehe.[29] Diese Vision der
absehbaren Zukunft wird heute nur noch selten geteilt. Möglicherweise
hatte die Stunde des Kapitalismus in der ersten Hälfte des zweiten
Jahrzehnts im 21. Jahrhundert geschlagen, aber - alles in allem -
hatten zu Wenige den Glockenschlag gehört und noch weniger sind
"hingegangen" - wie es in einem alten Anarcho-Spruch hieß. Der
Zeitpunkt oder das Zeitfenster für grundlegende gesellschaftliche
Veränderungen ist offenbar stets begrenzt; ist der richtige Zeitpunkt,
der Kairos oder wie man heute im Börsenjargon sagt, the
window of opportunity, verpasst, wird man sich auf eine Periode
des Rückschlags und der Defensive einrichten müssen - ohne jedoch
notwendigerweise das Ziel aufgeben zu müssen. Allerdings, die aktuell
wieder steigende Erwartung einer erneuten weltwirtschaftlichen
Großkrise könnte trügerisch sein, vor allem wenn man auf einen
'automatischen' Anstieg sozial und politisch progressiven Widerstands
setzt. Es könnte auch anders kommen, lautet die Lehre der jüngst
vergangenen Jahre - und gleichzeitig drängt die Zeit.
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Produktionsverhältnisse', hg. R. Richta und Kollektiv, Frankfirrt/M.
1971. Die der dt. Ausgabe zugrunde liegende 2. Aufl. des Originals war
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FILM/1613: Das Erste - Schnitzel de luxe, 9.1.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. Dezember
2018

Schnitzel de luxe

mit Armin Rohde, Ludger Pistor, u.a.

09.01.2019, 20.15 - 21.45 Uhr | Das Erste



Unermüdliches Engagement hin, fragwürdige Fortbildungsmaßnahmen her:
Noch immer haben die beiden Langzeitarbeitslosen Günther Kuballa und
Wolfgang Krettek keinen Job gefunden. Doch als ihr geliebtes
Stammlokal zum Verkauf steht und unversehens ein Multimillionär in ihr
Leben tritt, tun sich auf einmal ganz neue Horizonte auf... "Schnitzel
de luxe" ist der vierte Teil der bei Zuschauern und Kritikern
gleichermaßen beliebten WDR / ARD-"Schnitzel"-Reihe mit Armin Rohde
und Ludger Pistor in den Hauptrollen und feiert mit warmherzigem Humor
Werte wie Freundschaft, Empathie und die Bereitschaft, füreinander da
zu sein - mögen die Zeiten auch noch so hart sein.

Seit vielen Jahren gehört der Gang zum Jobcenter Dortmund für die
beiden Freunde Günther Kuballa (Armin Rohde) und Wolfgang Krettek
(Ludger Pistor) nun schon zur leidigen Routine. Doch eine passende
Stelle hat ihre Sachbearbeiterin Frau Gottschalk (Ramona Kunze-Libnow)
nach wie vor nicht für sie. Als die zwei erfahren, dass Theo (Tilo
Prückner), Wirt ihrer geliebten Schnitzelbude, in Rente gehen und
seine Gaststätte abgeben will, keimt neue Hoffnung auf: Die Idee, den
Laden zu übernehmen, ist schneller auf dem Tisch als das nächste Pils.
Zu dumm nur, dass Jutta (Tina Seydel), Theos Tochter, 10.000 Euro als
Anzahlung verlangt. Das hindert Günther zwar nicht, dem Deal
zuzustimmen; wo das Geld herkommen soll, bleibt jedoch rätselhaft.

Dass Wolfgangs Frau Karin (Therese Hämer) gerade ihren alten
Schulfreund und ehemaligen Verehrer Rolf Sonne (Albrecht Ganskopf)
wiedergetroffen hat, wirkt vor diesem Hintergrund wie ein Wink des
Schicksals: Der Mann hat es immerhin zum Multimillionär gebracht und
wäre - so sieht es zumindest Günther - ja wohl der ideale Kreditgeber.
Um Geld anbetteln möchte Karin den neureichen Prahlhans allerdings auf
keinen Fall. Lieber fragt sie ihn nach Jobs für die zwei besten
Freunde und rennt damit offene Türen ein: Während Günther sich in
Sonnes Anwesen als Hundesitter beweisen darf, soll Wolfgang die
umfangreiche Kunstsammlung des Hausherrn katalogisieren.

Das klappt auch ausgezeichnet, bis sich Günther versehentlich auf eine
wertvolle Skulptur setzt. Das war es dann wohl mit der Schnitzelbude.
Es sei denn ... nicht Günther ist schuld, sondern das brüchige
Treppengeländer, durch das Wolfgang auf das Kunstwerk gestürzt ist!
Der Unfall ist schnell inszeniert, und als Wolfgang dank Günthers sehr
tat- und schlagkräftiger Mithilfe sogar eine eindrucksvolle Verletzung
vorweisen kann, steht auf einmal die Zahlung eines Schmerzensgeldes im
Raum. 10.000 Euro! Sollte der Traum von der eigenen Schnitzelbude etwa
doch noch Wirklichkeit werden?

Zwar erhält Günther das Geld tatsächlich, doch dann tritt zufällig und
völlig unerwartet Kostas Papastatopoulos (Samir Fuchs) in das Leben
der beiden Beinahe-Gastronomen - just der Handwerker, der mit der
Reparatur der Treppe in Rolf Sonnes Villa betraut war. Weil Kostas die
Arbeiten nicht rechtzeitig abgeschlossen hat, macht der Multimillionär
ihn und niemand anderen für Wolfgangs hochdramatischen Unfall
verantwortlich und weigert sich, ihn zu bezahlen. Für Kostas ist das
eine wirtschaftliche Katastrophe: Das Ende des eigenen kleinen
Betriebs ist ebenso nahe wie die Rückkehr zu Hartz IV, und das, wo die
Familie doch endlich aus Griechenland nachkommen wollte ... Die beiden
potenziellen Schnitzelbuden-Besitzer sind entsetzt. Mit Hilfe von
Wolfgangs Tochter Jessi (Cristina Do Rego) lassen sie Kostas die
10.000 Euro zukommen. Und der Traum von einer Zukunft in der
Gastronomie, wäre endgültig geplatzt, wenn Günther und Wolfgang nicht
noch eine geniale Idee hätten...
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FILM/1612: WDR - "Happy" von Carolin Genreith, 9.1.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. Dezember
2018

Happy

Mein Vater, die Thaifrau und ich

Ein Dokumentarfilm von Carolin Genreith

Deutschland 2016, 84 Minuten

09.01.2019, 22.55 - 00.20 Uhr | WDR Fernsehen



Mit Anfang 60 noch einmal die Liebe seines Lebens zu treffen, ist gar
nicht so ungewöhnlich. Wenn diese aber aus einem fremden Land kommt
und gerade mal so alt wie die eigene Tochter ist, trifft das nicht bei
allen auf Verständnis. Carolin Genreith erzählt mit ihrem
Dokumentarfilm HAPPY eine sehr liebevolle und persönliche
Vater-Tochter-Geschichte über die Suche nach dem späten Glück und die
Frage, was eigentlich Liebe ist, wenn man über 60 ist und Angst hat,
alleine alt zu werden.

"Meine Liebe, mir geht es gut hier, ich esse Pat Thai und trinke Chang
Bier. Und ich habe eine Frau kennengelernt, die jünger ist als du.
Liebe Grüße, Papa." Als Regisseurin Carolin Genreith diese Postkarte
von ihrem Vater aus Thailand erhält, kann sie sich wenig über sein
Glück freuen. Die Reisen ihres Vaters und seine wesentlich jüngere
Freundin sind ihr vor allem eins - peinlich. Als geschiedener
Familienvater im fortgeschrittenen Alter gehört er in ihr Heimatdorf,
in die Nordeifel und nicht nach Thailand, in die Arme einer jungen
Frau, findet Carolin. Die Beziehung ihres Vaters zu seiner
thailändischen Freundin scheint jedoch ernst, denn die beiden wollen
heiraten.

Anstatt sich von ihrem Vater zu distanzieren, wählte Carolin Genreith
das andere Extrem und drehte einen Film, in dessen Verlauf sie ihren
Vater, aber auch sich selbst, mit all ihren Fragen, Zweifeln und
Vorurteilen konfrontiert. Was suchen Männer in dem Alter in Thailand?
Sind diese Reisen schlicht Sex-Tourismus?

Gemeinsam mit ihrem Vater reist sie zu ihrer zukünftigen Stiefmutter
nach Thailand, um sie und ihre Familie kennenzulernen. Viele Fragen
begleiten Carolin auf ihrer Reise und fast am Wichtigsten für sie:
Wird der Vater die deutlich jüngere Thailänderin wirklich heiraten?

Carolin Genreith ist es in ihrem dritten Dokumentarfilm gelungen,
großen Fragen nach Glück, Liebe und Einsamkeit auf einer sehr
persönlichen Ebene zu begegnen. Sie nimmt den Zuschauer auf eine
ebenso exotische wie erhellende Reise mit.

HAPPY ist eine Produktion von Corso Film in Co-Produktion mit dem WDR,
gefördert von der Filmstiftung NRW, der Filmförderung Hamburg
Schleswig-Holstein, der FFA und dem Deutschen Filmförderfonds (DFFF).

Festivals und Auszeichnungen:

DOK Leipzig, Deutschland 2016

Duisburger Filmwoche, Deutschland 2016

Kasseler Dokfest, Deutschland 2016

Docpoint, Helsinki 2017

Berlin & Beyond Filmfestival, San Francisco 2017

CineDoc, Tiflis 2017
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FEATURE/1172: Deutschlandfunk - Sterben nach Plan, 8.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sterben nach Plan

Protokoll einer letzten Reise

Von Stefanie Müller-Frank

Deutschlandfunk/WDR 2017

Das Feature

Dienstag, 8. Januar 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie wollen gemeinsam sterben. Sie sind alt, aber nicht todkrank. Sie
kennen den genauen Ablauf der Sterbebegleitung - nur ein wichtiger
Protagonist fehlt noch: jemand, der nach dem Tod ihre Leichen
identifiziert. Weil Tochter und Pfarrer zögern, Freunde und Nachbarn
nichts davon wissen sollen, fragen sie eine Fremde: die Autorin.
"Going to Switzerland" hat sich in Großbritannien als Euphemismus für
begleiteten Suizid eingebürgert, auch viele Deutsche reisen zum
Sterben in die Schweiz. Wie aber organisiert man den eigenen Tod?
Welche Bedingungen man erfüllen muss, warum man nicht im Wohngebiet
sterben darf, weshalb die Polizei ermittelt, was das für die Familie
heißt - und zu welchen grotesken Momenten es kommt, wenn man den Tod
zwar selbst bestimmen will, sich aber letztlich doch in fremde Hände
begeben muss, davon erzählt dieses Feature.
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FEATURE/1171: Deutschlandfunk Kultur - Tiertransporte. Das unnötige Leiden quer durch Europa, 8.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tiertransporte

Das unnötige Leiden quer durch Europa

Von Lutz Reidt

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 8. Januar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



250 Millionen Tiere - Pferde, Rinder, Kälber und Schweine - werden
jedes Jahr lebend quer durch Europa gekarrt. 3.000 Kilometer lang ist
allein die Ostroute, die von Litauen über Polen, Tschechien, die
Slowakei, Ungarn und Slowenien nach Italien führt. Problematische
Transporte von verletzten, kranken und trächtigen Tieren mit
mangelhafter Versorgung sind nach wie vor anzutreffen. Doch wie geht
es den Tieren grundsätzlich bei einem solchen Transport?
Wissenschaftler haben Schweine nach Ungarn begleitet und Rinder bis
nach Marseille, Triest und sogar nach Südspanien. Dabei haben sie
Herzfrequenzen aufgezeichnet und zusätzlich Blutproben genommen, um
zum Beispiel Stresshormone zu messen. Ihre Erkenntnisse könnten
helfen, den Tieren künftig unnötiges Leid zu ersparen.
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HÖRSPIEL/1876: Deutschlandfunk Kultur - "Der Monat Januar" von Karl-Heinz Bölling, 9.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Monat Januar

Von Karl-Heinz Bölling

Regie: Heike Tauch

Deutschlandfunk Kultur 2018/48'50

(Ursendung)

Hörspiel

Mittwoch, 9. Januar 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Der Monat Januar ist wie ein Schock für die Menschen. Sie gehen
vollkommen verzweifelt in den Innenstädten herum und fragen sich: Das
war alles? Man leidet. Ganz Deutschland leidet." Ein Mann, der sich
Zeit lässt mit der Berufsergreifung, treibt sich an warmen Orten
herum, ohne zu wissen, was er da eigentlich will. Im
Kaufhausrestaurant, in der Stadtbibliothek und im Museum muss er sich
immer wieder mit fremden Menschen auseinandersetzen. Oder sind es
immer dieselben? Für alle Fälle hat er ein kleines Messer dabei.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2802: BR-KLASSIK - Orchesterkonzert und Late Night-Piano-Duo, 8.1.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. November 2018

Orchesterkonzert und Late Night-Piano-Duo


Musik von Bernd Alois Zimmermann und John Adams

Mitwirkende:

Ilya Gringolts, Violinebr />
GrauSchumacher Piano Duo: Andreas Grau, Götz Schumacherbr />
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunksbr />
Brad Lubman, Leitungbr />
Mitschnitt des Konzerts vom 14.12.2018, 19.00 Uhr im Münchner
Herkulessaal br />
Dienstag, 08. Januar 2019, um 20.05 Uhr, BR-KLASSIK



Die musica viva, die Konzertreihe für zeitgenössische Musik des
Bayerischen Rundfunks, präsentierte am Freitag, den 14. Dezember 2018,
um 19.00 Uhr im Münchner Herkulessaal ein Konzert mit dem
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks. Auf dem Programm stehen
Werke von Bernd Alois Zimmermann, dessen Geburtstag sich dieses Jahr
zum 100. Mal jährt, und das Violinkonzert von John Adams. Das
Orchester wird geleitet von Brad Lubman, Solist ist Ilya Grigolts.

Nicht zuletzt seit Kiril Petrenkos Aufführung der Oper "Die Soldaten"
an der Bayerischen Staatsoper ist der Komponist Bernd Alois Zimmermann
(1918-1970) auch einem breiteren Publikum in München bekannt. Mit der
Aufführung seiner "Sinfonie in einem Satz" in der Originalfassung für
Orchester mit Orgel sowie der "Dialoge" für zwei Klaviere und
Orchester präsentiert die musica viva den Künstler mit zwei seiner
herausragenden orchestralen Werke, die noch immer zu den Raritäten in
den Konzertsälen des internationalen Musiklebens gehören.

Im anschließenden Late Night Konzert führt das GrauSchumacher Piano
Duo Zimmermanns "Monologe" für zwei Klaviere auf - ein Werk das sich
direkt auf die "Dialoge" bezieht. Sowohl die "Dialoge" als auch die
"Monologe" sind eine Hommage an Claude Debussy. Dessen "Prélude à
l'après-midi d'un Faune" und "Trois Nocturnes" in Fassungen für zwei
Klaviere sind in Anlehnung an Zimmermanns Debussy-Hommage ebenfalls in
der Late Night zu hören.

BERND ALOIS ZIMMERMANN [1918-1970]

Sinfonie in einem Satz

für großes Orchester [Fassung mit Orgel 1951]

Dialoge

Konzert für zwei Klaviere und Orchester [2. Fassung 1965]

Pause

JOHN ADAMS [*1947]

Violin Concerto [1993] für Violine und Orchester

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MEDIEN / MEINUNGEN





STANDPUNKT/027: Schluss mit der Hetze - Solidarität mit Alassa M. (Rote Hilfe)


Rote Hilfe - 6. Januar 2019

Schluss mit der Hetze: Solidarität mit Alassa M.



Seit mehreren Tagen berichtet vor allem die BILD-Zeitung über den
Geflüchteten und Aktivisten Alassa M., der sich nach seiner Abschiebung am
20. Juni vergangenen Jahres nach Ablauf der halbjährigen Einreisesperre
wieder in der BRD befindet und einen Asylantrag gestellt hat. Der
Abschiebung von Alassa M. waren Proteste in einer Asylunterkunft im
bayrischen Ellwangen vorausgegangen. Die Bewohner*innen der Unterkunft
hatten sich mit einem Betroffenen solidarisiert und eine Ausschaffung im
ersten Anlauf verhindert, woraufhin eine Armada von schwerbewaffneten
Beamt*innen die Abschiebung mit Einsatz brutaler Gewalt durchgesetzt hatte.
Als einer Sprecher der Geflüchteten wurde Alassa M. nach Italien
abgeschoben. Nach seiner Rückkehr scheint BILD die Kampagne gegen den
Aktivisten aufwärmen zu wollen.

"Die Rote Hilfe e.V. erklärt sich solidarisch mit Alassa M. und seinen
Mitstreiter*innen. Durch gezielte Skandalisierung eines ganz regulären
Vorgangs eines Asylantrages soll Stimmung gemacht werden gegen Geflüchtete,
die politische Forderungen stellen und für ihre verbrieften Rechte
eintreten. Da wird die Wiedereinreise als 'unfassbar' bezeichnet und
Proteste gegen Abschiebungen sowie eine Pressekonferenz unter dem Motto
'Viel wurde über uns geredet - jetzt reden wir!' als 'Tumult' diffamiert.
Unser Verein unterstützt den politischen und juristischen Protest gegen
diese diskriminierende Form der Berichterstattung. Wir rufen alle
antirassistischen Organisationen auf, sich ebenfalls zu positionieren.
Insbesondere seriösen Medien kommt in diesem Fall die Aufgabe zu, für eine
Berichterstattung zu sorgen, die auf Fakten basiert und die Position der
Bleiberechtsaktivist*innen einbezieht", erklärt Anja Sommerfeld, Mitglied
im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.

 * 

Quelle:

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/192: Hamburg - Journalismus ist kein Verbrechen, Steuerraub schon - mit Correctiv-Chefredakteur Oliver Schröm, 08.01.2019 


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Januar 2019

Journalismus ist kein Verbrechen - Steuerraub schon!

Diskussionsveranstaltung mit Oliver Schröm (Correctiv) am Dienstag, 8.1. im Rathaus Hamburg



CumEx - hinter diesem Kürzel verbirgt sich ein Steuerverbrechen von
bisher ungekanntem Ausmaß: Banken, Börsen- und
Steuerberatungsunternehmen haben sich jahrelang ungehindert aus
Staatskassen bedient und dabei allein in Deutschland mindestens 32
Milliarden Euro gestohlen - Geld, das in Schulen, Kitas,
Krankenhäuser, Pflege oder Bildung investiert werden könnte!

Vor wenigen Wochen kam dieser hemmungslose Raubzug durch die
Veröffentlichung der "CumEx-Files" ans Licht - enthüllt vom
Recherchezentrum Correctiv in Zusammenarbeit mit Medien aus ganz
Europa. Ein herausragendes Beispiel für den gesellschaftlichen Wert
journalistischer Arbeit und einer freien Presse. Allerdings ist
investigativer Journalismus, der eine solche Recherche erst möglich
macht, akut von Kriminalisierung bedroht.

Verfolgt werden nämlich jetzt nicht diejenigen, die für den Steuerraub
verantwortlich sind, sondern diejenigen, die ihn aufgedeckt haben:
Konkret ermittelt die Staatsanwaltschaft Hamburg in Zusammenhang mit
den CumEx-Recherchen gegen Correctiv-Chefredakteur Oliver Schröm.

Wie ist das möglich? Was wiegt schwerer: das Steuergeheimnis oder die
Pressefreiheit? Und verbirgt sich hinter dem neuen Gesetz zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen, das der Bundestag derzeit berät, eine
zusätzliche Bedrohung für den investigativen Journalismus?

Diese und weitere Fragen diskutieren wir am morgigen 8. Januar um
19 Uhr mit Oliver Schröm und Norbert Hackbusch im Kaisersaal des
Rathaus Hamburg.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/779: Im Mausmodell nachgewiesen - Fehlerhafte DNA-Reparatur in Darm-Stammzellen führt zu Krebs (idw)


Exzellenzcluster Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen - 03.01.2019

Im Mausmodell nachgewiesen: Fehlerhafte DNA-Reparatur in Darm-Stammzellen führt zu Krebs



Eine Studie des Exzellenzclusters Entzündungsforschung findet einen neuen
Mechanismus wie DNA Reparatur das Genom schützt und die Entstehung von
Darmkrebs verhindert.

Krebs geht von körpereigenen Zellen aus, die sich verändern und beginnen
unkontrolliert zu wachsen. Beim Darmkrebs betrifft dies die Zellen der
Darmschleimhaut. Ausgangspunkt sind Mutationen, das heißt Veränderungen in
der Erbinformation (DNA) der intestinalen Stammzelle. Deren Aufgabe ist
es, die Zellen der Darmschleimhaut regelmäßig zu erneuern. Intestinale
Stammzellen müssen ihre Teilungsfähigkeit ein Leben lang behalten und sind
dadurch besonders empfänglich für Mutationen. Zum Schutz vor DNA-Schäden
verfügen sie über spezialisierte Reparaturmechanismen, die Fehler bei der
Zellteilung umgehend korrigieren. Die mit Abstand häufigste Ursache für
DNA Schäden ist der fälschliche Einbau eines RNA-Bausteins anstelle des
DNA Bausteins. Diesen millionenfach auftretenden Fehler repariert
normalerweise das Enzym RNase H2b, deren Schutzfunktion schon länger
bekannt ist. Unklar war bisher jedoch, ob eine Fehlfunktion des
Reparaturenzyms die Krebsentstehung begünstigt. Belege dafür findet eine
in Gastroenterology publizierte Studie der Arbeitsgruppe um
Cluster-Vorstandsmitglied Professor Philip Rosenstiel und Dr. Konrad Aden vom
Institut für Klinische Molekularbiologie (IKMB) der Universität Kiel und
der Klinik für Innere Medizin I am UKSH Campus Kiel. Sie haben im
Mausmodell einen neuen Mechanismus für die Entstehung von Darmkrebs
aufgedeckt. Einiges spricht dafür, dass diese Entdeckung auch für
Krebserkrankungen bei Menschen relevant ist.

Im Mittelpunkt der Studie stand das Schlüsselenzym der RNA/DNA-Reparatur,
die RNase H2b. Dieses Enzym ist besonders dann aktiv, wenn sich Zellen
stark vermehren, also proliferieren, zum Beispiel in der Heilungsphase
nach Verletzungen oder Entzündungen. Um die Rolle des Enzyms im
Zusammenhang mit der Krebsentstehung zu untersuchen, wurden die RNase H2b
in Zellen der Darmschleimhaut von Mäusen genetisch ausgeschaltet und die
Folgen dieses Eingriffs nach einem Jahr analysiert. Die Tiere entwickelten
spontane DNA Schäden im intestinalen Epithel. Als molekulare Antwort auf
die DNA Schäden kam es zu einer drastischen Verminderung der
Stammzellaktivität. "Ohne diesen Reparaturmechanismus stellt die
Stammzelle ihre Zellteilung nahezu vollständig ein, so als ob sie sich
davor schützen wollte, weiter DNA Schäden zu produzieren", sagt Erstautor
Dr. Konrad Aden.

Weiterführende genetische Analysen ergaben, dass die Funktion der RNase
H2b von dem sogenannten p53 Gen abhängt. Wenn bei den Tieren zusätzlich
auch dieses Gen ausgeschaltet ist, kommt es zu einem gegenteiligen Effekt.
Die intestinalen Stammzellen fangen an sich unkontrolliert zu teilen. Alle
20 untersuchten Tiere entwickelten, ohne weiteren Einfluss von außen,
Darmkrebs. Mit innovativen Sequenziermethoden, die im neu geschaffenen
Competence Center for Genome Analysis (CCGA) erfolgten, konnten die
Schäden im Erbgut genauer charakterisiert werden. "Unsere Ergebnisse
weisen darauf hin, dass das Ausschneiden von RNA Bausteinen ein
essentieller Mechanismus ist, um das Erbgut vor DNA Schäden zu schützen.
Das Fehlen dieses Mechanismus hinterlässt, ähnlich einem Fingerabdruck, in
der veränderten Buchstabenfolge eine Mutationssignatur, wie sie auch bei
Tumoren im Menschen auftritt", erklärt Professor Philip Rosenstiel,
Sprecher des CCGA und Direktor am IKMB.

Zwei weitere Befunde der Arbeitsgruppe lassen den Rückschluss zu, dass der
neu entdeckte Mechanismus auch für die Krebsentstehung bei Menschen
relevant sein könnte: 1. Mutationen des RNase H2b Gens, die bei Personen
mit Darmkrebs identifiziert wurden, gehen mit einer verminderten
Reparaturfähigkeit einher. 2. Eine niedrige RNase H2b Genexpression,
also eine geringe Aktivität des Gens, ist mit einer verkürzten Lebensdauer
von Darmkrebskranken verbunden. "Diese Arbeit zeigt erstmalig, dass die
gestörte Entfernung von fälschlich eingebauten RNA Bausteinen aus dem
Erbgut ein bislang unbeachteter Mechanismus für die Entstehung von
Darmkrebs ist. Es gilt jetzt harauszufinden, ob diese Erkenntnisse für die
Prävention oder Behandlung der Erkrankung genutzt werden können", betont
Cluster-Sprecher Professor Stefan Schreiber, Direktor der Klinik für
Innere Medizin I am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein Campus Kiel.


Originalpublikation

Konrad Aden et al. Epithelial RNase H2 Maintains Genome Integrity and
Prevents Intestinal Tumorigenesis in Mice. Gastroenterology
2019;156(1):145-159.e19 

Doi: 10.1053/j.gastro.2018.09.047

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1576

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen - 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1308: Impfstoffe chemikalienfrei produzieren (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.01.2019

Impfstoffe chemikalienfrei produzieren



Impfstoffe herzustellen ist ein schwieriges Unterfangen: Bei den
Tot-Impfstoffen müssen die Krankheitserreger abgetötet werden, ohne deren
Struktur zu verändern. Bislang geschieht dies meist mit giftigen
Chemikalien. Eine neuartige Technologie von Fraunhofer-Forscherinnen und
-Forschern nutzt stattdessen Elektronenstrahlen - und ermöglicht erstmals,
Tot-Impfstoffe chemikalienfrei, schnell und reproduzierbar anzufertigen.

Impfungen gegen Kinderlähmung, Diphtherie, Keuchhusten und Tetanus gehören
seit Jahrzehnten zum Standard-Programm beim Kinderarzt. Bei vielen
Vakzinen handelt es sich um Tot-Impfstoffe - die Krankheitserreger darin
wurden also abgetötet und können dem Körper des Patienten somit nichts
mehr anhaben. Eine Immunantwort lösen sie dennoch aus: Der Körper erkennt
sie als fremd und startet die Immunreaktion, indem er entsprechende
Antikörper ausbildet und sich vor der Krankheit schützt. Zur Herstellung
der Impfstoffe werden die Krankheitserreger in großer Zahl gezüchtet und
durch Chemikalien abgetötet. Meist kommt hier das giftige Formaldehyd zum
Einsatz - stark verdünnt, damit es dem Menschen später bei der Impfung
nicht schadet. Die niedrige Konzentration bringt allerdings auch Nachteile
mit sich: Das Gift muss meist mehrere Tage bis Wochen auf die
Krankheitserreger einwirken, was sich ungünstig auf die Struktur der
Erreger und auf die Reproduzierbarkeit der Impfstoffproduktion auswirkt.
Muss es schnell gehen, wie bei der Influenza-Impfung, greift man zu
höheren Dosen an Formaldehyd. Hier muss jedoch eine aufwändige Filtration
folgen. Reste der giftigen Chemikalien verbleiben dennoch im Impfstoff.

Elektronenstrahlen töten Erreger ab

Künftig können Pharmakonzerne Tot-Impfstoffe herstellen, die keinerlei
Reste von Chemikalien enthalten - und das zudem schnell und
reproduzierbar. Besonderes Potenzial sehen Wissenschaftler in der
Herstellung von Impfstoffen, die bislang nicht durch eine chemische
Inaktivierung produziert werden konnten. Forscherinnen und Forscher der
Fraunhofer-Institute für Zelltherapie und Immunologie IZI, für
Produktionstechnik und Automatisierung IPA, für Organische Elektronik,
Elektronenstrahl- und Plasmatechnik FEP sowie für Grenzflächen- und
Bioverfahrenstechnik IGB haben das entsprechende Verfahren entwickelt.
»Statt die Krankheitserreger mittels Chemikalien zu inaktivieren, nutzen
wir niederenergetische Elektronenstrahlen«, erläutert Martin Thoma,
Gruppenleiter am Fraunhofer IPA. Die beschleunigten Elektronen brechen die
DNA der Erreger entweder über direkte Stöße auf, oder aber erzeugen
Sekundärelektronen, die dann wiederum zu Doppel- oder Einzelstrangbrüchen
führen. Sprich: Die DNA der Krankheitserreger wird durch die Elektronen
regelrecht zerschreddert, während die äußere Struktur der Erreger intakt
bleibt. Dies wiederum ist wichtig, um einen effektiven Immunschutz
auszulösen.

Die Herausforderung dabei: Die Elektronen dringen nicht allzu tief in die
Suspension mit den Krankheitserregern ein - für eine homogene
Dosisverteilung sollte der Flüssigkeitspegel nicht höher sein als 200
Mikrometer. Die entsprechenden Techniken gab es bislang nicht, sie wurden
am Fraunhofer IPA neu entwickelt. Die erste Methode: Eine Rolle wird
kontinuierlich mit der Erregersuspension benetzt, bestrahlt und die dann
inaktivierte Flüssigkeit in ein steriles Gefäß überführt. Es gibt also
zwei Flüssigkeitsreservoirs: Eines mit aktiven und eines mit inaktiven
Erregern - verbunden über die sich drehende Rolle. »Dabei handelt es sich
um einen kontinuierlichen Prozess, der sich ausgezeichnet für die
Produktion von Impfstoffen hochskalieren lässt«, fasst Thoma zusammen. Der
zweite Ansatz eignet sich vor allem für kleinere Volumina, wie sie etwa in
der Forschung und der Impfstoffentwicklung verwendet werden. Hierbei
befindet sich die Lösung mit den Erregern in Beuteln, die mittels eines
patentierten Verfahrens durch die Elektronenstrahlung geführt werden.

Kooperation war die Projektbasis

Ein solches Projekt erfordert unterschiedliche Expertisen, die die vier
beteiligten Institute optimal abdecken. Die Forscherinnen und Forscher am
Fraunhofer IZI waren unter anderem für die Kultivierung der verschiedenen
Erreger zuständig - etwa einen für die Vogel- und Pferdegrippe. »Zudem
haben wir nach der Bestrahlung gemeinsam mit den Kollegen vom Fraunhofer
IGB untersucht, ob diese vollständig inaktiviert wurden und somit einen
effektiven Impfschutz bieten«, verdeutlicht Dr. Sebastian Ulbert,
Abteilungsleiter am Fraunhofer IZI und Initiator des Projekts. Das
Know-how hinsichtlich der Elektronen-Bestrahlung brachten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Fraunhofer FEP ein: Sie
entwickelten eine Anlage, die die niederenergetischen Elektronen exakt
dosiert - schließlich soll das Erbgut der Erreger zwar zuverlässig
zerstört werden, ihre Struktur muss jedoch erhalten bleiben, damit das
menschliche Immunsystem die passenden Antikörper bilden kann.

Das Verfahren funktioniert bereits, und das nicht nur im Labormaßstab: »Im
Herbst 2018 haben wir am Fraunhofer IZI eine Forschungs- und
Versuchsanlage in Betrieb genommen. Mit dem kontinuierlichen Modul - also
der mit Flüssigkeit benetzten Rolle - können wir momentan vier Liter
Impfstoff pro Stunde herstellen«, sagt Ulbert. Das ist bereits sehr nah an
den Industriemaßstäben: So lassen sich bei einigen Impfstoffen
beispielsweise aus 15 Litern Erreger-Suspension eine Million
Impfstoffdosen herstellen. Auch Gespräche mit Industriepartnern laufen
bereits. Bis erste mit Elektronenstrahlen hergestellte Impfstoffe in die
klinische Prüfung kommen, wird es jedoch mindestens noch zwei bis vier
Jahre dauern.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/januar/impfstoffe-chemikalienfrei-produzieren.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





PSYCHOLOGIE/180: Neuropsychologie - Führt das Ignorieren von negativem Feedback zu rigidem Verhalten? (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 04.01.2019

Führt das Ignorieren von negativem Feedback zu rigidem Verhalten?

Publikation in Nature Communications



In unserem Alltag können wir einfach zwischen verschiedenen Rollen und
Zielen wechseln. Diese Flexibilität im Verhalten wird durch den
menschlichen Frontalkortex ermöglicht, der für Exekutivfunktionen und
kognitive Kontrolle zuständig ist und so die Balance und die Konflikte
zwischen unterschiedlichen Zielanforderungen reguliert. Ein Verlust dieser
Fähigkeit führt zu sogenannten Wiederholungsfehlern ("perseverative
errors") und ist ein Zeichen für ein rigides Festklammern an vergangenen
Zielen.

Die zugrunde liegenden Defizite in der Informationsverarbeitung sowie
deren neuronale Grundlagen wurden jetzt von einem Forschungsteam im
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) untersucht und in der
Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht.

Eine von Dr. Jan Gläscher aus dem Institut für Systemische
Neurowissenschaften des UKE geleitete Arbeitsgruppe hat in Kooperation mit
US-Forschern vom California Institute of Technology und der University of
Iowa Patientinnen und Patienten mit Hirnläsionen untersucht. Sie
verwendeten dabei den "Wisconsin Card Sorting Test", der weltweit am
häufigsten verwendete neuropsychologische Test, um Defizite in der
kognitiven Kontrolle und der Verhaltensflexibilität zu diagnostizieren.
Dabei müssen die Patienten Karten mit einfachen Symbolen auf verschiedene
Stapel sortieren, wobei ihnen das Sortierkriterium (Farbe, Anzahl oder
Symbol) nicht bekannt ist. Dieses erlernen sie durch das Feedback nach
jedem Durchgang. Nach einer Weile ändert sich unangekündigt das
Sortierkriterium, und die Patienten müssen nun flexibel zum anderen
Kriterium wechseln. Patienten mit ausgedehnten Frontalhirnläsionen
schaffen diesen Wechsel in den Zielkriterien nicht oder nur sehr langsam
und begehen Wiederholungsfehler ("perseverative errors").

Mittels detaillierter mathematischer Modellierung konnten die Forscher nun
genau beschreiben, wie die Informationsverarbeitung im Gehirn dieser
Patienten gestört ist. Offenbar wird das negative Feedback bei einem
Fehler nicht ausreichend wahrgenommen und ignoriert. Dadurch erkennen die
Patienten aber nicht, dass sich die Zielanforderungen (Sortierkriterium)
geändert haben - sie sortieren weiter nach dem vergangenen Kriterium und
begehen Wiederholungsfehler. In der Analyse der Läsionskarten der
Patienten, die auf den strukturellen MRT-Bildern beruht, zeigte sich:
Sowohl die Untergewichtung des negativen Feedbacks als auch die
Wiederholungsfehler gingen vor allem mit Schädigungen des rechten
Frontal- und Parietalkortex sowie der darunter liegenden Faserverbindungen einher.
Diese Erkenntnisse deuten an, dass eine starke Fokussierung auf negatives
Feedback und mögliche negative Konsequenzen von Verhalten dazu führen
könnten, dass sich diese Patienten im Alltag flexibler auf neue Ziele
einstellen können.


Originalpublikation:

Gläscher J., Adolphs R. & Tranel D (2019). Model-based lesion mapping of
cognitive control using the Wisconsin Card Sorting Test. Nature
Communications Volume 10, 20. 

DOI: 10.1038/s41467-018-07912-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2185: Bocholt - BOHJazz mit Altsaxofonistin Kristina Brodersen, 10.1.2019


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Kultur in Bocholt: BOHJazz mit Altsaxofonistin Kristina Brodersen

Donnerstag, 10. Januar 2019, 20:30 Uhr Skylounge im TextilWerk

Eintritt frei



Bocholt (PID). Am Donnerstag, 10. Januar 2019, findet um 20:30 Uhr die
Jazzreihe "BOHJazz" in der Skylounge im TextilWerk, Industriestraße 5,
über den Dächern Bocholts statt. Das Trio des Jazzgitarristen
Christian Hassenstein garantiert in der 15. Auflage mit der
Altsaxofonistin Kristina Brodersen ein einzigartiges Jazz-Konzert. Der
Eintritt ist frei.

Das erste BOHJazz-Konzert im neuen Jahr bietet dem interessierten
Jazz-Publikum eine spannende Gastsolistin. Die Altsaxofonistin
Kristina Brodersen aus Köln bereichert das Christian-Hassenstein-Trio
mit feinen Saxofoneinlagen an diesem Abend. Die Besetzung des Trios
besteht aus Christian Hassenstein an der Gitarre, Volker Heinze am
Bass und Nils Tegen am Schlagzeug.

Rhythmische Raffinesse: Altsaxofonistin zu Gast

Kristina Brodersen, geboren am 1977 in Saarlouis, begann im Alter von
fünf Jahren mit dem klassischen Klavierspiel, mit 13 Jahren wechselte
sie zum Saxofon und erhielt unter anderem Unterricht von Peter Decker
und Lee Konitz.

1997 begann Sie ihr Jazzstudium in Mainz bei Peter Reiter, welches sie
zwei Jahre später in Köln bei Frank Gratkowski und Wolfgang Engstfeld
fortsetzte und im Jahr 2005 beendete. Konzertreisen führten Sie nach
Russland, Slowenien und Portugal. Sie wirkte bei verschiedenen
Uraufführungen von Kinderopern in Köln mit und ist seit 2014 Mitglied
im Orchestre National de Jazz Luxembourg (ONJL), mit dem sie Konzerte
in Deutschland, Luxemburg, Frankreich und Finnland spielte.

Die Veranstaltung findet mit Unterstützung der Stadtsparkasse Bocholt
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 3.1.2019

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST der Stadt Bocholt

Karsten Tersteegen, Amke Derksen, Bruno Wansing

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8939: Aus aller Welt - 07.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Militärputsch in Gabun gescheitert

Im westafrikanischen Gabun ist ein Putschversuch des Militärs laut
Regierungsangaben gescheitert. In der Nacht zum Montag hatten mehrere
Soldaten von einem Studio des staatlichen Rundfunks in der Hauptstadt
Libreville aus die Bevölkerung zum Aufstand gegen Staatschef Ali
Bongo aufgerufen. Wenige Stunden später teilte ein Regierungssprecher
mit, daß die Lage wieder unter Kontrolle sei. Von den fünf
Offizieren, die den Sender besetzt hielten, habe man vier festnehmen
können. Wegen eines Schlaganfalls hält sich Bongo seit Wochen zur
medizinischen Behandlung in Marokko auf. Die Bongo-Familie herrscht
seit fünf Jahrzehnten in Gabun. Das Land ist reich an Rohstoffen wie
Erdöl, Holz, Uran, Eisenerz und Mangan. Unmittelbar vor dem
Umsturzversuch hatte die US-Regierung rund 80 Soldaten nach
Libreville entsandt und dies mit möglichen gewalttätigen
Demonstrationen im benachbarten Kongo nach der Präsidentenwahl vor
rund einer Woche begründet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8939: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei durchsucht nach Hackerangriff Wohnung in Heilbronn

Beamte des Bundeskriminalamts haben am Sonntagmorgen die Wohnung
eines Mannes in Heilbronn durchsucht und Computer und andere
technische Geräte beschlagnahmt. Der 19jährige soll in Kontakt mit
einem Hacker stehen, der private Informationen mehrerer hundert
Politiker und Prominente veröffentlicht hat. Das berichteten das
ARD-Politmagazin "Kontraste" und das RBB-Inforadio unter Berufung auf
Sicherheitskreise. Demnach wird der 19jährige, der im IT-Bereich
arbeiten soll, als Zeuge in dem Verfahren zu dem Datendiebstahl
geführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8936: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gefechte mit Taliban in mehreren Landesteilen

In den afghanischen Provinzen Paktika und Badghis im Südosten und
Nordwesten des Landes haben Talibankämpfer bei Feuerüberfällen auf
Militärcamps und einem Bombenanschlag mindestens 21 Soldaten und
Milizionäre sowie sechs Zivilisten getötet. Noch im Januar wollen
sich Vertreter der USA und der Aufständischen an den
Verhandlungstisch setzen, um weiter über eine Lösung des Konflikts zu
beraten. Präsident Donald Trump hatte im Dezember angekündigt, die
Zahl der am Hindukusch stationierten US-Soldaten von derzeit rund
14.000 auf 7.000 zu reduzieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8938: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Lindner gegen soziales Pflichtjahr und Garantieeinkommen

FDP-Partei- und Fraktionschef Christian Lindner kritisierte auf dem
traditionellen Dreikönigstreffen der Liberalen in Stuttgart unter
anderem die Positionen von Annegret Kramp-Karrenbauer und Robert
Habeck. Das von der CDU-Chefin geforderte soziale Pflichtjahr für
junge Menschen lehnte Lindner ab. Da werde ein ganzes Lebensjahr
verstaatlicht. Ausbildung und Arbeit blieben liegen. Zu dem Modell
des Vorsitzenden der Grünen nach einem existenzsichernden
Garantieeinkommen sagte Lindner, daß Solidarität Bedürftigkeit
voraussetze. Und die, die sie in Anspruch nähmen, müßten
schnellstmöglich wieder in Eigenverantwortung zurückkehren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8937: Tragisches und Kurioses - 07.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Australische Strände wegen Invasion giftiger Nesseltiere geschlossen

Die Portugiesische Galeere breitet sich derzeit rasant an beliebten
Stränden im Nordosten Australiens aus. Ungewöhnlich starke Winde 
sollen große Mengen der quallen-ähnlichen Tiere an die Küste gespült 
haben. Eine Berührung mit ihren Tentakeln verursacht starke Schmerzen 
und Quaddeln auf der Haut. Laut Behördenangaben verletzte das giftige 
Nesseltier seit Anfang Dezember mehr als 22.000 Badende. Mindestens 
vier große Strände wurden bereits geschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8022: Aus Forschung und Technik - 07.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Andere Nationen könnten von Chinas Weltraumerfahrung profitieren

Der Generaldirektor der Europäischen Raumfahrtagentur ESA,
Johann-Dietrich Wörner, plädiert für eine stärkere internationale
Zusammenarbeit mit China. Er habe in der Vergangenheit immer wieder
darauf hingewiesen, daß China ein beeindruckendes Raumfahrtprogramm
verfolge, sagte Wörner vor wenigen Tagen in Darmstadt nach der
Landung der chinesischen Sonde "Chang'e 4" auf der dunklen Seite des
Mondes. Er sei sich sicher, daß die Chinesen ihre neuen Erkenntnisse
mit anderen Ländern teilen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8035: Aus aller Welt - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Israel fordert von Washington Anerkennung der Golan-Annektion

Israels Ministerpräsident Netanjahu verhandelt zur Zeit mit der
US-Regierung über eine Anerkennung des 1967 von Syrien eroberten und
1981 annektierten Golan als israelisches Territorium. Netanjahu
betonte, Israel werde die strategisch wichtigen Golanhöhen niemals
verlassen. Am Sonntag hielt sich der US-Sicherheitsberater Bolton in
Jerusalem aus. Netanjahu wollte ihm am Montag die Golanhöhen zeigen.
Bolton sicherte Israel die fortwährende Unterstützung der Vereinigten
Staaten auch für die Zeit nach einem Abzug der US-Soldaten aus Syrien
zu. Bolton riet am Amtssitz Netanjahus jedem Land in der Region oder
auch außerhalb, welches die amerikanische Unterstützung Israels und
dessen Recht auf Selbstverteidigung anzweifelt, darüber noch einmal
nachzudenken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7994: Medizin und Gesundheitswesen - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Notfallknopf-Panne in Schweizer Krankenhäusern

Wer stationär aufgenommen wird, erhält unter anderem Notfallknöpfe
ans Patientenbett, damit er bei Problemen Hilfe herbeirufen kann. In
mehr als zehn Schweizer Krankenhäuser hat ein Softwarefehler dieses
System zusammenbrechen lassen. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, funktionierten die Notfallknöpfe in der Folge in einigen
der Krankenhäuser gar nicht mehr, andernorts fielen nur die Ton- und
Leuchtfunktionen in den Korridoren aus. Die betroffenen Krankenhäuser
sollen unter anderem mit mehr Personal auf die Panne reagiert haben.
Außerdem wurden in vielen Stationen die Zimmertüren offengelassen,
damit nach Hilfe gerufen werden konnte. Weiter kamen Babyphone und
Glocken zum Einsatz, um die Zeit zu überbrücken, bis Techniker das
Manko abgestellt hatte. Nach Auskunft der Krankenhäuser sollen
Patienten nicht zu Schaden gekommen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8023: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Weitere 100 Soldaten in der Türkei als Staatsfeinde gesucht

In der Türkei sind im vergangenen Jahr nach Angaben des
Innenministeriums rund 75.200 Menschen unter Terrorverdacht
festgenommen worden. Von diesen wurden etwa 52.000 mit der Bewegung
des Predigers Fethullah Gülen in Verbindung gebracht. Ankara hält
diesen für den niedergeschlagenen Militärputsch 2016 für
verantwortlich. Die staatliche Nachrichtenagentur Anadolou meldete am
Montag, weitere 100 Personen würden als Staatsfeinde gesucht. Die
aktiven Soldaten sollen ebenfalls der Gülen-Bewegung nahestehen.
Justizminister Abdülhamit Gül berichtete am zurückliegenden
Wochenende, deswegen befänden sich derzeit rund 31.000 Menschen in
Haft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7946: Sprache, Kunst und Medium - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Freier Museumseintritt auch in Berlin in der Diskussion

Um mehr Besucher anzulocken, liegt freier Eintritt für Museen und
Kunsthallen im Trend. Doch da die Kultur Ländersache und diese
kostspielig ist, bleibt es den einzelnen Ländern überlassen, wie sie
mit dieser Frage umgehen.

Wohl nicht zufällig tritt gerade jetzt Kulturstaatsministerin Monika
Grütters (CDU) auf den Plan. Sie sieht im kostenlosen Zugang zum
Berliner Humboldt Forum nach dessen Einweihung auch einen Test für
andere Museen. Demnach bewertet sie den kostenlosen Eintritt in dem
Haus als Pilotprojekt, das nach drei Jahren überprüft werden soll, wie
der Sender rbb mitteilte.

Das Humboldt Forum im nachgebauten Berliner Schloß soll von Ende
dieses Jahres an schrittweise als Museums- und Kulturzentrum öffnen.
Unter den benachbarten Häusern auf der Museumsinsel und über die Stadt
verteilt sind viele skeptisch oder sagen von vornherein, daß sie auf
die Eintrittsgelder angewiesen sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8013: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Israelische Luftangriffe auf Positionen im Gazastreifen

Israelische Kampfjets- und Hubschrauber haben am Montag ein
Militärcamp im Gazastreifen angegriffen. Von Opfern berichtete die
Armee zunächst nicht. Vor dem Angriff war eine Rakete aus dem
Gazastreifen in Richtung der israelischen Stadt Aschkelon abgefeuert
worden. Das Geschoß wurde von der israelischen Raketenabwehr
abgefangen. Bereits am Vortag hatten israelische Kampfhubschrauber
zwei Stützpunkte der im Gazastreifen regierenden Hamas angegriffen.
Diese Attacke galt als Antwort auf einen Sprengsatz, den militante
Palästinenser aus dem Gazastreifen an Ballons auf israelisches Gebiet
hatten treiben lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8027: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Minister Müller besucht Malawi, Sambia und Namibia

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller hat dem südostafrikanischen
Binnenstaat Malawi einen Besuch abgestattet. In der Hauptstadt
Lilongwe sprach der CSU-Politiker mit Staatspräsident Mutharika.
Anschließend erhöhte Müller die deutsche Entwicklungshilfe für eines
der ärmsten Länder der Welt von geplanten 250 auf 258 Millionen Euro.
Malawi hatte 1964 die Unabhängigkeit von Großbritannien erreicht. Von
Lilongwe aus wollte Müller mit einer Maschine der
Bundeswehrflugbereitschaft in das westliche Nachbarland Sambia
fliegen. Wegen eines defekten Ventils mußte er auf einen Linienflug
umsteigen. Von Sambia aus, das ebenfalls 1964 die Unabhängigkeit vom
Vereinigten Königreich erlangte, will Müller in das benachbarte
Namibia weiterreisen. Als Deutsch-Südwestafrika war das Land bis 1915
deutsche Kolonie. Deutsche Soldaten begingen dort zwischen 1904 und
1908 einen Völkermord an den Herero und Nama. Über die historische
Verantwortung Deutschlands wird Müller in Windhoek zu sprechen haben.

7. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7996: Tragisches und Kurioses - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein Entkommen für fünf Mädchen aus einem Escape-Room

Im Norden Polens sind am Wochenende bei einem Brand in einem
sogenannte Escape-Room fünf Mädchen ums Leben gekommen. Die
Fünfzehnjährigen hatten den Raum in der Stadt Koszalin als
Geburtstagsüberraschung gebucht und waren erstickt. Ein Angestellter
des Hauses kam mit schweren Verbrennungen ins Krankenhaus.

Nach bisherigem Stand der Ermittlungen wurde das Feuer wahrscheinlich
durch die Explosion einer Gasflasche ausgelöst, wie MDR aktuell
berichtete. Der Betreiber des Unglücksbetriebs wurde vorläufig
festgenommen. Es handele sich um einen 28jährigen aus der Woiwodschaft
Großpolen.

Escape-Rooms erfreuen sich wachsender Beliebtheit. Dabei muß eine
Gruppe unter Zeitdruck gemeinsam Aufgaben und Rätsel lösen, um aus
einem verschlossenen Raum oder Haus entkommen zu können. Die Spiele
dauern im Schnitt eine Stunde, können auf Wunsch aber auch jederzeit
von einer in einem Kontrollraum sitzenden Aufsichtsperson abgebrochen
werden.

Laut Staatsanwaltschaft war in einem Vorraum vermutlich Gas aus einem
Behälter entwichen und hatte brennbares Material entzündet. Es wurden
mehrere Gasheizgeräte sichergestellt. Die polnische Regierung kündigte
an, umgehend den Brandschutz in solchen Einrichtungen zu überprüfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8024: Arbeit, Soziales und Familie - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Situation auf Rettungsschiffen vor Malta spitzt sich zu

Die Situation von insgesamt 49 Bootsflüchtlingen auf zwei
Rettungsschiffen der deutschen Hilfsorganisationen Sea-Eye und
Sea-Watch spitzt sich zu. Es fehlt den Menschen an Decken, Matratzen
und Kleidung. Einige leiden an Dehydrierung und unter Seekrankheit.
Für die 17 Geretteten auf dem Schiff Sea-Eye wird Trink- und
Brauchwasser rationiert. Hinzu kommen Traumatisierung und Streß.
Malta und Italien lassen die Flüchtlinge nicht an Land. Die Sea-Eye
hatte am 29. Dezember in internationalen Gewässern vor Libyen 17
Menschen an Bord genommen. Die Sea-Watch 3 rettete am 22. Dezember 32
Bootsflüchtlinge aus dem Mittelmeer.
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UMWELT/8005: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Australien schließt Strände wegen Nesseltier-Plage

Während Down Under gerade eine Hitzewelle mit Rekordtemperaturen
herrscht, was für jeden den Aufenthalt im kühlen Naß erstrebenswert
macht, haben australische Behörden im Bundesstaat Queensland mehrere
Strände geschlossen. Der Grund: Eine Nesseltier-Plage macht ein Baden
unmöglich. Wie spiegel.de meldete, mußten an der Sunshine Coast und
der Gold Coast nördlich und südlich von Brisbane allein am Sonntag
mehr als 900 Menschen behandelt werden, weil sei mit den giftigen,
meterlangen Tentakeln der Portugiesischen Galeeren in Kontakt gekommen
waren. Das Gift aus den Nesselzellen verursacht starke Schmerzen und
Quaddeln auf der Haut. Ungewöhnlich starke Winde sollen die
Nesseltiere Richtung Küste getrieben haben, berichtete der
Rettungsdienst in Queensland.
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WIRTSCHAFT/8012: Märkte und Finanzen - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Tesla legt Grundstein für eigene Fabrik in China

Der kalifornische Autobauer Tesla Inc. hat bei Schanghai den
Grundstein für eine eigene Fabrik gelegt. Die Produktion von
Elektrofahrzeugen einschließlich Batterien für den chinesischen Markt
soll noch in diesem Jahr anlaufen. Tesla gibt das Produktionsziel mit
500.000 Fahrzeugen pro Jahr an. Gefertigt werden Model 3 und Model Y
für die Region Greater China. Teurere Modelle auch für den
chinesischen Markt werden weiterhin in den USA produziert werden. Die
Investitionen in die Fabrik bei Schanghai beziffert das Unternehmen
mit rund zwei Milliarden US-Dollar. Die größte Fabrik von Tesla
außerhalb der USA wird ohne chinesische Beteiligung betrieben werden.
Zuvor hatte die Regierung in Peking die Zwangsbeteiligung
chinesischer Unternehmen an der Produktion von Elektrofahrzeugen
aufgehoben. Die Pflicht endet für die Herstellung von Fahrzeugen mit
Verbrennungsmotor bis 2022. Für Tesla entfallen bei der Fertigung in
der Volksrepublik zum einen die Transportkosten für die fertigen
Fahrzeuge sowie die Einfuhrzölle auf Automobile aus den USA. In
Schanghai unterhält Tesla bereits ein Zentrum für Technik und
Entwicklung.
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WISSENSCHAFT/8028: Aus Forschung und Technik - 07.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Jadehase verläßt seinen Bau

Die chinesische Mondmission schreitet erfolgreich voran. Nachdem die
Raumsonde am 3. Januar auf der erdabgewandten Seite des Mondes in
einem Krater der South-Pole-Aitken-Senke gelandet war, hat jetzt der
Rover Jadehase (Yutu) erstmals die Sonde Chang'e 4 verlassen,
um auf eigene Faust die Mondumgebung zu erkunden. Das berichtete
gerade das Wissenschaftsmagazin Scinexx in seiner Online-Ausgabe.
Nach Auskunft der chinesischen Raumfahrtagentur sollen Chang'e
4 und Jadehase einige der Rätsel der Mondrückseite erkunden und
lösen. Denn diese unterschiedet sich in einigen entscheidenden
Merkmalen von der wohlbekannten Vorderseite. Statt großer Mare aus
Basaltlava besteht die Mondrückseite aus Hochebenen mit sehr altem
Krustengestein, in denen sich sehr große Kratern befinden. Außerdem
ist die Gesteinskruste auf der Mondrückseite deutlich dicker als auf
der Vorderseite. Warum das so ist, dazu gibt es bisher nur Theorien.
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MELDUNG/194: 100 Stunden Astronomie vom 10. bis 13. Januar 2019 (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie,

Haus der Astronomie und Vereinigung der Sternfreunde - 04.01.2019

100 Stunden Astronomie vom 10. bis 13. Januar 2019



Die Internationale Astronomische Union (IAU) feiert 2019 ihr 100-jähriges
Bestehen. Den Auftakt des Jubiläumsjahrs mit mehreren Veranstaltungen
weltweit machen die "100 Stunden Astronomie": ein Astronomie-Marathon, der
über drei Tage hinweg vom 10. bis 13. Januar 2019 stattfindet und die
Öffentlichkeit für Astronomie begeistern soll. Aus dem deutschsprachigen
Raum beteiligen sich eine Reihe von Veranstaltern an der Aktion.

Die "100 Stunden Astronomie" waren vor 10 Jahren bereits schon einmal
einer der Eckpunkte des Internationalen Jahr der Astronomie 2009.
Astronomische Einrichtungen aller Art hatten damals in einer konzertierten
Aktion 100 Stunden lang weltweit und rund um die Uhr mit Veranstaltungen
vor Ort oder - mit Unterstützung der Medien und über das Internet - mit
Übertragungen einen ganz besonderen Astronomie-Marathon für die allgemeine
Öffentlichkeit geboten und dabei vielen Menschen erstmalig einen Einblick
in die Wunder des Himmels ermöglicht.

Vom 10. bis zum 13. Januar 2019 findet im Rahmen der Feierlichkeiten zum
100-jährigen Jubiläum der Internationalen Astronomischen Union (IAU) nun
eine zweite Auflage der 100 Stunden Astronomie statt. Erneut beteiligen
sich daran astronomische Forschungseinrichtungen, Sternwarten, Planetarien
und engagierte Amateurastronomen weltweit mit Ausstellungen, öffentlichen
Vorträgen, Planetariumsshows, Beobachtungsabenden, Live-Streams oder
Angeboten für Schulen.

Auch im deutschsprachigen Raum beteiligen sich eine Reihe von
Veranstaltern an der Aktion, teilweise über mehrere Tage hinweg. So bietet
beispielsweise die Sternwarte Burgsolms gleich an dreien der vier
Veranstaltungstage Vorträge und Himmelsbeobachtungen an, am Samstag, dem
12. Januar über mehrere Stunden hinweg. Die Volkssternwarte Urania in Jena
öffnet ihre beiden Sternwartenstandorte jeweils am Freitag, dem 11. Januar
und am darauffolgenden Samstag bis Mitternacht. Die Sternwarte Sankt
Andreasberg lädt am 12. und 13. Januar zu Vorträgen und dem Blick auf die
Sonne sowie auf den abendlichen Sternhimmel ein.

Das Haus der Astronomie in Heidelberg bietet am Donnerstag, dem 10.
Januar, einen Vortrag zur ESA-Mission ExoMars mit anschließendem
Beobachtungsabend an. Im Astronomischen Zentrum Gera hingehen sind am
Freitag, dem 11. Januar Nachmittag und Abend komplett den 100 Stunden
Astronomie gewidmet. Sowohl die Sternwarte Dieterskirchen als auch die
Starkenburg-Sternwarte Heppenheim und das Zeiss Planetarium und die
Volkssternwarte Drebach bieten an diesem Tag einen Beobachtungsabend an.

Ebenfalls am 11. Januar lädt die Astronomische Arbeitsgemeinschaft Mainz
zu einem Teleskop-Workshop mit anschließender Himmelsbeobachtung ein. Auch
am Samstag, dem 12. Januar sind Teleskope aller Größenordnungen vertreten:
Während das Leibniz-Institut für Astrophysik in Potsdam zum
Beobachtungsabend mit dem Großen Refraktor einlädt, versammeln sich die
Astronomiefreunde Ingolstadt mit mobilem Gerät zur Straßenastronomie auf
dem Theatervorplatz.

Weitere Veranstaltungen gibt es auch in Österreich und in der Schweiz.


Weitere Informationen unter:

https://www.100hoursofastronomy.org/events-germany

- Veranstaltungsübersicht Deutschland

https://www.100hoursofastronomy.org/events-austria

- Veranstaltungsübersicht Österreich

https://www.100hoursofastronomy.org/events-switzerland

- Veranstaltungsübersicht Schweiz

https://www.100hoursofastronomy.org

- 100 Stunden Astronomie weltweit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie,

Haus der Astronomie und Vereinigung der Sternfreunde, 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1601: Phytolith- und Wassergehalt von Futterpflanzen beeinflussen Zahnschmelzabrieb von Wirbeltieren (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 04.01.2019

Phytolith- und Wassergehalt von Futterpflanzen beeinflussen
Zahnschmelzabrieb von Wirbeltieren



Verschiedene Futterpflanzen reiben den Zahnschmelz von Wirbeltieren
unterschiedlich stark ab, was unter anderem am unterschiedlichen
Phytolith- und Wassergehalt der Pflanzen liegt. Zu diesen Ergebnissen ist
ein internationales Forschungsteam unter Leitung von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) durch
Untersuchungen an Meerschweinchen gekommen.

Wie die Forscherinnen und Forscher in der aktuellen Ausgabe der
Zeitschrift "PNAS" berichten, könnten die neuen Erkenntnisse erhebliche
Auswirkungen auf die Interpretation von Oberflächentexturdaten von Zähnen
ausgestorbener Tiere und damit für die Rekonstruktion der Ernährungsweisen
und Lebensräume dieser Tiere haben. Unter anderem haben sie nachgewiesen,
dass Zahnschmelz durch Pflanzen mit höheren Phytolithgehalten, etwa
Gräser, stärker abgenutzt wird als durch Pflanzen mit geringeren
Phytolithgehalten, zum Beispiel Luzerne. Phytolithe sind winzige
Einlagerungen aus Siliziumdioxid, die von vielen Pflanzen gebildet werden.

Obwohl sie weicher sind als Zahnschmelz, ist dennoch immer wieder
diskutiert worden, ob sie wesentlich zur Abnutzung der Zähne beitragen,
oder ob dafür vor allem mitgefressener Mineralstaub oder Sand
verantwortlich sind. Die abrasive Wirkung der Phytolithe konnte durch die
Studie zweifelsfrei belegt werden, da die verfütterten Pflanzen allesamt
frei von anhaftenden Quarzstaub- oder Bodenpartikeln waren, aber
unterschiedliche Phytolithgehalte von 0,5 bis 3 Prozent enthielten. Höhere
Phytolithgehalte führten dabei zu stärkerem Zahnabrieb. Darüber hinaus
konnte die Studie zeigen, das auch der Wassergehalt der Pflanzen eine
Rolle spielt. Vor allem trockenes Gras führt zu stärkerem Zahnabrieb als
das gleiche, frisch verfütterte Gras. "Aufgrund der Analyse des
Zahnabriebs an fossilen Zähnen werden häufig Rückschlüsse auf die
Lebensräume der entsprechenden Tiere gezogen", sagt die Leiterin der
Studie, Dr. Daniela Winkler vom Institut für Geowissenschaften der JGU.
"Ein schwächerer Abrieb könnte zum Beispiel darauf hindeuten, dass das
Tier in einer bewaldeten Landschaft mit vielen Kräutern und viel Laub
gelebt hat und nicht in einer steppenartigen Umgebung mit viel Gras." In
der Studie wurden daher die Abrasionseigenschaften von frischen und
trockenen Pflanzen mit unterschiedlichem Phytolithgehalt systematisch
getestet.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler hatten in der Klinik für
Zoo-, Heim- und Wildtiere der Universität Zürich sechs Gruppen von
Meerschweinchen drei Wochen lang mit drei unterschiedlichen, jeweils
frischen und getrockneten Pflanzen (Luzerne, Gras und Bambus) gefüttert.
Anschließend wurde mit einem hochauflösenden Mikroskop die
Oberflächentopographie des Zahnschmelzes von Backenzähnen der
Meerschweinchen untersucht. Das Ergebnis war, dass mit steigendem
Phytolithgehalt des Futters der Abrieb zunahm. "Außerdem konnten wir einen
starken Einfluss des Wassergehalts im Futter auf den Abrieb zeigen", sagt
Winkler. "Der Zahnschmelz der Meerschweinchen, die wir mit trockenem Gras
gefüttert hatten, war wesentlich stärker abgenutzt und rauer als der
Zahnschmelz derjenigen, die frisches und damit feuchteres Gras bekommen
hatten." Bemerkenswerterweise fanden sich aber keine Unterschiede in der
Zahnoberflächentextur zwischen den Meerschweinchen, die frische oder
getrocknete Luzerne oder frisches Gras gefressen hatten. "Das könnte auf
eine potenzielle Fehlerquelle bei der paläontologischen Rekonstruktion von
Ernährungsgewohnheiten und Lebensräumen von Pflanzenfressern anhand des
Zahnabriebs hindeuten", sagt Winkler. "Denn obwohl der Abrieb durch
Luzerne und feuchtes Gras ähnlich schwach ist, können sich Landschaften,
in denen Luzerne oder Gras wachsen, stark unterscheiden. Weiterhin zeigen
die Frischgrasfresser Zahnoberflächentexturen, die denen von Laubfressern
ähneln können. Diese Erkenntnisse müssen bei der Rekonstruktion der
Ernährungsweise ausgestorbener Tiere anhand fossiler Zähne berücksichtigt
werden."

An der Studie waren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der JGU, der
Klinik für Zoo-, Heim- und Wildtiere der Universität Zürich, des Centrums
für Naturkunde der Universität Hamburg, der Universität Gent sowie des
Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropolgie in Leipzig beteiligt.
Die Studie fand im Rahmen des Forschungsprojekts "Vertebrate Herbivory"
von Prof. Dr. Thomas Tütken vom Institut für Geowissenschaften der JGU
statt, das vom Europäischen Forschungsrat (ERC) mit einem sogenannten
Consolidator Grant gefördert wird.


Originalpublikation:

D. E. Winkler, E. Schulz-Kornas, T. M. Kaiser, A. De Cuyper, M. Clauss,
T. Tütken

Forage silica and water content control dental surface texture in guinea
pigs and provide implications for diet reconstruction

Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of
America (PNAS),

3. Januar 2019:

https://doi.org/10.1073/pnas.1814081116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SEISMIK/144: Tiefe Erdbeben weisen auf Aufstieg magmatischer Fluide unter dem Laacher See hin (idw)


Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 07.01.2019

Tiefe Erdbeben weisen auf Aufstieg magmatischer Fluide unter dem Laacher
See hin



In der Osteifel könnten Magmen aus dem oberen Erdmantel in die mittlere
und obere Erdkruste aufsteigen. Dies geht aus einer Studie des
Erdbebendienstes Südwest mit dem Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches
GeoForschungsZentrum (GFZ), dem Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
und dem Landeserdbebendienst Nordrhein-Westfalen hervor. Die
Wissenschaftler präsentieren erstmals Hinweise auf von Magmabewegungen
verursachte tiefe und niedrigfrequente Erdbeben unter dem
Laacher-See-Vulkan. Allerdings gibt es keine Anzeichen für eine aktuell
bevorstehende vulkanische Aktivität. Die Forscher berichten im Geophysical
Journal International (DOI: 10.1093/gji/ggy532).

"Die festgestellten Erdbeben werden in großen Tiefen erzeugt und zeichnen
sich durch ungewöhnlich niedrige Schwingfrequenzen aus. Ihre Stärke liegt
unterhalb der Grenze der menschlichen Wahrnehmung", erklärt Professor
Joachim Ritter vom Geophysikalischen Institut (GPI) des KIT. Die
Wissenschaftler sprechen von "Deep-Low-Frequency-" (DLF-) Erdbeben. Sie
werden in einer Tiefe zwischen zehn und über vierzig Kilometern erzeugt,
das heißt in der Erdkruste und im oberen Erdmantel. Ihre dominanten
Schwingfrequenzen liegen zwischen einem und zehn Hertz, und damit deutlich
niedriger im Vergleich zu tektonischen Erdbeben vergleichbarer Stärke.




[image: Abbildung: © Hensch et al.]

Darstellung der tektonischen Erdbeben (Kreise) und DLF-Erdbeben
(Sterne) in der Osteifel.

Abbildung: © Hensch et al.



"DLF-Erdbeben gelten weltweit als Hinweis auf die Bewegung magmatischer
Fluide in großer Tiefe", erläutert Professor Torsten Dahm, Sektionsleiter
Erdbeben- und Vulkanphysik am GFZ. "Unter aktiven Vulkanen, beispielsweise
auf Island, in Japan oder Kamtschatka, lassen sich solche Erdbeben
regelmäßig beobachten." Die Ergebnisse der Studie in der Osteifel legen
nahe, dass unter dem Laacher-See-Vulkan magmatische Fluide aus dem oberen
Erdmantel in die Erdkruste aufsteigen könnten. Dies lässt sich als Hinweis
darauf auffassen, dass Magmenkammern in der Erdkruste unterhalb des
Laacher Sees existieren und sich langsam füllen könnten.

In ihrer Studie ermittelten die Forscher von KIT, GFZ, Erdbebendienst
Südwest - dem Verbund der Landeserdbebendienste Rheinland-Pfalz und
Baden-Württemberg -, und Landeserdbebendienst Nordrhein-Westfalen, dass
diese Erdbeben in der Osteifel episodisch in zeitlich und räumlich eng
begrenzten Gruppen auftreten und sich etwa entlang einer Linie von 10 bis
45 Kilometern Tiefe aufreihen. Daraus schließen die Wissenschaftler, dass
im Bereich des Laacher Sees Fluide und Magmen, das heißt aufgeschmolzenes
Gestein, aus dem oberen Erdmantel in die mittlere und obere Erdkruste
aufsteigen könnten.

"Dank eines umfangreichen Ausbaus der seismologischen Messnetze in
Rheinland-Pfalz und den angrenzenden Gebieten ließen sich 2013 erstmals
tiefe und tieffrequente Erdbeben unter der Osteifel registrieren", sagt
Studienleiter Dr. Martin Hensch vom Verbund der Landeserdbebendienste.
"Insgesamt wurden in den vergangenen fünf Jahren vier räumlich eng
begrenzte Gruppen solcher DLF-Erdbeben in der Osteifel nachgewiesen." Die
Bebengruppen sind vom Laacher See aus steil nach unten in Richtung
Südosten abfallend angeordnet. Neben der räumlichen Trennung ist auch das
zeitliche Auftreten der DLF-Erdbeben scharf begrenzt: Bis jetzt haben die
Experten acht Episoden von DLF-Erdbeben zwischen 40 Sekunden und acht
Minuten Dauer beobachtet.

Allerdings werten die Forscher die beobachteten DLF-Erdbeben nicht als
unmittelbares Vorläufersignal einer aktuell bevorstehenden vulkanischen
Aktivität. "Der Aufstieg von Magma in die flache Erdkruste geht in aller
Regel mit hochfrequenten Erdbebenschwärmen einher. Eine solche Aktivität
war in der Osteifel bis jetzt nicht zu beobachten", berichtet Joachim
Ritter. "Außerdem fehlen Hinweise auf Hebungen der Erdoberfläche, die bei
massiven Magmenaufstiegen deutlich feststellbar sein müssten", ergänzt
Torsten Dahm.

Datierungen der beim letzten Ausbruch vor 12 900 Jahren geförderten Magmen
zeigen, dass Befüllung und Differenziation der oberen Magmenkammer unter
dem Laacher See etwa 30 000 Jahre gedauert haben könnten, bevor es zum
eigentlichen Ausbruch kam. Das bedeutet, dass die magmatischen Prozesse
sich über extrem lange Zeiträume hinziehen, bevor es zu einer Eruption
kommt. Da die technischen Voraussetzungen zur Detektion und Lokalisierung
von DLF-Erdbeben in der Osteifel erst seit einigen Jahren eine
ausreichende Qualität erreicht haben, lässt sich rückwirkend nicht
feststellen, seit wann DLF-Erdbeben im Bereich des Laacher Sees auftreten.
Anzunehmen ist, dass dies bereits vor 2013 der Fall war. Nach der ersten
Beobachtung tiefer Erdbeben im Jahr 2013 installierten KIT, GFZ und
Erdbebendienst Südwest zusätzlich ein seismologisches
Forschungsmessnetzwerk. Die gemeinsame Nutzung der seismischen
Registrierungen erlaubt nun die detaillierte wissenschaftliche Analyse der
Mikroseismizität.

Um die Zusammenhänge zwischen den DLF-Erdbeben und möglicher magmatischer
Aktivität unter der Osteifel besser untersuchen zu können, empfehlen die
Forscher eine Intensivierung der geochemischen Überwachung zur Analyse
austretender Gase sowie wiederholte geodätische Messungen zur Feststellung
möglicher Deformationen der Erdoberfläche. Ebenso sollten gezielte
geophysikalische Untersuchungen zur Abbildung und Charakterisierung
möglicher Magmareservoire unter der Laacher-See-Region vorgenommen werden.
Weiterhin raten die Wissenschaftler zu einer Neubewertung der vulkanischen
Gefährdung der Eifel.


Originalpublikation:

Martin Hensch, Torsten Dahm, Joachim Ritter, Sebastian Heimann, Bernd
Schmidt, Stefan Stange and Klaus Lehmann:

Deep low-frequency earthquakes reveal ongoing magmatic recharge beneath
Laacher See Volcano (Eifel, Germany).

Geophysical Journal International, 2018.

DOI: 10.1093/gji/ggy532

Weitere Informationen unter:

http://www.erdbebendienst-suedwest.de

(Hintergrundinformationen)

https://academic.oup.com/gji/advance-article/doi/10.1093/gji/ggy532/5257845

(Link zur Publikation)

http://www.lgb-rlp.de/aktuelles/detail/news/detail/News/ungewoehnlich-tiefe-erdbeben-geben-hinweise-auf-bewegungen-magmatischer-fluide-unter-dem-laacher-see.html

(Seite mit weiterführenden Fragen und Antworten)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution42
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MELDUNG/816: Deutsch-japanische Kooperation für höchste Präzision am Start (idw)


Max-Planck-Institut für Kernphysik - 07.01.2019

Deutsch-japanische Kooperation für höchste Präzision am Start

MPG-PTB-RIKEN-Zentrum für Zeit, Konstanten und fundamentale Symmetrien



In dem neuen MPG-PTB-RIKEN-Zentrum für Zeit, Konstanten und fundamentale
Symmetrien haben sich Experimentalphysiker mit einer Leidenschaft für
Präzision zusammengetan, um gemeinsam nach Antworten auf fundamentale
Fragen der Physik zu suchen, wie der zeitlichen Konstanz von
Naturkonstanten oder den feinen Unterschieden zwischen Materie und
Antimaterie. Der Start dieser neuen Initiative war am 01.01.2019; die
offizielle Eröffnung soll am 08.04.2019 an RIKEN in Tokyo, Japan
stattfinden.

In dem MPG-PTB-RIKEN-Zentrum arbeiten weltweit führende experimentelle
Gruppen aus der Atom- und Kernphysik, der Antimaterieforschung, der
Quantenoptik und der Metrologie eng zusammen, um mit ihren ultrapräzisen
Apparaturen die Zeit und Naturkonstanten noch genauer zu messen. So wollen
sie gemeinsam nach Antworten auf fundamentale Fragen der Physik suchen.
Eine dieser Fragen ist, ob Naturkonstanten wirklich konstant sind oder
sich eventuell mit der Zeit um winzige Beträge verändern. Eine andere
Frage betrifft die feinen Unterschiede in den Eigenschaften von Materie
und Antimaterie (außer der umgekehrten Ladung), die sich bisher nicht
gezeigt haben, obwohl es sie eigentlich geben muss. Sonst bestünde das
Universum praktisch aus reiner Strahlung, da sich die im Urknall in
gleicher Menge entstandenen Materie- und Antimaterie-Teilchen
weitestgehend vernichtet hätten. Eng verbunden mit diesem Test
fundamentaler Symmetrien ist die Suche nach "neuer Physik" jenseits des
Standardmodells der Elementarteilchenphysik. "Hier hat sich eine
einzigartige Kombination aus herausragenden Wissenschaftlern
zusammengetan, um diese spannenden Fragen der Physik zu beantworten",
freut sich Klaus Blaum, Direktor am MPI für Kernphysik und einer der
Sprecher des Centers, über diese Forschungskooperation.

Das breit ausgerichtete Forschungsprogramm zielt insbesondere auf die
Entwicklung neuartiger Uhren mit Atomen, Kernen und hochgeladenen Ionen.
Dazu kommen die verbesserte Messung fundamentaler Konstanten wie der
Rydberg-Konstante, der Feinstrukturkonstante oder des Ladungsradius des
Protons. Außerdem sind strengste Tests fundamentaler Wechselwirkungen und
Symmetrien mit Protonen und Antiprotonen Teil der Forschungsinitiative. Um
diese Ziele zu erreichen ist es erforderlich, die zurzeit erreichte
experimentelle Präzision weiter zu steigern. Deshalb wollen die
Forscherinnen und Forscher neue experimentelle Techniken entwickeln, die
bisherige Methoden übertreffen und Messungen auf noch kürzeren Zeitskalen
und mit gesteigerter Empfindlichkeit ermöglichen. "Die gebündelte
Expertise der einzelnen Gruppen mit ihren teilweise komplementären
Ansätzen und vielfältigen Methoden lässt hier substantielle Fortschritte
erwarten", unterstreicht Stefan Ulmer, Chief Scientist am RIKEN und
weiterer Sprecher des Centers, hoffnungsvoll. Ein wesentliches Element der
Zusammenarbeit ist ein intensives Austauschprogramm für junge
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die dadurch mit Experimenten der
Partnerinstitute vertraut werden.

Gestartet wurde die neue Initiative am 01.01.2019; die offizielle
Eröffnung wird im ersten Halbjahr 2019 an RIKEN in Tokyo, Japan
stattfinden. Partner sind die Max-Planck-Institute für Kernphysik
(Abteilungen Blaum und Pfeifer) und für Quantenoptik (Abteilung Hänsch),
die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) mit zwei Abteilungen und
dem QUEST-Institut (Peik und Schmidt) sowie RIKEN mit zwei Forschergruppen
(Katori und Ulmer). Koordiniert werden die wissenschaftlichen Aktivitäten
vom MPIK. Die drei Partner finanzieren das auf fünf Jahre angelegte
MPG-PTB-RIKEN-Zentrum zu gleichen Teilen mit insgesamt ca. 7,5 Millionen
Euro.

Die Initiative zur Gründung des MPG-PTB-RIKEN-Zentrums ging vom
Max-Planck-Institut für Kernphysik (MPIK) aus, um bereits bestehende
Kooperationen mit RIKEN bzw. der PTB sowie dem Max-Planck-Institut für
Quantenoptik (MPQ) zusammenzuführen. Mit Präzisionsexperimenten in
verschiedenartigen Ionenfallen an gekühlten, auch hochgeladenen, Ionen
werden sich die MPIK-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler in das
Projekt einbringen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution687

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kernphysik, 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/1821: Erneuten Völkerrechtsbruch der Türkei in Syrien verhindern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Januar 2019

Erneuten Völkerrechtsbruch der Türkei in Syrien verhindern



"Die Bundesregierung darf einem weiteren drohenden Einmarsch der
Türkei in Syrien nicht stillschweigend entgegensehen und muss einem
erneuten Völkerrechtsbruch des Erdogan-Regimes jetzt entschieden
Einhalt gebieten", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Nach dem überfälligen Rückzug der USA aus Syrien darf nun nicht die
Türkei zum zweiten Mal als Besatzungsregime einziehen. Die
Bundesregierung steht in der Pflicht, Interventionspläne der Türkei
auf die Tagesordnung des UN-Sicherheitsrates zu setzen. Ein Bruch des
Völkerrechts darf nicht in einem Trump-Erdogan-Pakt ausgehandelt, das
Völkerrecht muss vielmehr durch die Vereinten Nationen verteidigt
werden. Dazu sind ein umfassendes Waffenembargo und Sanktionen gegen
das Erdogan-Regime überfällig. Das bisherige Schweigen der
Bundesregierung ist umso skandalöser, als dass der Wissenschaftliche
Dienst des Bundestages schon das Besatzungsregime in der Region Afrin
im Norden Syriens als illegal bezeichnet und ein angebliches
Selbstverteidigungsrecht der Türkei in Abrede gestellt hat.

Die Bundesregierung muss der türkischen Führung gegenüber jetzt
öffentlich klarmachen, dass sie eine Ausdehnung der illegalen
türkischen Besatzung von Teilen Syriens sanktionieren und sich für
entsprechende Schritte auch auf EU-Ebene einsetzen wird. Deutsche
Rüstungsexporte, die Modernisierung von Leopard II-Panzern und der
Aufbau einer deutsch-türkischen Panzerfabrik in der Türkei müssen
sofort beendet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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PRESSEKONFERENZ/1805: Regierungspressekonferenz vom 4. Januar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 4. Januar 2019

Regierungspressekonferenz vom 4. Januar 2019

Themen: Veröffentlichung von persönlichen Daten und Dokumenten von
Politikern und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens im Internet,
Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche (Empfang der
Sternsinger, Kabinettsitzung, Neujahrsempfang des Bundespräsidenten, Reise
nach Griechenland), Containerschiff-Havarie in der Nordsee, Wiedereinreise
eines abgeschobenen Kameruners nach Deutschland, Brexit, Unterstützung
israelischer NGOs durch die Bundesregierung, Forderungen der CSU nach einer
staatlichen Infrastrukturgesellschaft für zuverlässigen Mobilfunk,
Verhandlungen der Bundesregierung mit den Herero und Nama


Sprecher: SRS'in Fietz, Schmidt (BMI), Flosdorff (BMVg), Steffen
(BMJV) Fichtner (BMU), Breul (AA), Berger (BMZ), Jornitz (BMWi)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN FIETZ
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Vorsitzende Maier: Sie haben es den Mails entnommen: Wir haben heute
aufgrund des Themas des Hackerangriffs auf Mitglieder des Deutschen
Bundestages die Regierungspressekonferenz in ihrer ersten Phase für die
Liveberichterstattung geöffnet. Die stellvertretende Regierungssprecherin
und der Sprecher des Bundesinnenministeriums werden sich gleich aktiv dazu
äußern. Anschließend können Sie Ihre Fragen stellen.

Für die Fragen möchte ich Sie darauf hinweisen: Ich bitte Sie, sehr genau
darauf zu achten, dass in den Fragen nicht die Persönlichkeitsrechte der
von dem Hackerangriff möglicherweise betroffenen Personen berührt werden.
Sollte dieser Fall eintreten, werde ich die Liveübertragung beenden. Das
sage ich nur, damit Sie Bescheid wissen; ich glaube, das ist im Interesse
der Betroffenen. Das sollte allen klar sein.

Wir beginnen mit Frau Fietz - bitte schön.

SRS'in Fietz: Guten Morgen! Wie Sie wissen, wurde jetzt bekannt, dass
persönliche Daten und Dokumente von hunderten von Politikern und
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens im Internet veröffentlicht wurden.
Betroffen sind, was den politischen Bereich anbelangt, nach einer ersten
Analyse Politiker und Mandatsträger aller Ebenen - sowohl des
Europaparlaments, des Bundestages, der Landtage, aber auch kommunale
Mandatsträger.

Die Bundesregierung nimmt diesen Vorfall sehr ernst. Das Cyberabwehrzentrum
hat sich heute bereits mit diesem Vorgang befasst. Die Behörden arbeiten
mit Hochdruck daran, Ausmaß und Hintergründe des Vorgangs zu ermitteln und
den Betroffenen Hilfestellung zukommen zu lassen. Wir bitten um
Verständnis, dass die präzise Aufklärung des Vorfalls noch etwas Zeit in
Anspruch nehmen wird. Generell möchten wir darauf hinweisen, dass auf
solche Weise in Umlauf gebrachte Daten mit großer Vorsicht zu handhaben
sind. Selbst im Falle, dass ein Großteil der betreffenden Daten authentisch
wäre, zeigt die Erfahrung, dass in derartigen Fällen möglicherweise auch
gefälschte Daten eingeschleust werden. Deshalb sollte jeder, der sich mit
diesen Daten beschäftigt, größte Vorsicht walten lassen. Darüber hinaus ist
bei etwaigen Veröffentlichungen natürlich genau abzuwägen zwischen dem
Informationsinteresse der Öffentlichkeit und dem berechtigten Anspruch der
Betroffenen auf Datenschutz.

Mit Blick auf das Bundeskanzleramt sieht es nach erster Sichtung so aus,
dass keine sensiblen Informationen und Daten in den Veröffentlichungen
enthalten sind, auch nicht im Hinblick auf die Bundeskanzlerin.

Damit gebe ich jetzt ab an den Sprecher des Bundesinnenministeriums.

Schmidt: Vielen Dank. - Ich möchte noch ergänzend hinzufügen, dass die
Sicherheitsbehörden derzeit dabei sind, die veröffentlichten Daten zu
analysieren, deren Herkunft zu verifizieren und auch deren Aktualität zu
prüfen. Darüber hinaus werden die Sicherheitsbehörden die erforderlichen
behördlichen Maßnahmen in die Wege leiten. Das im Bundesamt für Sicherheit
in der Informationstechnik angesiedelte Cyberabwehrzentrum hat hierzu die
Koordinierung übernommen. Die Sicherheitsbehörden gehen, soweit es
erforderlich sein sollte, auf die betroffenen Personen, Organisationen,
Parteien oder Mandatsträger zu, informieren über die gewonnenen
Erkenntnisse und über eventuell erforderliche Maßnahmen.

Auf welche Art und Weise diese Daten, die jetzt veröffentlicht wurden,
erlangt wurden, lässt sich derzeit noch nicht mit Sicherheit feststellen.
Ob ein in Rede stehender Hackerangriff zugrunde liegt, kann derzeit deshalb
weder bestätigt noch dementiert werden.

Frage: Seit wann weiß das BSI denn von diesem Angriff und von dem Leak?

Schmidt: Der genaue Zeitpunkt ist aufgrund der Masse der Daten ein bisschen
schwierig festzustellen, aber seit Kurzem erst.

Zusatzfrage: Wir hören aus allen möglichen Parteien, dass sie gestern Abend
informiert wurden. Das heißt, Sie hatten da keinen langen Vorlauf?

Schmidt: Nein, da gab es keinen langen Vorlauf. Es kann aber sein, dass zu
diesen Datenmengen eben einzelne Datenpakete gehören, die eventuell schon
vorher bekannt geworden sind. Sozusagen in der Masse ist das aber erst vor
Kurzem bekannt geworden, ja.

Frage : Herr Schmidt, vielleicht würde es helfen, wenn Sie einmal
aufklären, was der Unterschied zwischen Leak, Hackerangriff, Cyberangriff
usw. ist. Das wird ja oft durcheinandergebracht.

Hat vielleicht jemand aus der Bundesregierung diesem Account gefolgt? Der
war ja nicht Klein.

Schmidt: Zu den einzelnen Followern eines Accounts kann ich hier sicherlich
keine Stellung nehmen, da bitte ich Sie um Verständnis.

Was die Aufklärungsarbeit des Weiteren angeht, möchte ich Sie bitte,
zunächst die Ermittlungsergebnisse abzuwarten. Unter welche Definition dies
dann fallen wird, werden wir sicherlich nach Abschluss der Ermittlungen
sagen können, zum jetzigen Zeitpunkt aber noch nicht.

Zusatzfrage : Können Sie vielleicht unabhängig von diesem Fall einmal die
Begriffslage klären?

Schmidt: Nein, tut mir leid. Ich sehe nicht, dass ich hier jetzt angesichts
der Aktualität des Falls eine Begriffslage abstrakt erkläre. Ich würde Sie
bitten, da einfach die Ermittlungsergebnisse abzuwarten.

Frage : Wahrscheinlich bekomme ich auch keine Antwort, aber ich probiere es
trotzdem: Kann man irgendwelche Vergleiche mit früheren Hackerangriffen
oder früheren Lecks ziehen, was die Masse oder die Methode oder was auch
immer angeht?

Schmidt: Sie haben es schon richtig vermutet: Dafür ist es leider noch zu
früh, dazu kann ich Ihnen also wirklich noch keine Auskunft geben. In der
Tat ist es allerdings so, dass im Moment noch unklar ist, auf welche Art
und Weise diese Daten zusammengetragen worden sind. Ob es sich tatsächlich
um einen oder mehrere Hackerangriffe oder um irgendwelche anderen
Datensammlungen gehandelt hat, können wir deshalb zum jetzigen Zeitpunkt
leider einfach noch nicht sagen.

Frage: Zwei Kleine Fragen an das Bundesinnenministerium:

Herr Schmidt, sind denn alle im Bundestag vertretenen Parteien von der
Sache betroffen?

Anknüpfend an das, was Sie bereits gesagt haben: Habe ich es richtig
verstanden, dass Sie auch nicht ausschließen können, dass es sich um ein
Leak handelt, also um Informationen, die direkt aus der Administration
gekommen sind?

Schmidt: Wie gesagt, ausschließen können wir zurzeit nichts. Wir wissen
eben schlicht nicht, wie diese Informationen an die Öffentlichkeit gelangt
sind.

Zur Betroffenheit der Parteien: Soweit es zum aktuellen Zeitpunkt bekannt
ist, sind wohl alle im Bundestag vertretenen Parteien betroffen.

Frage: Ich würde doch gerne noch einmal zu den Dingen nachfragen, die eben
schon abgefragt wurden. Sie sagen "seit Kurzem": Können Sie das bitte noch
präzisieren? Seit wann wissen BSI oder BfV von diesen Daten, die ja
offenbar schon seit Wochen im Raume stehen?

Ich habe auch noch eine Frage in Sachen Begriffsklärung. Sie grenzen ja
selber ab; Sie sprechen davon, dass es möglicherweise kein Hackerangriff
gewesen ist. Wenn Sie vielleicht doch noch die Rubriken erläutern, in denen
Sie denken und vor denen Sie warnen, dann wäre ich dankbar.

Schmidt: Wir haben im Moment schlicht noch das Problem, dass die Analyse
noch nicht so weit fortgeschritten ist, dass wir das in irgendeine dieser
Kategorien einordnen können. Zurzeit ist eine Einordnung schlicht noch
nicht möglich. Ob es ein Hackerangriff war, kann ich deshalb weder
bestätigen noch dementieren. Auch hinsichtlich der anderen Möglichkeiten,
die abstrakt in Betracht zu ziehen sind, kann ich Ihnen leider im Moment
nicht sagen, was davon es gewesen sein könnte.

Zusatzfrage: Dann bleibt meine erste Frage: Was heißt "seit Kurzem"?

Schmidt: "Seit Kurzem" heißt - soweit die Analyse bis jetzt fortgeschritten
ist -, dass das in den vergangenen Stunden, also, wie von der Kollegin
schon gesagt, letzte Nacht intensiv bekannt geworden ist.

SRS'in Fietz: Das Bundeskanzleramt hat gestern am späten Abend davon
Kenntnis erhalten, kurz vor Mitternacht.

Frage: Gibt es in den Sicherheitsbehörden ein Erstaunen darüber, dass so
etwas so lange - nämlich seit dem 1. Dezember - verbreitet werden kann und
dass die ersten, die darüber wussten, gar nicht Sicherheitsbehörden waren,
sondern dass das über Journalisten und anscheinend auch Bürger an das
Parlament, an Abgeordnete herangetragen wurde? Ist da etwas schiefgelaufen?
Warum haben wir ein Cyberabwehrzentrum, wenn so etwas in der Form passieren
kann, ohne dass es irgendjemand so lange merkt? Gibt es da auch eine
bestimmte Kritik an der eigenen Arbeit?

Schmidt: Für eine solche Bewertung ist es jetzt sicherlich noch zu früh, da
bitte ich Sie um Verständnis. Klar ist aber: Es ist nicht die Aufgabe des
Cyberabwehrzentrums, sozusagen über die Sicherheit der Daten an sich zu
wachen. Das Cyberabwehrzentrum ist vielmehr eine Einrichtung, die bei
solchen Vorfällen reaktiv tätig wird, um zu koordinieren und solche
Vorfälle aufzuklären und daraus Schlüsse für die Zukunft zu ziehen und
Empfehlungen für die Sicherheit und zum Umgang mit Daten zu entwickeln und
zu geben.

Frage : Herr Schmidt, wir haben gerade mit Verwunderung zur Kenntnis
genommen, dass Sie gesagt haben, Vertreter aller Bundestagsparteien seien
betroffen. Der bisherige Informationsstand lautete ja, die AfD sei nicht
betroffen. Ist es also so, dass Sie ausdrücklich sagen "Auch die AfD ist
betroffen"?

Zweite Frage: Soweit ich weiß, ist im Parlament von der Möglichkeit des
Abflusses von Informationen über Abgeordnete schon länger die Rede, nicht
erst seit gestern Abend. Können Sie sagen, wie dicht Sie da dran sind und
ob Sie darüber etwas wissen?

Schmidt: Zum ersten Punkt würde ich mich gerne noch einmal rückversichern
und Ihnen nachreichen, wer nun alles betroffen ist. Mein aktueller
Kenntnisstand war eben, dass alle betroffen sind. Wir würden das gleich
noch einmal überprüfen und dann noch nachreichen.

Zur Frage, wie dicht wir in den Ermittlungen dran sind: Ja, es gibt bei
Cybersicherheitsvorfällen natürlich fortlaufend Ermittlungen, aber ob die
jetzigen Veröffentlichungen oder Teile dieser Veröffentlichungen bereits
Gegenstand weiterer oder vorheriger Ermittlungen sind, kann ich Ihnen zum
aktuellen Zeitpunkt nicht sagen. Da bleibt die Analyse leider abzuwarten.

Frage: Die "Bild"-Zeitung berichtet, diese Angriffe hätten sich bis Ende
Oktober hingezogen. Können Sie das bestätigen?

Des Weiteren: Hat eine erste Sichtung ergeben, ob das neue Dokumente sind
oder ob das Dokumente sind, die schon sehr alt sind und möglicherweise
schon bei anderen Angriffen bekanntgeworden sind?

Können Sie etwas Näheres zu dem Twitter-Account sagen, der ja wohl eine
zentrale Rolle bei dem Bekanntwerden dieser Daten spielt?

Schmidt: Zu dem Twitter-Account kann ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt
leider keine näheren Angaben machen.

Auch zu der Frage, seit wann beziehungsweise in welchem Zeitraum Daten in
dieser Datensammlung enthalten sind, kann ich Ihnen im Moment leider noch
nichts sagen. Sagen kann ich Ihnen aber, dass die ersten Analysen ergeben
haben, dass es sich sowohl um relativ aktuelle Daten als auch um ältere
Datenpakete handelt.

Frage: Die frühere Justizministerin hat den Innenminister gebeten,
vielleicht seine Tagung in Bayern zu verlassen und sich dem Thema hier zu
widmen. Tut er das?

Schmidt: Der Minister ist fortlaufend, auch während seiner Teilnahme an
anderen Terminen, über die aktuellen Geschehnisse informiert. Er wird just
in diesem Moment aktuell noch einmal informiert. Ob er die Entscheidung
trifft, die Tagung zu verlassen, kann ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt
nicht sagen.

Frage: Ein großer Teil der Daten ist ja nach wie vor online abrufbar. Gibt
es denn irgendwelche Bemühungen Ihrerseits, das zu unterbinden? Wenn ja,
wie wäre das möglich?

Schmidt: Ja, es gibt solche Bemühungen, aber ich darf Sie um Verständnis
bitten, dass wir zum genauen operativen Vorgehen keine Stellung nehmen. Ich
kann Ihnen aber bestätigen: Ja, natürlich versuchen wir das.

Frage: Herr Schmidt, helfen Sie einem Nicht-Digital-Native: Ist meine
bisherige Kenntnis richtig, dass ein Leak ein Vorgang wäre, wo jemand aus
einer Organisation, aus einem Systemzugang heraus Daten nach außen
veröffentlicht, während ein Hack bedeutet, dass sich jemand von außen
Zugang verschafft? Ist das grob gesagt so richtig?

Schmidt: Ich würde sagen: Ja, das ist grob gesagt so richtig. Ich würde mir
diese Definition aber - bitte haben Sie Verständnis dafür - nicht zu eigen
machen wollen; denn die Behörden denken eher in strafrechtlichen
Ermittlungsgrundsätzen. Ob da diese Definition zutreffend ist, lässt sich
an einer so groben Rasterung zunächst einmal nicht sagen; da sind andere
Tatbestandmerkmale beziehungsweise die Erfüllung dieser notwendig.
Insofern: Ja, ich glaube, das klingt schon richtig, aber bitte haben Sie
Verständnis dafür, dass ich mir diese Definition so nicht zu eigen machen
werde.

Zusatzfrage: Würden Sie mir, von dieser Grobdefinition als Arbeitshypothese
ausgehend, zustimmen, dass es dann doch in absehbarer Zeit möglich sein
sollte - da man ja offenbar weiß, von welchem Nutzer ursprünglich
Zugangsmöglichkeiten zu diesen Daten hochgeladen worden sind -,
festzustellen, ob es sich um Leak oder Hack handelt?

Schmidt: Ja, da stimme ich Ihnen zu.

Frage : Herr Schmidt, gibt es eine grobe Schätzung, wie viele Personen
generell betroffen sind? Wurde vielleicht eine Rasteranalyse gemacht, wer
überwiegend betroffen ist? Sind das Politiker oder Promis, und in welchem
Verhältnis stehen die zueinander?

Eine ganz kurze Frage an Frau Fietz: Ist die Kanzlerin im Moment im Urlaub,
oder ist sie schon im Büro?

Schmidt: Ja, natürlich wird eine solche Rasterung vorgenommen, allein um
die behördliche Arbeit zu erleichtern und zu systematisieren. Man kann wohl
sagen, dass hunderte von Personen betroffen sind. Für die Aufklärung, für
die systematische Arbeit der Behörden, werden solche Raster angefertigt und
analysiert. Nähere Angaben kann ich Ihnen aber zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht machen.

SRS'in Fietz: Wie Sie wissen, ist die Bundeskanzlerin immer im Dienst,
unabhängig davon, wo sie sich gerade aufhält.

Frage: Ich hätte eine Frage bezüglich des Hackerangriffs, der vor zwei
Jahren stattgefunden hat, und den Maßnahmen, die danach ergriffen wurden:
Könnten Sie uns vielleicht kurz in Erinnerung rufen, welche Konsequenzen
daraus gezogen wurden und ob eine dieser Maßnahmen im jetzigen Fall
möglicherweise angeschlagen hat beziehungsweise ob man aus den Lehren des
damaligen Falls jetzt irgendeinen Nutzen ziehen kann?

Zweite Frage: Die Art der Daten, die da veröffentlicht worden sind, legt ja
irgendwie nahe, dass es nicht nur eine Quelle sein kann, aus der das kommt.
Kann man daraus schließen, dass es sich vielleicht nicht unbedingt um einen
Hackerangriff handelt, der auf einen Server zugreift? Man hat ja den
Eindruck, dass es ein ganzes Potpourri an verschiedenen Quellen ist, die da
angezapft worden sind.

Schmidt: Auch wenn ich jetzt nicht genau weiß, auf welchen Angriff vor zwei
Jahren Sie anspielen - - -

Zusatz: Auf den Angriff auf den Bundestagsserver.

Schmidt: Ganz generell lässt sich dazu sagen, dass jeder Angriff
beziehungsweise jede Aufarbeitung eines Angriffs natürlich genutzt wird, um
Erkenntnisse daraus zu ziehen, welche Verbesserung der Sicherheitsmaßnahmen
man erreichen kann. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
ist aktiv daran beteiligt, bei jeder bekannt gewordenen Sicherheitslücke zu
analysieren, welche Schlüsse die Sicherheitsbehörden daraus ziehen und
welche Schlüsse daraus für die Bürgerinnen und Bürger und für die
Wirtschaft gezogen werden können, um eben Verbesserungen der
Sicherheitsmaßnahmen herbeizuführen. Wie Sie sich vorstellen können, ist es
ein ewiges Wettrennen, dass da zwischen einem Angreifer und demjenigen, der
absichert, geführt wird. Da wird es mal hier und mal dort einen Vorsprung
geben. Klar ist allerdings, dass jeder, der mit Daten im öffentlichen Raum
umgeht, auch ein Stück weit selbst dazu aufgerufen ist, für die Sicherheit
dieser Daten zu sorgen. So gut wir das staatlicherseits unterstützen
können, wollen wir das tun. Das macht da BSI, das machen die
Sicherheitsbehörden, und sie geben dementsprechende Empfehlungen sowohl für
die Wirtschaft als auch für Bürgerinnen und Bürger als auch für die
Behörden selber im Umgang mit Daten.

Zu dem zweiten Aspekt bitte ich Sie um Verständnis: Ja, es ist so, dass das
eine bunte Zusammenstellung an Daten ist, aber auch hier ist es noch zu
früh, daraus Schlüsse zu ziehen.

Frage: Erstens. Herr Schmidt, können Sie, da das BSI ja auch das
Regierungsnetzwerk schützt oder analysiert, sagen, inwieweit Ministerien
betroffen sind? Können Sie sagen, ob der Bundestag betroffen ist, auch wenn
er nicht Teil der Regierung ist?

Zweitens. Haben die Fachleute jetzt schon an der originellen Präsentation
der Daten irgendetwas Vergleichbares erkannt, wo sie sagen "Das erinnert
uns an ...", oder ist das etwas, wo Ihre Fachleute nach bisheriger Analyse
sagen "Das haben wir in der Form so noch nicht gesehen, das erinnert uns an
nichts"?

Schmidt: Da muss ich Sie um Verständnis bitten: Zu der Frage, ob es nun
eine Betroffenheit des IVBB oder des Bundestagsnetzes selber gibt, kann ich
im Moment noch keine Aussagen machen. Ja, das sieht auf den ersten Blick
natürlich so aus, aber das wird eben noch Gegenstand der Aufklärung sein.

Auch zu der Frage, ob wir die Art und Weise der Veröffentlichung oder der
Zusammenstellung schon einmal gesehen haben, liegt mir jetzt noch keine
Erkenntnis vor.

Frage: Herr Schmidt, welche Behörden sind jetzt genau eingeschaltet? Die
CDU hat ja wohl bereits den Verfassungsschutz daraufhin angesprochen.
Werden Sie auch von Ihrer Seite aus aktiv, die Geheimdienste einzuschalten?
Gibt es Recherchen, weil immer wieder Aktivitäten oder zumindest Interesse
des russischen Geheimdienstes genannt wurde - auch während der Wahl, was ja
wohl nicht geklappt hat -, kann das jetzt eine Auswirkung dessen sein?

Herr Flosdorff, können Sie sagen, ob die Bundeswehr davon betroffen ist?

Herr Schmidt, weil Sie es richtig einordnen wollen - Sie sagen, auf den
ersten Blick sehe es so aus, als ob es so etwas noch nicht gegeben habe -,
möchte ich gerne Frau Fietz noch einmal fragen: Sie haben ja am Anfang
gesagt, dass Sie das sehr ernst nehmen. Können Sie denn etwas zu der
Einordnung sagen? Hat es das aus Ihrer Sicht, aus Sicht des Kanzleramtes,
in dieser Breite, wo so viele Leute betroffen sind, schon einmal gegeben?

Schmidt: Ich kann Ihnen bestätigen, dass neben dem Bundesamt für Sicherheit
in der Informationstechnik auch das Bundeskriminalamt und das Bundesamt für
Verfassungsschutz in den Sachverhalt eingeschaltet sind. Daneben sind eine
ganze Reihe von Landes- und weiteren Bundesbehörden eingeschaltet, die sich
im Rahmen ihrer spezifischen Zuständigkeiten um den Sachverhalt kümmern,
diesen analysieren und, wie gesagt, die notwendigen, erforderlichen
behördlichen Maßnahmen jetzt einleiten werden.

Zusatzfrage: Hat es das Ihrer Erfahrung nach in dieser Breite schon einmal
gegeben, dass, ich sage einmal, alle Ämter in Deutschland sofort in dem
Ausmaß mit so einem Vorgang befasst wurden?

Schmidt: Das mag Sie jetzt vielleicht überraschen, aber das ist im Prinzip
das normale Vorgehen, das tagtäglich bei solchen Vorfällen passiert. Die
Dimension ist hier in der Tat etwas größer.

Flosdorff: Nach allen uns bisher vorliegenden Erkenntnissen gibt es da
keine Betroffenheit der Bundeswehr.

SRS'in Fietz: Zum jetzigen Zeitpunkt wäre es verfrüht, diesen ganzen
Vorgang einzuordnen. Die Bundesregierung nimmt den Vorfall sehr ernst, das
habe ich gesagt. Es wäre jetzt aber zu früh, um das in Relation zu anderen
Ereignissen in früheren Zeiten zu setzen.

Frage: Wenn ich richtig gezählt habe, hatten wir in den letzten zwei Jahren
mit diesem insgesamt drei große Hackerangriffe. Jedes Mal wurde gesagt, es
würden entschlossene Maßnahmen ergriffen, um so etwas künftig zu
verhindern. Muss man diese Maßnahmen als gescheitert betrachten?

Schmidt: Ich denke, es lässt sich nicht mit hundertprozentiger Sicherheit
ausschließen, dass es zu Verletzungen von Sicherheitsprotokollen, zu
Verletzungen von Sicherheitsmaßnahmen und eben zum Erfolg eines
Hackerangriffs kommt. Wie gesagt, es ist ein Wettrennen zwischen dem, der
angreift, und dem, der abwehrt. Das werden wir auch in Zukunft weiterhin
sehen. Aber deshalb die Maßnahmen, die wir ergriffen haben, als gescheitert
anzusehen, ist, denke ich, nicht die richtige Bewertung, und ich würde sie
nicht teilen.

Frage: Noch einmal eine Frage zur Expertise der Fachleute, wahrscheinlich
mit wenig Aussicht auf Erfolg: Gehen sie davon aus, dass das nur die Spitze
des Eisbergs ist? Werden also bei solchen Vorkommnissen in der Regel viel
mehr Daten erbeutet, die in den nächsten Wochen und Monaten noch
tröpfchenweise gestreut werden könnten?

Schmidt: Nein. Ich denke, in diesem Fall haben wir keinen Anlass dazu, das
anzunehmen.

Frage: Herr Schmidt, gerade weil so viele Stellen beteiligt sind, möchte
ich fragen: Wer hat die Federführung bei der Aufklärung und den
Ermittlungen?

Schmidt: Die jeweilige Federführung liegt im konkret zuständigen Bereich.
Wir müssten uns den Einzelfall anschauen. Geht es um strafrechtlich
relevante Maßnahmen, liegt sie sicherlich eher im Bereich der
Polizeibehörden. Geht es um verfassungsschutzrelevante Inhalte, liegt sie
beim BfV oder LfV. Aktuell steht allerdings fest, dass die Koordinierung
dieser Maßnahmen im Cyber-AZ liegt. Dort sind alle diese Behörden
vertreten.

Zusatzfrage: Wenn ich zur Federführung frage, ob es das BfV oder das BSI
ist, wie lautet dann die Antwort?

Schmidt: Für die Koordinierung gibt es eine Federführung des im Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik angesiedelten 
Cyber-Abwehrzentrums. Dort sind das BKA, das BfV und eine Reihe anderer Behörden
eingebunden.

Frage : Ich habe eine Frage an das Justizministerium zur Benutzung der
Daten durch Dritte. Ich meine damit nicht Medien, sondern Privatpersonen.
Dürfen Privatpersonen diese Dokumente, wenn sie sie lesen und sagen: "Guck
mal, was dieser Abgeordnete Lustiges geschrieben hat!", weitergeben, oder
fällt das zum Beispiel unter das Brief- und Fernmeldegeheimnis? Können Sie
das aus Sicht der Verbraucherinnen und Verbraucher ein bisschen
einschätzen?

Steffen: Da bin ich zum jetzigen Zeitpunkt überfragt. Ich denke aber nicht,
dass die einzelnen Privatpersonen in irgendeiner Form strafrechtlich
verfolgt werden. Aber vielleicht kann ich es noch nachtragen.

Frage: Herr Schmidt, treffen Agenturmeldungen zu, denen zufolge die
Regierung sicher sei, dass der Datenabfluss nicht über das Regierungsnetz
erfolgte?

Schmidt: Nach jetzigem Erkenntnisstand und bis dato haben wir keine
Information darüber, dass dieser Abfluss über die Regierungsnetze erfolgt
ist. Die Analyse ist aber, wie gesagt, auch noch nicht abgeschlossen.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen: "Wir wissen noch gar nicht, ob es Hacker waren
oder ob es ein Leak ist", wie können Sie dann aber relativ sicher sein,
dass kein Datenabfluss über das Regierungsnetz oder über Regierungsnetze
erfolgte? Das kann man ja nur dann, wenn man das eine ausschließen kann und
damit andere Dinge offenbar für gegeben hält.

Schmidt: Wie gesagt, das ist der Stand, den ich Ihnen zum jetzigen
Zeitpunkt geben kann. Das heißt, dass bei der bisherigen Sichtung der Daten
offensichtlich keine Anhaltspunkte dafür gefunden worden sind, dass die
aufgefundenen Daten aus den Regierungsnetzen abgeflossen sind.

Frage: Eine Nachfrage an Frau Steffen, weil die "Bild"-Zeitung ausdrücklich
angekündigt hat, sie werde die Daten prüfen und behalte sich eine
Veröffentlichung vor, und weil es sich ja offensichtlich um private Daten
handelt: Wäre es ein Verstoß gegen Persönlichkeitsrechte oder
Datenschutzbestimmungen, wenn Medien das täten, nicht private
Einzelpersonen?

Noch eine Frage an Herrn Schmidt: In den Berichten derjenigen, die die
Daten gesichtet haben, hieß es, dass alle Bundesminister inklusive Frau von
der Leyens, der Bundespräsident und die Bundeskanzlerin in irgendeiner
Weise betroffen seien. Trifft das zu?

Schmidt: Es trifft zu, dass eine Vielzahl von Politikerinnen und Politikern
betroffen ist. Wer das im Einzelnen ist und ob die genannten Personen
dazugehören, kann ich Ihnen von hier aus aktuell nicht sagen. Richtig ist
aber, dass wir tatsächlich eine Bandbreite sehen, die sich durch alle
Parteien und auch über alle Ebenen hinweg erstreckt: Europaparlament,
Bundestag, Landtag, kommunale Mandatsträger, wie ja auch sonstige Personen
des öffentlichen Lebens wie Künstler und Journalisten.

Steffen: Ich muss gestehen, dass mir zum jetzigen Zeitpunkt die Ankündigung
der "Bild"-Zeitung nicht bekannt ist. Der Wert des Schutzes privater
persönlicher Daten ist natürlich als sehr hoch einzuschätzen. Wenn ich
Ihnen dazu noch Einschlägigeres mitteilen kann, tue ich das gern.

Frage: Welchen Umfang haben diese unrechtmäßig veröffentlichten Daten?

Wie hat man festgestellt, dass keine sensiblen Informationen betroffen
sind, weder über Regierungshandeln noch von der Kanzlerin? Wie muss man
sich das vorstellen? Sind jetzt alle Mails gelesen worden? Nach Angaben der
"FAZ" sind auch Korrespondenzen veröffentlicht worden. Wie hat man so
schnell solch eine Aussage treffen können? Fußt das nur darauf, dass man
sagt, das Regierungsnetz sei nicht angezapft worden, oder worauf gründet
sich Ihre Angabe, dass sensible Informationen sicher seien?

SRS'in Fietz: Die Informationen und die Daten, die aus dem Bundeskanzleramt
mit Blick auf die Bundeskanzlerin offensichtlich abgeflossen sind, sind
überschaubar. Das ist - nach jetzigem Stand, wie ich dazusagen muss - keine
extrem große Zahl. Aufgrund der Sichtung dieser Daten ist die Aussage
getroffen worden, dass keine sensiblen Informationen und Daten abgeflossen
seien.

Zusatzfrage: Sind das aber nur Daten, die aus dem Bundeskanzleramt
abgeflossen sind? Ich muss dazusagen, dass ich Laie bin. Ich denke mir,
dass Frau Merkel noch andere Möglichkeiten hat, zu kommunizieren. Die Frage
wäre, ob auch diese Daten möglicherweise betroffen sind.

SRS'in Fietz: Es ist wohl so, dass man gar nicht unbedingt den Standort
zuordnen muss, sondern dass die Daten wohl eher Personen zuzuordnen sind.
Deshalb gilt das, was ich gesagt habe, für die Bundeskanzlerin insgesamt.

Ich muss es noch einmal betonen: Das ist der Stand von heute Mittag. Wir
wissen nicht, was sich möglicherweise noch ergeben kann. Aber mit jetzigem
Stand sind die Daten, die die Kanzlerin betreffen, überschaubar, und sie
lassen die Schlussfolgerung zu, dass keine sensiblen Daten abgeflossen
sind.

Zusatzfrage: Ich hatte noch zur Datenmenge insgesamt gefragt. Herr Schmidt,
können Sie dazu eine Angabe machen, in Megabyte, Gigabyte, DIN-A4-Seiten?

Schmidt: Es tut mir leid, ich habe jetzt keine Zahl für Sie dabei. Wir
müssen schauen, ob wir das nachreichen können.

Frage: Ich will die Frage, die vorhin nicht beantwortet wurde, noch einmal
stellen, nämlich nach Informationen über mögliche Interessen und
Aktivitäten des russischen Geheimdienstes.

Zweitens: Frau Fietz, Sie haben jetzt gesagt, es sei überschaubar, was die
Kanzlerin betreffe. Wie ist es, wenn jetzt die E-Mail-Adresse, sage ich
mal, öffentlich ist. Stellen Sie sich darauf ein, dass die Kanzlerin
vielleicht viele E-Mails bekommt, die sie gar nicht haben will? Wird diese
E-Mail-Adresse geändert?

Wie ist es überhaupt, wenn Handynummern von Ministern oder Politikern im
Netz stehen? Werden dann als Vorsichtsmaßnahme diese Daten geändert? Ist
das sozusagen solch eine Eruption, dass die Kommunikation umgestellt wird?
Welche Maßnahmen schweben Ihnen jetzt für eine bessere Sicherung als bisher
vor?

Herr Schmidt, nur ganz kurz: Sie sagen, Sie könnten zwar von einer Vielzahl
der Politiker sprechen, aber zum Kabinett und zum Bundespräsidenten nichts
sagen. Aber die Informationen sind ja lesbar. Das ist ja da. Deswegen noch
einmal die Bitte um Bestätigung: Es ist sozusagen das Kabinett betroffen
und auch der Bundespräsident, auch wenn Sie, Frau Fietz, sagen, das seien
nicht sehr sensible Daten.

SRS'in Fietz: Sehen Sie uns bitte nach, dass wir im Moment dabei sind, die
ganze Angelegenheit zu analysieren. Welche Konsequenzen daraus gezogen
werden, müssen die nächsten Stunden und Tage zeigen. Dazu kann ich Ihnen im
Moment noch keine Angaben machen.

Schmidt: Von mir noch einmal die Klarstellung: Es gibt Namenslisten, die
zusammengestellt worden sind und die eben eine Reihe von Namen von
Abgeordneten enthalten. Teilweise sind diese Abgeordneten auch
Mandatsträger, das ist richtig. Eine Differenzierung danach, ob ein
bestimmter Mandatsträger oder eine herausgehobene Funktion besonders
betroffen ist, kann ich Ihnen jetzt hier nicht liefern. Zum jetzigen
Zeitpunkt sind diese Namen bekannt. Wie viele Daten einem Namen jeweils
zuzuordnen sind, ist Gegenstand der Analysen und der Prüfung.

Zusatzfrage: Aber sind das Kabinett und der Bundespräsident betroffen?

Und dann noch einmal die Frage, die ja vielleicht auch nicht Sie allein
beantworten müssen: Gibt es Hinweise, Verdachtsmomente, wie auch immer, auf
ausländische Geheimdienste?

Schmidt: Zum jetzigen Zeitpunkt kann ich Ihnen dazu keine Angaben machen.
Auch das ist Gegenstand der weiteren Prüfung.

SRS'in Fietz: Sie wissen, dass die Aufsicht über die Geheimdienste im
Kanzleramt angesiedelt ist. Deshalb kann ich Ihnen sagen, dass die
Ermittlungen noch andauern und wir zu etwaigen Details im Moment noch
überhaupt keine abschließende Bewertung vornehmen können. Ohnehin werden
Informationen mit nachrichtendienstlichem Hintergrund an die zuständigen
Gremien des Bundestages übergeben und nicht an die Öffentlichkeit.

Frage: Herr Schmidt, vielleicht habe ich nicht richtig zugehört. Ist der
Server des Bundestages nun erneut betroffen oder nicht?

Schmidt: Darüber kann ich Ihnen keine Auskunft geben.

Zuruf: Warum nicht?

Schmidt: Das ist mir nicht bekannt.

Frage: Wenn Sie, Frau Fietz, jetzt schon sagen können, dass nach
derzeitigem Stand der Ermittlungen keine sensiblen Daten der
Bundeskanzlerin betroffen seien, dann unterstelle ich, dass das auch für
den Rest des Kabinetts gescannt worden ist. Ich will nicht jedes Haus
einzeln abfragen, aber gibt es denn Häuser, in denen diese Analyse anders
verlaufen ist? Sind von einem anderen Minister vielleicht doch sensible
Daten an die Öffentlichkeit gekommen? Ich wüsste gern, ob es dazu eine
Meldung gibt.

Vorsitzende Maier: Gibt es dazu Meldungen? - Die gibt es offensichtlich
nicht.

Zusatz: Dann muss ich daraus folgern, dass nach derzeitigem
Ermittlungsstand von keinem Bundesminister sensible Daten veröffentlicht
worden sind.

SRS'in Fietz: Ich denke, Schlussfolgerungen sind zum jetzigen Zeitpunkt
einfach verfrüht. Die Ermittlungen laufen noch. Die Analyse des ganzen
Vorgangs ist noch im Gange. Wenn es dazu neue Erkenntnisse gibt, werden wir
darüber natürlich informieren.

Zusatzfrage: Aber ist es denn allzu naiv, anzunehmen, dass das, was im
Kanzleramt geschehen ist, in allen Bundesministerien passiert ist, nämlich
dass man erst einmal schaut, ob vielleicht die Privatadresse oder
irgendwelche anderen sensiblen Daten der Ministerin beziehungsweise des
Ministers betroffen sind? Das wäre doch vermutlich eine erste Reaktion. Das
hat im Kanzleramt ja auch stattgefunden.

Vorsitzende Maier: Das ist eine sehr allgemeine Frage.

Zusatzfrage: Dann muss ich doch fragen: Ist in allen Ministerien geprüft
worden, ob die Ministerin beziehungsweise der Minister betroffen ist? Sind
sensible Daten abgeflossen?

Ich kann das auch Haus für Haus machen.

Vorsitzende Maier: Das machen wir aber nicht, sondern Sie haben ja
sozusagen gefragt: Gibt es ein Haus - - -

Zusatz: Ja, das würde mir schon reichen.

Vorsitzende Maier: Diese Antwort war negativ.

Frage: Herr Schmidt, ihre erste Äußerung, dass alle Bundestagsfraktionen
betroffen seien, ist schon sehr relevant und widerspricht allem, was bisher
veröffentlich wurde, widerspricht auch allem, was ich heute Morgen in der
Zeit, die zur Verfügung stand, sehen konnte. Es gibt Listen für alle
Parteien außer der AfD und für die ganzen YouTuber und Medien usw. Wenn es
nicht irgendwo in irgendeinem Dokument ganz unten versteckt ist, war bei
dem, was bis vor einer Stunde öffentlich war, nichts zu finden. Inzwischen
ist der Account ja nicht mehr öffentlich.

Woher stammt Ihre Information, dass auch die AfD betroffen sei? Wenn das
falsch war, können Sie das hier vielleicht schnell klarstellen, oder wie
lange müssen wir auf eine Richtigstellung dazu warten?

Schmidt: Zum aktuellen Zeitpunkt kann ich Ihnen dazu noch nichts Neues
sagen. Ich warte noch auf eventuelle Rückmeldungen dazu. Ansonsten muss ich
sie nachreichen. Wie gesagt, dazu würde ich mich gern rückversichern. Es
kommt, sobald wir es haben.

Zusatz: Aber bezog sich die Information auf die gleichen Daten, über die im
Moment geredet wird und die von dem Twitteraccount veröffentlicht wurden,
oder hatten Sie noch eine andere Quelle in der Hinterhand?

Schmidt: Das bezieht sich auf diesen Sachverhalt.

Frage: Herr Schmidt, Sie haben vorhin gesagt, Sie gingen davon aus, dass es
das jetzt gewesen sei und dass es keine weiteren Daten gebe. Technik ist
nicht unbedingt mein Spezialgebiet, aber mir ist nicht ganz klar, wieso
drei oder vier Briefe der Kanzlerin - das konnte ich mir noch nicht
anschauen - eingestellt worden sein sollen, aber nicht mehr. Wie käme man
denn an nur drei oder vier Briefe? Bei manchen Politikern von
Oppositionsparteien waren es sehr private Dinge. Wenn man an so private
Dinge kommt, dann ist doch davon auszugehen, dass man auch noch an andere
Dinge kommt. Wenn man in solch einem Account einmal drin ist, ist man ja
drin, und dann kann man ja mehr absaugen. Woher nehmen Sie die Aussage,
dass es das jetzt war?

Schmidt: Sie haben vorhin nach einer Spitze des Eisberges gefragt und nach
einer tröpfchenweisen Veröffentlichung. Wir haben in diesem Fall gesehen,
dass eine große Menge Daten auf einen Schlag veröffentlicht worden ist. Ob
noch etwas nachkommt, ob noch etwas in der gleichen Menge oder in einer
geringeren Menge nachkommt, das ist Spekulation. Das kann ich Ihnen nicht
sagen.

Aber der Sachverhalt, so wie er jetzt auf dem Tisch liegt, sieht nicht
danach aus, dass jemand eine Kleine Anfütterung vorgenommen hat und jetzt
sozusagen tröpfchenweise weitere Informationen herausgibt, sondern es ist
eine große Datenmenge veröffentlicht worden. Deshalb meine Aussage: Ich
glaube nicht, dass wir in diesem Sachverhalt eine Spitze des Eisberges
sehen.

Frage : Herr Schmidt, Sie sagten, Sie hätten jetzt eine Namensliste. Sind
alle Minister betroffen? Sind auf dieser Liste auch die Leiter der
Geheimdienste?

Schmidt: Das kann ich nicht sagen; da bin ich überfragt. Das weiß ich
nicht.

Zusatzfrage : Wissen Sie auch nicht, ob alle Minister betroffen sind?

Schmidt: Nein, das weiß ich nicht.

Frage: Herr Schmidt, ich muss einmal ganz naiv handwerklich fragen, wie ich
mir das vorzustellen habe. In Zeitungsredaktionen sitzen jetzt so viele
Redakteure, wie in dieser Zeit zur Verfügung stehen, und scannen das, was
an Daten bekannt geworden ist. Ich unterstelle, dass die Bundesregierung
das mit einer sehr viel größeren Manpower auch tut. Sitzen jetzt 30 Leute
darüber? Ist das alles nur BSI-Personal? Wo sitzen sie? Wie werden diese
Daten derzeit überprüft?

Schmidt: Eine genaue Zahl der Personen, die daran beteiligt sind, kann ich
Ihnen nicht nennen, auch nicht Pi mal Daumen. Es tut mir leid. Ich kann
Ihnen sagen, dass die zuständigen Behörden - das sind das BSI, das BKA, das
BfV - mit Ihrem Personal und den dazu aufgerufenen Koordinierungsstellen
daran sind, diese Daten zu sichten und die notwendigen behördlichen
Erkenntnisse daraus abzuleiten.

Frage: Sie haben vorhin gesagt, dass es keine tröpfchenweise
Veröffentlichung gewesen sei, sondern eine Veröffentlichung auf einen
Schlag. Aber eigentlich war es doch tröpfchenweise, indem es diesen
Adventskalender gab, oder habe ich das falsch verstanden?

Schmidt: Ja, das ist richtig. Aber am Ende ist ja eine große Datenmenge
vollständig online gestellt worden. Danach sind wir darauf aufmerksam
geworden.

Zusatzfrage: Sie gehen also nicht davon aus, dass es jetzt sozusagen - - -

Schmidt: Dass noch ein weiterer Adventskalender kommt? Nein, davon gehen
wir jetzt erst einmal nicht aus.

Steffen: Herr Kollege, bevor Sie gehen noch zu Ihrer Frage zur 
"Bild"-Zeitung, die sich hoffentlich dessen auch bewusst ist, was ich jetzt noch
nachzutragen habe: Die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen sind im Rahmen
der Berichterstattung unbedingt zu achten. Ob eine Berichterstattung zu
bestimmten Informationen zulässig ist, ist eine Frage des Einzelfalls und
erfordert eine sorgfältige Abwägung aller betroffenen Interessen. Zudem hat
der GBA einen Beobachtungsfall in diesem Fall angelegt.

Frage: Gibt es vonseiten der Bundesregierung, speziell vonseiten des
Kanzleramts oder des Bundesinnenministeriums, jetzt so etwas wie einen
Appell? Das Sicherheitsgefühl vieler Menschen ist, glaube ich, damit
zumindest beschädigt. Was ist die Botschaft der Bundesregierung? Sagen Sie,
Sie klären das, Sie klären das auf, Sie sagen, wie groß das Ausmaß war,
oder empfehlen Sie von Ihrer Seite aus etwas, was man beachten muss?

Wenn ich noch eine Nachfrage an das Justizministerium stellen darf: Wer
beobachtet was? Was wird da jetzt gemacht?

Steffen: Der Generalbundesanwalt.

Zusatzfrage: Was beobachtet er?

Steffen: Bei Verdacht auf bestimmte Staatsschutzdelikte legt er einen
Beobachtungsvorgang an. Er wird also prüfen, ob er tätig werden wird.

Zusatzfrage: Geht es bei den Persönlichkeitsrechten um die Inhalte, oder
wie weit geht es um die Namen?

Steffen: Das war zur Frage des Kollegen in Bezug auf die Veröffentlichung
der "Bild"-Zeitung.

SRS'in Fietz: Ich hatte eingangs gesagt, dass wir dringend appellieren, die
Daten, die jetzt veröffentlicht worden sind, mit Vorsicht zu betrachten und
nicht gleich alles eins zu eins zu nehmen, sondern sich darüber im Klaren
zu sein, dass es, auch wenn möglicherweise viele authentische Daten
darunter sind, auch Daten geben kann, die nicht authentisch sind. Das ist
das eine.

Zum anderen betont die Bundesregierung permanent, wie wichtig es ist,
Sicherheit im Umgang mit Daten und auch in der Nutzung des Internets walten
zu lassen, und appelliert immer wieder an die Bürgerinnen und Bürger, mit
Bedacht im Internet unterwegs zu sein beziehungsweise auch mit Bedacht mit
eigenen persönlichen Daten umzugehen.

Vorsitzende Maier: An dieser Stelle beende ich, wie angekündigt, dieses
Thema. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die live übertragen haben,
die Übertragung einzustellen. Wir kehren zu den Regularien der
Bundespressekonferenz zurück.

SRS'in Fietz: Ich komme nun zu den Terminen der Bundeskanzlerin in der
kommenden Woche.

Am kommenden Montag, 7. Januar, empfängt die Bundeskanzlerin um 11 Uhr
Sternsinger aus allen 27 deutschen Diözesen im Bundeskanzleramt. Das
diesjährige Motto der Aktion lautet: "Segen bringen, Segen sein. Wir
gehören zusammen - in Peru und weltweit!"

Seit 1984 bringen die Sternsinger ihren Segen "Christus mansionem benedicat
- Christus segne dieses Haus" jedes Jahr ins Bundeskanzleramt. Die
Bundeskanzlerin selbst empfängt die Sternsinger zum vierzehnten Mal.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt das Kabinett unter der Leitung der
Bundeskanzlerin.

Am kommenden Donnerstag, 10. Januar, lädt der Bundespräsident zum
Neujahrsempfang ins Schloss Bellevue. Daran wird die Kanzlerin, so der
derzeitige Planungsstand, teilnehmen.

Im Anschluss daran wird die Bundeskanzlerin bis zum 11. Januar Griechenland
besuchen.

Nach ihrer Ankunft am frühen Abend in Athen wird sie zunächst mit
Ministerpräsident Alexis Tsipras zu einem Gespräch zusammenkommen. Im
Mittelpunkt der Unterredung werden vor allem die bilateralen Beziehungen
sowie europapolitische und internationale Themen stehen. Danach ist eine
gemeinsame Pressekonferenz geplant. Anschließend wird es auf Einladung des
griechischen Ministerpräsidenten ein Abendessen geben.

Im Zentrum des darauffolgenden Tages stehen das Gespräch mit Griechenlands
Staatspräsidenten Pavlopoulos, eine Kranzniederlegung am Grabmal des
Unbekannten Soldaten auf dem Syntagma-Platz in Athen sowie der Besuch der
Deutschen Schule in Athen.

Außerdem wird die Bundeskanzlerin zu Gesprächen mit griechischen
Kulturschaffenden, Wissenschaftlern und Intellektuellen, Vertretern
deutscher und griechischer Unternehmen und dem griechischen
Oppositionsführer Mitsotakis zusammentreffen.

Ich möchte anmerken, dass die Planung für den Besuch noch nicht gänzlich
abgeschlossen ist, sich also noch Änderungen ergeben können. Das betreffen
aber eher die Zeitpunkte als die inhaltlichen Punkte.

Das war es zu den Terminen.

Frage: Zur Reise der Bundeskanzlerin nach Athen. Angesichts dessen, dass
sich ja der Vertrag zwischen Athen und Skopje jetzt in der letzten Phase
befindet und die Parlamente beider Länder darüber abstimmen werden: Welchen
Stellenwert hat dieser Vertrag? Ich nehme an, dass die Bundeskanzlerin
darauf bei ihren Gesprächen in Griechenland zu sprechen kommt.

SRS'in Fietz: Ich kann nicht vorwegnehmen, ob die Kanzlerin dort auf dieses
Thema zu sprechen kommt. Ich kann Ihnen aber grundsätzlich sagen, dass die
Bundesregierung die Einigung zur Beilegung des Namensstreits ausdrücklich
begrüßt und weiter hofft, dass dieser jahrzehntelange Streit nun endgültig
beigelegt werden kann. Nun gilt es, die Verfassungsänderung in Skopje sowie
die Ratifizierung in Athen abzuwarten.

Frage: Frau Fietz, wird inhaltlich auch die Frage von Reparationszahlungen
an Griechenland für NS-Verbrechen eine Rolle spielen? Das ist ja ein Thema,
das die griechische Regierung Ende des vergangenen Jahres noch einmal
aufgeworfen hatte.

SRS'in Fietz: Die Haltung der Bundesregierung zu den griechischen
Reparationsforderungen, die immer wieder gestellt wurden, ist bekannt.
Unsere Haltung, wonach die Frage nach deutschen Reparationen juristisch und
politisch abschließend geregelt ist, haben wir Ihnen, wie Sie wissen,
vielfach vorgetragen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Umweltministerium. Es geht um die Havarie
des Containerschiffes in der Nordsee. Es gibt Forderungen nach neuen
Sicherheitsmaßnahmen, etwa nach GPS-Sendern an den Containerschiffen. Gibt
es zu diesen Forderungen von Greenpeace und anderen irgendwelche Reaktionen
von der Bundesregierung?

Fichtner: Es gibt, was solche Havarien angeht, klare Kommunikationsregeln
innerhalb der Bundesregierung. Darum kümmert sich das Havariekommando in
Zuständigkeit des BMVI. Darum würde ich jetzt, was diesen konkreten Fall
angeht, alle bitten, sich dort zu melden.

Was mögliche politische Schlussfolgerungen aus diesem Fall angeht, ist es
noch zu früh, darüber Auskunft zu geben. Das müssen wir uns erst genauer
anschauen.

Frage: Eine Frage an Frau Fietz zum Fall des trotz Wiedereinreisesperre
nach Deutschland zurückgekehrten Kameruners. Wie beurteilt die
Bundeskanzlerin diesen Fall? Reicht das bislang beschlossene
Instrumentarium zur Verhinderung derartiger Fälle aus Ihrer Sicht aus? Was
gedenkt die Bundesregierung zu tun, wenn Italien das Rücknahmeabkommen
weiterhin nicht ratifiziert?

SRS'in Fietz: Bitte sehen Sie mir nach, wenn ich zu diesem konkreten
Einzelfall keine Stellung nehmen kann. Vielleicht kann das BMI dazu etwas
mehr sagen.

Schmidt: Zu dem konkret von der "Bild"-Zeitung breit aufgegriffenen
Einzelfall haben wir der "Bild"-Zeitung eine ganze Reihe von Fragen
beantwortet, die Sie ja auch in Ihrer Berichterstattung verwendet haben.

Zu dem konkreten Einzelfall - da bitte ich Sie um Verständnis - werde ich
keine weiteren Angaben machen können.

Frage: Können Sie bitte bestätigen, dass die Bundeskanzlerin in den letzten
Tagen mit Theresa May telefoniert hat und dass sie über mögliche
zusätzliche Klarstellungen vonseiten der EU im Zusammenhang mit dem
irischen Backstop gesprochen haben?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen bestätigen, dass die Bundeskanzlerin am
vergangenen Mittwoch mit der britischen Premierministerin telefoniert hat.
Die Bundeskanzlerin hat auch mit dem irischen Ministerpräsidenten zu den
Brexit-Verhandlungen telefoniert. Aber, wie üblich, berichten wir aus
solchen bilateralen Gesprächen nicht.

Frage : Noch einmal zum Thema israelische NGOs. Herr Breul, die Antwort vom
Auswärtigen Amt war offengeblieben, ob Sie aktuell die Organisation "Gisha"
unterstützen beziehungsweise sie auch zukünftig unterstützen werden, die
auf der Liste der Israelis derjenigen Organisationen war, bezüglich derer
sich die israelische Regierung wünscht, dass die Bundesregierung ihre
Unterstützung überprüft beziehungsweise einstellt.

Vom BMZ würde ich gern wissen: Sie haben ja bestätigt, dass die von den
Israelis gewünschten Organisationen, die nicht mehr unterstützt werden
sollen, jetzt auch nicht mehr unterstützt werden - aktuell wie 2019. Können
Sie uns von irgendwelchen israelischen und/oder palästinensischen Projekten
oder NGOs berichten, die das BMZ aktuell oder künftig unterstützt?

Breul: Ich muss Sie um Verständnis bitten. Auch das Auswärtige Amt hat über
die Feiertage den Arbeitsbetrieb etwas heruntergefahren. Das betrifft auch
die Projektplanung für 2019, sodass wir für Sie heute keinen neuen Stand
haben im Vergleich zum Stand vor Weihnachten.

Zusatzfrage : Das BMZ konnte ja die gleiche Frage auch zwischen den Jahren
beantworten. Wann können wir denn vom Auswärtigen Amt mit einer Antwort
rechnen?

Breul: Dazu hatte ich auch schon Stellung genommen, dass sich das so
pauschal nicht beantworten lässt, wann einzelne Projekte und Projektträger
ausgewählt werden.

Berger: Ich kann der Antwort, die wir Ihnen haben zukommen lassen, momentan
nichts hinzufügen. Aber auf Ihre Frage von heute können wir gern eine
Antwort nachreichen.

Frage : Ich hätte eine Frage zum Thema Mobilfunk an das Kanzleramt und an
das Wirtschaftsministerium. Was halten Kanzleramt und
Wirtschaftsministerium von dem Vorschlag der CSU, eine staatliche
Gesellschaft für Mobilfunk zu gründen?

Jornitz: Das sind ja Vorschläge, die im politischen Raum diskutiert werden.
Wir kommentieren sie im Moment natürlich noch nicht.

SRS'in Fietz: Gleiches von mir.

Zusatzfrage : Eine Zusatzfrage an das Wirtschaftsministerium: Herr Altmaier
hat sich ja dahingehend geäußert, dass die weißen Flecken beim
Breitbandausbau geschlossen werden müssen. Wie stellt er sich das denn vor?

Jornitz: Es gibt ja eine Ausbauverpflichtung der Mobilfunkbetreiber. Der
Minister wartet darauf, dass die Mobilfunkbetreiber dieser
Ausbauverpflichtung nachkommen. Es geht ja darum, dass wir flächendeckend
hinreichenden Mobilfunk in Deutschland ermöglichen, sodass man zum Beispiel
auch dann durchgängig telefonieren kann, wenn man im Auto sitzt, ohne dass
das Gespräch zwischenzeitlich abbricht.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt, und zwar zu den
Verhandlungen mit Namibia zu den Entschädigungen der Herero. Ich würde gern
etwas zum Stand der Verhandlungen und der Klage in New York wissen.

Breul: Da bin ich, ehrlich gesagt, überfragt. Das muss ich Ihnen
nachreichen.

Freitag, 4. Januar 2019

 * 
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FINANZEN/2202: Bundesfinanzminister Scholz will nicht entlasten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Januar 2019

TONCAR: Bundesfinanzminister Scholz will nicht entlasten



Zu den Äußerungen von Bundesfinanzminister Scholz zum Soli erklärt
der finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Zum Jahresauftakt macht Bundesfinanzminister Scholz noch einmal
deutlich, dass er die Bürger und Unternehmen nicht entlasten will.
Trotz sprudelnder Steuereinnahmen soll nicht genug Geld für eine
spürbare Entlastung vorhanden sein. Das ist eine ganz billige
Ausrede, denn die Zahlen sprechen eine andere Sprache. Vielmehr zeigt
sich, dass Union und SPD buchstäblich nichts für die Menschen
übrighaben. Sie wollen das Steuergeld offensichtlich lieber horten,
um damit ihre verfehlte und unverantwortliche Ausgabenpolitik zu
bezahlen. Dabei wäre gerade in Zeiten des Abschwungs eine echte
Entlastung ein wichtiger Impuls. Für die FDP-Fraktion ist klar: Der
Soli muss 2020 komplett abgeschafft werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4717: Seehofer muss IT-Sicherheit höhere Priorität geben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Januar 2019

HÖFERLIN: Seehofer muss IT-Sicherheit höhere Priorität geben



Zum Datendiebstahl bei Politikern und Prominenten erklärt der
digitalpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Manuel Höferlin:

"Es ist erschreckend, wie unprofessionell und unkoordiniert die
Bundesregierung auf den Vorfall reagiert. Bundesinnenminister
Seehofer ist weitgehend abgetaucht, die Koordinierung innerhalb der
Sicherheitsbehörden katastrophal. Das zeigt, wie gefährlich es ist,
dass Seehofer die IT-Sicherheit nur als Nebenjob betrachtet. Sie muss
endlich eine höhere Priorität in seinem Haus bekommen. Die Forderung
von Bundesjustizministerin Barley nach schärferen Gesetzen offenbart
Hilflosigkeit. Auch der Vorschlag von Seehofer nach einem
'Cyber-Abwehrzentrum plus' würde die bestehenden Strukturen mitsamt
ihrer Probleme nur aufblähen. Denn das Kernproblem ist die
Zersplitterung der Zuständigkeiten: Sowohl Bundesinnenministerium,
Bundeskriminalamt, Bundesverfassungsschutz und die
Landeskriminalämter mischen mit. Die Federführung und damit
Verantwortung übernimmt jedoch niemand, zudem sprechen die Behörden
nicht ausreichend miteinander. Deshalb fordert die FDP-Fraktion im
Bereich der IT-Sicherheit eine bessere Koordinierung und
Kommunikation der zuständigen Behörden."

 * 

Quelle:
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INNEN/4716: Lindner-Rede auf dem Dreikönigstreffen - Jetzt bieten sich neue Chancen!


FDP-Pressemitteilung vom 6. Januar 2019

LINDNER-Rede: Jetzt bieten sich neue Chancen!



Verehrte Damen, meine Herren, liebe Gäste!

Schön, dass Sie alle wieder hier sind! Ich bin geradezu erleichtert,
wenn man an das vergangene Jahr denkt, neue Heißzeit und Klimakrise,
die drohende Migrationswelle wegen des UN-Flüchtlingspakts,
Plastikkrise, die toxische Luft in den Innenstädten, Sie haben das
alles überlebt. Wenigstens ist uns zu Silvester noch das Bleigießen
erspart worden - endlich verboten. Man fragt sich, wie haben unsere
Vorfahren 2.000 Jahre diesen Brauch überleben können, meine Damen und
Herren. Gott sei Dank zu Ende. ((Applaus))

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien alles Gute für das neue Jahr,
uns allen wünsche ich aber etwas weniger Alarmismus in den
politischen Debatten und etwas mehr kühlen Kopf, es täte unserem Land
gut, und den Problemlösungen. ((Applaus))

Schauen wir kurz zurück auf das vergangene Jahr. Es war ein
herausforderndes, aber erfolgreiches Jahr für die Freien Demokraten.
In Bayern und in Hessen sind wir gestärkt und überhaupt erst wieder
in die Landtage eingezogen und deshalb freue ich mich sehr, die
Wahlsieger René Rock und Martin Hagen hier begrüßen zu können,
herzlichen Glückwunsch zu eurem Erfolg! ((Applaus))

Wir schauen zurück auf ein Jahr parlamentarische Arbeit wieder im
Deutschen Bundestag. Wir sind 80 Abgeordnete, und jetzt entwickeln
die Kolleginnen und Kollegen ihr fachliches Profil. Langsam zeigt
sich das auch in der Öffentlichkeit, in der medialen Verbreiterung
unserer Köpfe. Und ich sage Ihnen, das ist nach einem Jahr erst der
Anfang. Wir sind die digitalste Fraktion im Deutschen Bundestag. Wir
arbeiten im Intranet, am Tablet, alle gemeinsam miteinander. Jeden
Dienstag in der Sitzungswoche kann man das sehen. Bei unseren
Nachbarn von Bündnis 90/Die Grünen werden mit den Schubkarren
kiloweise Papiertischvorlagen reingefahren, die betrachten sich
offenbar noch als Teil der holzverarbeitenden Industrie. Wir sind
weiter. ((Applaus))

Aber ein Jahr zurückblickend auf das Jahr 2018 muss man auch
konstatieren, hat sich der Deutsche Bundestag und die Tonalität
unserer Debatten verändert. Das hat etwas zu tun mit der AfD und
ihren Parolen und Versuchen, Aufmerksamkeit zu erzielen durch
Tabubrüche, Provokation. Aber es hat auch etwas damit zu tun, wie das
demokratische Zentrum unserer politischen Kultur auf diese
Herausforderung antwortet. Zum Beispiel Martin Schulz - er ist wieder
da. Wer in Parlamentsdebatten der AfD-Fraktion entgegen ruft, sie
gehöre auf den "Misthaufen der Geschichte" oder ein anderer Kollege,
der sagt, "Rassismus macht hässlich, schaut in den Spiegel". Verehrte
Anwesende, meine Damen und Herren, man macht die AfD nicht klein,
indem man sich auf ihr Niveau herab begibt, Demokratie hat auch etwas
mit Stil zu tun. ((Applaus))

Harte Auseinandersetzungen in der Sache, aber eben mit dem Stil, den
wir von der Auseinandersetzung in Parlamenten erwarten. Jetzt am
Beginn dieses Jahres schaue ich mit Optimismus auf die nächsten
Meilensteine, die wir passieren wollen. Auf die Europawahl mit Nicola
Beer, auf die Wahl in Bremen mit unserer Spitzenkandidatin Lencke
Steiner, auf die Wahlen in Brandenburg, mit unseren Freunden um Axel
Graf Bülow. Thüringen mit Thomas Kemmerich an der Spitze und in
Sachsen mit unserem Freund Holger Zastrow. Ist alles kein einfaches
Pflaster, aber ich bin optimistisch, wenn ich auf den Zustand der FDP
zu Beginn dieses Jahres 2019 schaue. Wir kennen auch andere Zeiten.
Hier vorne sehe ich meinen Vor-Vor-Vorgänger Wolfgang Gerhardt, der
am 31.12. sein 75. Lebensjahr vollendet hat. ((Applaus))

Man muss gar nicht ihn fragen, ich selber erinnere, wir alle
erinnern, andere Zeiten. Man liest jetzt die eine oder andere
kritische Betrachtung über die FDP. Ich nehme das mit Aufmerksamkeit
wahr, man kann und muss sich immer um Besseres bemühen. Aber das
Wahljahr 2017 haben wir mit der ersten Umfrage im Jahr mit sechs
Prozent begonnen. Die erste Umfrage des Jahres 2019, vor diesem
Dreikönigstreffen, waren zehn Prozent. ((Applaus))

Jetzt schreibt die Tageszeitung "Die Welt" in einem Essay etwas in
der Überschrift von "die Krise der Liberalen". Und ich hab mir
vorgestellt, im Himmel, Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher, Otto
Graf Lambsdorff und Guido Westerwelle, die haben das gelesen und die
wünschen sich, dass diese Krise der FDP möglichst lange anhalten
möge. ((Applaus))

Mein erstes Interview im Jahr 2019 hab ich dem "Spiegel" gegeben. Da
wurde ich zu Beginn gefragt, was ich denn von Dinosauriern wüsste.
Und da hab ich gedacht, okay, jetzt geht?s um den Klimawandel. Ging
es aber nicht. Es hieß nämlich, um mich herum seien alle anderen
Parteivorsitzenden, nahezu alle anderen Parteivorsitzende seien ja
ausgestorben, von Merkel bis Özdemir, ob ich mich als letzter meiner
Art fühlte. Vor der Bundestagswahl kam kein Porträt von mir aus mit
dem Zitat des angeblichen Spitznamens "Bambi". Innerhalb eines Jahres
vom Bambi zum Dinosaurier, das gibt?s wirklich nur in der Politik.
((Applaus))

Aber Spaß bei Seite, es sind ja Dinge tatsächlich ins Rollen
gekommen. Es gibt Kursdebatten, es gibt personelle Erneuerung seit
dem Herbst 2017. Ich will nicht so vermessen sein zu sagen, dass wir
das alles angestoßen haben. Es war ja bereits vorher sichtbar. Die
Auseinandersetzung zwischen Frau Merkel etwa und Herrn Seehofer, das
war ja vorher zu sehen und zu spüren. Wir haben diese
Veränderungsprozesse nicht allein angestoßen, aber wir haben sie
beschleunigt und allein dafür lohnt es sich, manche Kritik in Kauf zu
nehmen, meine Damen und Herren. ((Applaus)) Alleine dafür!

Jetzt bieten sich ja auch neue Chancen. Es gibt eine Phase der
Unsicherheit, aber am Ende stehen auch neue Konstellationen. Wir sind
in einer Art Zwischenzeit. Die Ära Merkel geht zu Ende. Jeder weiß
das. Sie selbst auch. Wir haben uns lange an ihr gerieben, an ihren
Entscheidungen. Das geht jetzt zu Ende. Das ist dereinst eine Frage
von Historikern, diese Amtszeit zu beurteilen. Ich kann nur sagen,
ich zolle Frau Merkel als Persönlichkeit Respekt. ((Applaus))

Aber jetzt schauen wir nach vorn. Noch ist sie Inhaberin der
Richtlinienkompetenz, noch ist sie die Regierungschefin. Und da
stellt sich die Frage, was passiert jetzt in dieser Zwischenphase und
was passiert danach, welche Impulse haben wir zu erwarten? Und da hab
ich etwas Interessantes gefunden. In der "Bild"-Zeitung vom 31.12.
stand, ich zitiere: "Merkel stellt weiteren Koch im Kanzleramt an.
Die Aufgaben haben zugenommen, sagte ein Regierungssprecher, demnach
gibt es mehr Empfänge und festliche Essen in der Regierungszentrale."
Ich gönne wirklich jedem sein leibliches Wohl. Statt aber auf die
guten alten Zeiten anzustoßen, müssten die guten neuen Zeiten
gestaltet werden, meine Damen und Herren, das erwarten wir von
Politik. ((Applaus))

Was an der Spitze der Unionsparteien richtig ist, nämlich ein neues
Kapitel aufzuschlagen, das kann an der Spitze des Staates nicht
falsch sein und zwar besser heute als morgen, Deutschland braucht
einen neuen Aufbruch und keine Zwischenphase, in der nichts mehr
entschieden und gestaltet wird. ((Applaus))

Auf uns muss dabei niemand warten. Keinem laufen wir hinterher, aber
wir laufen auch eben nicht weg. Wer uns ein faires Angebot zur
Erneuerung des Landes macht, der kann zu jeder Zeit damit rechnen,
dass wir bereit sind, Verantwortung für dieses Land zu übernehmen,
meine Damen und Herren. Zu jeder Zeit. ((Applaus))

Unverändert wie seit 2017 sind das Fragen der politischen
Grundposition, der Inhalte des Kurses. Die Personalentscheidung an
der Spitze von Parteien sagt ja auch etwas aus über Kursfragen und
Prioritäten. Friedrich Merz hat dazu aufgerufen, seine Partei möge
die Auseinandersetzung mit SPD und Grünen wieder aufnehmen. Er hat
gemahnt, in Deutschland müsse endlich das Erwirtschaften des
Wohlstands wieder wichtiger werden als das Verteilen. Er hat eine
Agenda für die Fleißigen ins Gespräch gebracht. Die CDU hat sich
dagegen entschieden. Das sagt etwas über die Union aus. Wenn die das
nicht wollen, dann werden eben wir als Freie Demokraten es genau so
handhaben, meine Damen und Herren. Das ist unsere Aufgabe.
((Applaus))

Ich schätze Friedrich Merz übrigens, aber er ist auch so etwas
geworden wie eine Projektionsfläche und Beleg für eine Sehnsucht nach
gefühlter marktwirtschaftlicher Kompetenz. Es geht ja inzwischen
soweit, dass ich gelesen habe, hier in Baden-Württemberg liebäugele
die Union damit, ihn zum Spitzenkandidaten für die nächste
Landtagswahl zu machen. Stand ja hier in der Zeitung. Nach dem Motto:
Friedrich Merz kann alles außer Schwäbisch. Sagt auch was aus.
((Applaus))

Sagt auch etwas aus, wenn im Exportland Baden-Württemberg die CDU den
Spitzenkandidaten importieren muss. Aber gut, das ist deren Sache.
Nicht jede Äußerung von Friedrich Merz war weise. Aber die Art, wie
auf ihn reagiert worden ist, während und nach seiner Kandidatur, in
der Öffentlichkeit und auch seiner Partei, sagt etwas über die
Stimmung in unserem Land aus. Man muss kein Einkommensmillionär sein,
um etwas von Wirtschaft zu verstehen. Im Umkehrschluss ist das Fehlen
jeglicher Berufserfahrung und jeglicher beruflicher Qualifikation
aber auch kein Kompetenzausweis in der Politik, meine Damen und
Herren. ((Applaus))

Friedrich Merz ist bei seiner Agenda für die Fleißigen unkonkret
geblieben. Machen wir es konkret. Er hat übrigens auch nicht genau
gesagt, wen er ansprechen will. Vielleicht diejenigen nur, die er
gehobene Mittelschicht nennt. Wir jedenfalls wollen eine Agenda für
die Fleißigen, die für die breite Mitte unseres Landes von Vorteil
ist, für die vielen Millionen Fleißigen, denn wir wissen, der Fleiß
der vielen Millionen in der Summe macht die Stärke unseres Landes aus
und in genau diese wollen wir zukünftig wieder stärker investieren.
((Applaus))

Wen meinen wir? Erstens die Rentnerin mit geringen Alterseinkünften,
die in der Grundsicherung ist. Die aber trotzdem vielleicht aber
viele Jahrzehnte gespart hat, und eine kleine private
Altersvorsorgung hat, all das, was sie daraus an Einkünften hat, wird
ihr auf die Grundsicherung angerechnet und das muss sich ändern, es
muss einen Unterschied machen, welche Lebensleistung man hat. Die
meinen wir. ((Applaus))

Zweitens, wir meinen die Seniorin, die eine Teilrente bezieht und
daneben arbeiten geht. Am Ende des Monats stellt sie fest, wie viel
ihres erarbeiteten Einkommens auf die Teilrente angerechnet wird,
dann wird ihr seitens der Behörde gesagt, warum arbeiten Sie
überhaupt, es lohnt sich nicht, gehen Sie doch nach Hause. In Zeiten
des Fachkräftemangels die nach Hause zu schicken, die motiviert sind,
noch weiter zu arbeiten, kann sich dieses Land nicht erlauben und
deshalb flexibilisieren wir den Renteneintritt. ((Applaus))

Drittens: Mit unserer Agenda für die Fleißigen meinen wir drittens
den Hartz-IV-Empfänger, der neben seiner Transferleistung noch
arbeitet und der am Monatsende feststellt, wie wenig ihm davon
bleibt. Und wird ihm angeboten, eine Stunde länger zu arbeiten, wird
er möglicherweise mit dem Phänomen konfrontiert, dass er am Ende des
Monats weniger an Einkommen hat, als wenn er kürzer gearbeitet hätte.
Mehr arbeiten und weniger Einkommen zu haben, das ist die Perversion
der Leistungsgerechtigkeit und muss deshalb korrigiert werden.
((Applaus))

Viertens, ich denke an die Minijobber, Studierende, Rentnerinnen und
Rentner, Arbeitslosengeld-II-Empfänger, wer auch immer, Berufstätige,
die schneller sich einen Traum erfüllen wollen. Die arbeiten. Und
wenn der Mindestlohn erhöht wird, weil man den Menschen etwas Gutes
tun will, dann haben sie davon nicht ein höheres Einkommen, sondern
sie dürfen nur weniger lang arbeiten, weil die 450-Euro-Grenze
bestehen bleibt. Unser Sozialstaat ist für viele Menschen, für viele
fleißige Menschen, zu einem Hamsterrad geworden, in dem sie sich
immer schneller bewegen können, ohne einen Zentimeter voranzukommen,
und das muss sich ändern, in dem die Minijobgrenze dynamisiert wird.
((Applaus))

Fünftens, ich denke an die Geringverdiener, für die weniger die
Steuer, aber auch nicht die Höhe der Sozialleistungen entscheidend
ist, sondern für die ist entscheidend die Höhe der Sozialabgaben.
Arbeitslosenversicherungsbeitrag runter, Pflegeversicherung rauf,
Rente bleibt wegen der Politik der Großen Koalition im Beitrag
stabil, mit der Tendenz, im nächsten Jahrzehnt zu steigen. Das geht
voll zu Lasten auch derjenigen, die zum Beispiel den Mindestlohn nur
verdienen. Und deshalb ist es unsere Verantwortung, die
Lohnzusatzkosten deutlich und dauerhaft wieder unter 40 Prozent zu
bringen, es gibt nämlich im Sozialstaat auch eine Verantwortung für
diejenigen, die ihn bezahlen müssen. ((Applaus))

Sechstens, ich denke an die Sparer und Häuslebauer. Der
Sparerfreibetrag ist seit 2009 nicht erhöht worden. Wer ein
Wertpapier über Jahre hält, zur Vorsorge, der zahlt den gleichen
Steuersatz wie ein Spekulant und immer noch wirft der Staat mit der
Grunderwerbssteuer den Menschen Knüppel zwischen die Beine, die mit
Sparsamkeit und Fleiß jahrzehntelang eine Hypothek tilgen, damit sie
im Alter mietfrei wohnen. Das wollen wir verändern, es muss einen
Unterschied machen, ob die Menschen etwas vorsorgen wollen oder ob
sie nicht vorsorgen wollen. Das muss der Staat fördern. ((Applaus))

Und der siebte und letzte Punkt unserer Agenda für die Fleißigen, das
ist das Steuerrecht selbst. Der Solidaritätszuschlag muss zum
1.1.2020 entfallen, weil dann die Finanzierung des Solidarpakts II
für Ostdeutschland abgeschlossen ist. Wir sind inzwischen einem
harten internationalen Steuerwettbewerb, aus diesem Grund sage ich in
klar und offensiv, selbstverständlich profitieren auch Mitteltand und
Wirtschaft von der Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Warum auch
nicht? Weil ohne das werden wir in Kürze das Land sein, mit der
nächsten Steuerbelastung weltweit. Inzwischen erkennt das sogar der
Bundesfinanzminister Olaf Scholz, der ausweislich von Medienberichten
für den Fall einer Rezession breitflächige Steuerentlastungen plant,
um Investitionen zu erleichtern. Ich frage ihn, Herr Scholz, wenn Sie
an die wachstumsfördernde Wirkung von Steuerentlastungen glauben,
warum warten wir auf eine Rezession? Verhindern wir doch eine
Rezession. ((Applaus))

Ganz besondere Marke ist aber wieder mal die CDU, während der schon
genannten Jamaika-Sondierungen haben sich Peter Altmaier und andere
hinter Zahlen versteckt. War nicht ganz einfach. Weil der Haushalt so
ist, wie er ist. Nicht, was ihr jetzt wieder denkt. Und jetzt
verstecken sie sich hinter der SPD. Sie haben unsere Forderung
übernommen, der Soli soll für alle und in dieser Legislaturperiode
entfallen, aber leider, leider geht er jetzt nicht, weil die
Sozialdemokraten es nicht wollen. Ich kann dazu nur sagen, wer den
Mund spitzt, der muss auch pfeifen. Als es möglich war mit uns,
wollte die CDU nicht, also steht sie jetzt in der Verantwortung, mit
der SPD genau dieses Vorhaben umzusetzen, wir sind gespannt, wie sie
das bewerkstelligen. Ich bin gespannt! ((Applaus))

Meine Damen und Herren, das ist unsere Agenda für die Fleißigen. Und
sie markiert zugleich einen für jeden sichtbaren Unterschied zu
unseren geschätzten Mitbewerbern von Bündnis 90/Die Grünen. Deren
Vorsitzender Robert Habeck hat ja ein Garantieeinkommen
vorgeschlagen. Für dessen Finanzierung will er lumpige 30 Milliarden
Euro die Steuern erhöhen im Weltmeisterland der Steuerbelastung noch
oben drauf. Das ist ein Verarmungsprogramm und ein Programm zur
Strangulierung aller privaten Investitionen. Vor allen Dingen ist es
aber ungerecht, denn er will dieses Geld denjenigen geben, die auch
angebotene Arbeit oder Bildung ablehnen, weil sie sich anderem widmen
wollen. Wie wirkt das auf denjenigen, der für 1.800 Euro brutto
arbeiten geht, sich morgens aus dem Bett quält und wenn er am späten
Nachmittag nach Hause kommt, kann er seinen Nachbarn beobachten, der
sich der Hegel-Lektüre hingibt. Ich halte das für ungerecht und
unsozial, denn Solidarität setzt Bedürftigkeit voraus. Und auf der
anderen Seite ist Solidarität eben keine Einbahnstraße, Solidarität
setzt voraus, dass diejenigen, die sie in Anspruch nehmen, sich darum
bemühen, durch Arbeit oder Bildung schnellstmöglich wieder in die
Eigenverantwortung zurückzukehren. Das ist unser Bild zumindest.
((Applaus))

Die CDU hat sich dann für Annegret Kramp-Karrenbauer entschieden.
Manche haben gesagt, das sei eine Mini-Merkel. Ich halte das für
einen machohaften Spruch. Bei einem Mann würde man das so nicht
sagen. Und deshalb im Jahr 2019 sollte es spätestens soweit sein zu
erkennen, dass mit solchen Mini- oder Maxi- oder
Wie-auch-immer-Formulierungen einmal Schluss ist. Es stimmt übrigens
auch gar nicht. Frau Kramp-Karrenbauer ist keine Mini-Merkel. Sie hat
ein sichtbares eigenes Profil. Zum Beispiel sind die Archive voll von
Forderungen nach Steuererhöhungen oder rigider Eingriffe in die
Vertragsfreiheit in Wirtschaft und Gesellschaft. Und auch in der
Gesellschaftspolitik ist sie kein unbeschriebenes Blatt. Viele sehr
konservative Forderungen sind von ihr überliefert. Sie hat die "Ehe
für alle", ohne dass jemals bis heute dementiert zu haben, sie hat
die "Ehe für alle" in einem Satz genannt mit Inzest und Polygamie.
Das ist nicht konservativ, das ist sogar reaktionär, meine Damen und
Herren. ((Applaus))

Sie ist kein unbeschriebenes Blatt, entlarvend war die Forderung nach
einem sozialen Pflichtjahr. Die Wehrpflicht einst war staatspolitisch
begründet, jetzt soll ein Pflichtjahr eingeführt werden, um junge
Menschen zu erziehen und daran zu erinnern, dass es Pflichten gibt.
Da wird ein ganzes Lebensjahr verstaatlicht. In Zeiten des
Fachkräftemangels sollen junge Menschen ein Jahr lang von Ausbildung
und Beruf abgehalten werden. Das ist ökonomisch töricht. Vor allen
Dingen aber ist in einer liberalen Gesellschaft nicht der Staat für
die Charakterbildung zuständig, sondern Familien und Schulen.
((Applaus))

Das nenne ich mal politisches Profil. Wir haben manches in der
Vergangenheit an Frau Merkel kritisiert. Eins aber nicht, Frau Merkel
hat nolens volens die CDU in gesellschaftspolitischer Hinsicht
modernisiert. Und dass diese Rückabwicklung die Konsequenz eines
Generationenwechsels sein soll, will ich nicht einsehen. ((Applaus))

Im Gegenteil, meine Damen und Herren, ganz im Gegenteil, ganz im
Gegenteil, die Menschen heute in unserem Land sind doch viel
informierter, selbstbestimmter, individueller als jemals zuvor. Unser
Land ist doch vielfältiger. Die Wünsche an die private Lebensführung,
an die eigene Biografie unterscheiden sich doch stärker denn je. Und
deshalb ist nicht die Rückabwicklung gewonnener Liberalität die
Aufgabe, sondern im Gegenteil, ein neuer Aufbruch für mehr
Selbstbestimmung ist erforderlich, der Staat muss sich an den
Wünschen der Menschen orientieren, nicht die Menschen müssen sich an
den Schablonen des Staats orientieren. ((Applaus))

Und deshalb, meine Damen und Herren, brauchten wir nicht nur eine
Agenda für die Fleißigen einerseits, sondern andererseits auch eine
Agenda für Selbststimmung und Liberalität. Die müsste beginnen
erstens damit, dass der Paragraf 219a Strafgesetzbuch entfällt.
((Applaus))

Da geht es nicht wie in den Medien manchmal verkürzend dargestellt
wird, um Werbung für Abtreibung, es geht darum, dass Medizinerinnen
und Mediziner darüber informieren, dass sie einen legalen
Schwangerschaftsabbruch durchführen würden. Und deren
Kriminalisierung muss beendet werden im Jahr 2019. ((Applaus))

Zweitens wollen wir die "Ehe für alle" nicht abwickeln oder
relativieren, wir wollen einen nächsten Schritt gehen. In Frankreich
gibt es einen Zivilpakt, unverheiratete Paare oder Senioren in
Wohngemeinschaften können ihn schließen. Können eine
Verantwortungsgemeinschaft bilden, um zum Beispiel sich gegenseitig
von der ärztlichen Schweigepflicht zu entbinden, weil man aufeinander
aufpasst, weil man sich gegenseitig Hilfe anbietet. Es ist an der
Zeit, dass wir dieses Instrument, das die Verantwortungsübernahme
erleichtert, auch in Deutschland bekommen. Die Konservativen sagen,
das sei eine Relativierung der Ehe. Das gleiche Argument, das wir
gehört haben, auch bei der Ehe für homosexuelle Paare. Die Wahrheit
ist, niemandem wird etwas weggenommen, wenn man anderen erleichtert
Verantwortung füreinander zu übernehmen. ((Applaus))

Mein dritter Punkt, wir wollen es erleichtern, dass sich Menschen
ihren Kinderwunsch erfüllen können. Kinderwunschbehandlungen setzen
heute Ehe voraus. Ich werde morgen 40 Jahre alt. Ja, es gibt ein
Leben danach. Ich hoffe, ich hoffe. Was ich sagen will, wäre ich eine
Frau, würde die Krankversicherung heute noch meine
Kinderwunschbehandlung bezahlen, am morgigen Tag, mit 40 schon nicht
mehr. Ich finde, das sollten wir ändern. Entscheidend sollte nicht
mehr das Alter einer Frau im Pass sein, sondern ihr individueller
Gesundheitszustand. ((Applaus))

Viertens, wir machen uns stark für Bürgerrechte und das Recht auf
Privatheit. Letzteres hab ich in den letzten Tagen in besonderer
Weise zu schätzen gelernt, bei aller Zuneigung zu unmittelbarer
Bürgernähe. Wie aber schützt unser Staat die Privatheit in Zeiten von
Hackerangriffen und Cyberterrorismus? Da wird öffentlich gesagt, das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik habe bereits vor
Weihnachten Kenntnis von solchen Hackerangriffen gehabt, aber nur
wenige informiert. Tags drauf heißt es, nein, nein, ist eine Ente,
man habe doch nichts gewusst. Ich weiß nicht genau, was schlimmer
ist. Eins ist mir aber klar, wenn die Vereinigten Staaten 20
Milliarden investieren in Cybersicherheit und Deutschland in einer
zerklüfteten Behördenlandschaft, wo keiner weiß, wer die
Verantwortung trägt, nur 100 Millionen, dann stimmt etwas nicht.
Diese Herausforderung, geistiges Eigentum und Privatheit zu schützen,
gegen private Hacker oder gegenüber staatlichen Angriffen um unsere
Gesellschaft zu destabilisieren, das muss eine Prioritäten der
Innenpolitik in Deutschland werden. Muss! ((Applaus))

Deshalb wenden wir uns gegen die Vorratsdatenspeicherung. Aus diesem
Grund wollen wir ein starkes Recht der Datensouveränität schaffen,
damit wir unsere Privatheit auch gegenüber den kommerziellen
Datensammlern verteidigen können. Die Datenschutzgrundverordnung war
ein guter Gedanke. Sie ist in Deutschland aber schlecht umgesetzt
worden, denn vor der Datenschutzverordnung zittert in Deutschland
nicht Google oder Amazon, es zittert der ehrenamtliche
Vereinsvorsitzende, der Angst haben muss, von einem Anwalt abgemahnt
zu werden. Und das wollen wir ändern! ((Applaus))

Fünftens. Mein fünfter Punkt, wir brauchen ein liberales
Einwanderungsmanagement. Wir müssen offener werden für Talente, die
zu uns kommen wollen. Das ist nicht nur eine Frage des Rechts.
Stichwort Punktesystem nach kanadischem Vorbild. Es ist auch eine
Frage der Kultur. Wenn das Kreuz an der Behördenwand, wenn religiöse
Symbole, wenn der Heimatbegriff politisch instrumentalisiert wird,
dann ist das keine Einladung an Menschen, zu uns zu kommen. Im
Gegenteil. Wir müssen offen sein, wir müssen die Toleranz leben,
müssen Vielfalt zeigen. Dazu gehört es, klare Erwartungen an
diejenigen zu richten, die zu uns kommen wollen. Aber auch einen
gangbaren Weg aufzeigen, wie man mit Leistung und Respekt vor dem
Zusammenleben in Deutschland Teil des großen Ganzen am Ende werden
kann. Beides gehört zusammen. ((Applaus))

Wir müssen unser Recht konsequenter durchsetzen. Eine neue Debatte
über Gesetzesverschärfungen bei der Abschiebung bringt nichts. Denn
es handelt sich oft genug um Vollzugsdefizite. Ein leichter Schritt
wäre es, wir würden mehr Staaten zu sicheren Herkunftsländern
erklären. Wenn fünf Prozent oder weniger von Asylanträgen aus einem
Land bewilligt werden, dann sind das nach der Definition sichere
Herkunftsländer. Bei den unter fünf Prozent der Fällen, wo eine
individuelle Bedrohung vorliegt, kann auch danach noch Schutz in
unserem Land gewährt werden. Aber insgesamt wird das Asylverfahren
schneller, werden die Behörden entlastet, gelingt die Rückführung
stehenden Fußes. Inzwischen genügen 33 Staaten diesen Anforderungen.
Die Bundesregierung traut sich grade mal vier Staaten, Maghreb-
Staaten und Georgien, zu sicheren Herkunftsländern zu erklären, und
nicht einmal das gelingt, weil die Grünen im Bundesrat dagegen ihr
Veto einlegen. Ich frage mich, wie viele Bälle will man den
Rechtspopulisten eigentlich noch zuspielen, dass die etablierten
Parteien nicht in der Lage sind, offensichtliche Probleme miteinander
zu lösen. ((Applaus))

Es wäre übrigens am Bundesinnenminister, daran etwas zu verändern.
Der Widerstand der Grünen mag ideologisch sein, aber er ist bekannt.
Also muss er doch mit ihnen sprechen, seit mehr als einem Jahr
fordern wir, es möge in Deutschland endlich eine Migrationskonferenz
von Bund, Ländern und Gemeinden geben, damit alle staatlichen Ebenen
und alle Parteien an einem Tisch sind, um den Gordischen Knoten zu
durchschlagen. Herr Seehofer hat entweder nicht den Willen, das zu
machen, oder er hat nicht das Interesse, dieses Problem zu lösen und
beides ist bei dieser entscheidenden Frage der politischen Kultur
inakzeptabel. ((Applaus))

Sechster Punkt meiner Agenda für Selbstbestimmung. Wir wollen die
Vielfalt der Lebensentwürfe stärken und nicht in alte Rollenbilder
zurück. Deshalb setzen wir uns ein für qualitativ und quantitativ
mehr Kinderbetreuung. In den Landtagswahlkämpfen war das eines
unserer entscheidenden Themen, in Regierungsverantwortung in
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz auch, Schleswig-Holstein
setzen wir es sogar in Ressortverantwortung teilweise um. Wir wollen,
dass Arbeitszeiten und Homeoffice-Lösungen stärker in die Praxis
kommen. Arbeitszeiten liberalisiert, flexibilisiert werden können und
Menschen entscheiden können, wo sie arbeiten wollen. Die Bestimmungen
zur Arbeitszeit und zum Arbeitsschutz, zur Arbeitsstätte, kommen aus
einer Periode, als der Staat die Menschen schützen wollte. Heute
wirken diese Bestimmungen nicht mehr schützend, sondern fesselnd für
die Menschen, die ihr Leben selbstbestimmt führen wollen. Und deshalb
wollen wir es ändern. ((Applaus))

Viel zu sehr, meine Damen und Herren, spielt heute die ethnische
Herkunft oder das Geschlecht noch eine Rolle bei Karrierechancen und
Einkommen. Wir sind für Ungleichheit in der Gesellschaft, wenn sie
sich ergibt aus Talent und Einsatzbereitschaft, Risikofreude, aus
Lebensentscheidungen, aber wir haben in Deutschland die Situation,
dass bei gleicher Qualifikation, bei gleicher Arbeit, bei gleicher
Biografie, es beispielsweise zwischen Frauen und Männern in
Deutschland immer noch einen Gehaltsunterschied von sechs Prozent
gibt. Und das muss die Partei der Leistungsgerechtigkeit zum Thema
machen, denn wenn Qualifikation und Arbeitsplatz sich nicht
unterscheiden, gibt es keinen Grund, warum beim Einkommen zwischen
den Geschlechtern unterschieden wird. ((Applaus))

Und siebtens, für uns ist das gesellschaftspolitische Schlüsselthema
die Bildungsfrage. Viele befürchten einen Arbeitsplatzverlust in
Deutschland durch die Digitalisierung. Ich befürchte den nicht, die
Arbeit wird uns nicht ausgehen. Unsere Aufgabe ist, die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen so zu setzen, dass die
Zukunftsjobs nicht nur im Silicon Valley, Israel oder den
Niederlanden entstehen, sondern auch bei uns. Die Aufgabe, vor der
wir stehen, ist, die Menschen auch über das ganze Leben hin,
vorzubereiten auf berufliche Wechsel. Das muss gar nicht mit
individuellen Härten verbunden sein, sondern im Gegenteil, wer von
einem vielleicht langweiligen und schlecht bezahlten Beruf aufsteigen
kann, in einen, der mehr Einkommen, mehr Selbstbestimmung und
Zufriedenheit verspricht, ist ein Aufstieg. Wir müssen lernen, dass
Bildung nicht mit der ersten Ausbildung zu Ende ist. Nicht nur für
die Gesellschaft ist das eine Lernaufgabe, das hat auch etwas zu tun
mit der Veränderung der politischen Rahmenbedingungen. Wenn wir ernst
machen wollen mit dem lebensbegleitenden Lernen, dann könnte ein
erster Schritt sein, dass wir das BAföG nicht nur vorsehen für die
Erstausbildung, sondern dass man sein ganzes Leben lang BAföG in
Anspruch nehmen kann, wenn man in einer beruflichen Auszeit sich
freiwillig weiterqualifizieren will, der Staat muss vorangehen bei
Gesetzen und Programme bei der Förderung mit dem Leitbild des
lebensbegleitenden Lernens, meine Damen und Herren, also ein
Midlife-BAföG. ((Applaus))

Also Midlife-BAföG statt Midlife-Crisis. Ich hab in der
Vergangenheit, 2015 erinnere ich mich, beim Dreikönigstreffen davon
gesprochen, dass wir als Freie Demokraten weltbeste Bildung zu
unserem Mondfahrtprojekt machen wollen. Also zu dem Projekt, wo wir
die gesamte gesellschaftliche Kraft konzentrieren, um in die
Weltspitze zurückzukehren. Ich bin mit diesem Bild inzwischen
vorsichtiger geworden, Mondfahrtprojekt. Denn was ist in den
vergangenen vier Jahren passiert? Damals sprach ich vom
Mondfahrtprojekt Bildung. Vier Jahre später sind die Chinesen auf dem
Mond und die überfälligere Form des Bildungsföderalismus droht im
Januar an Herrn Kretschmann zu scheitern. Das ist die Ausgangslage in
unserem Land. Dabei geht es nicht nur um die Digitalpakt, das ist der
Anlass, die Grundgesetzänderung, die wir mit der Großen Koalition im
Bundestag verhandelt haben, öffnet ein Tor. Ambitioniertere
Regierungen später werden nicht nur den Digitalpakt finanzieren
können, sie werden investieren können in die Qualität und
Leistungsfähigkeit des Bildungssystems insgesamt. Sie werden die
mathematisch-naturwissenschaftlichen-technischen Fächer stärken
können, wenn sie es wollen. Sie werden die Förderung von Kindern mit
Migrationshintergrund verbessern können, sie werden die berufliche
Bildung stärken können, diese Reform, die wir im Bundestag
beschlossen haben, das ist ein erster Schritt dafür, dass unser
Bildungssystem zu einer gesamtstaatlichen Priorität wird, und deshalb
darf diese Chance nicht leichterfertig verspielt werden. ((Applaus))

So werden wir auch verhandeln, da gibt?s Bedenken hinsichtlich der
Konfiguration der Finanzhilfen. Bedenken, die auch unsere Kolleginnen
und Kollegen in landespolitischer Verantwortung tragen. Und darüber
werden wir, auch ich als Mitglied des Vermittlungsausschusses,
sprechen mit den Ländern. Und da halte ich auch Bewegung für
erforderlich. Der Widerstand von Herrn Kretschmann, leider auch des
nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten Laschet, der hat aber
einen ganz anderen Hintergrund, da geht es um landespolitische
Pfründe. Da geht es um eine als exklusiv empfundene Spielwiese, um
eigene gesellschaftspolitische und ideologische Vorstellungen
umsetzen zu können. Es gibt eine aktuelle Umfrage. 83 Prozent der
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land halten den
Bildungsföderalismus nicht mehr für zukunftsfähig. 72 Prozent sagen,
der Bund soll stärker Standards setzen und Schlüsselprojekte mit
finanzieren. Für wen machen Herr Kretschmann und Herr Laschet
eigentlich Politik, meine Damen und Herren, denn entscheidend ist
nicht, wer das Bildungssystem verbessert, entscheidend ist, dass
unser Bildungssystem verbessert wird. Und dafür kämpfen wir.
((Applaus))

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, ich hab nicht ganz zufällig
von einer Agenda für die Fleißigen und einer Agenda für Liberalität,
einer Agenda für Selbstbestimmung zugleich gesprochen. Weil das uns
Freie Demokraten ausmacht. Für uns ist Liberalität nicht alleine nur
ein Ordnungsprinzip für die Wirtschaft. Liberalität ist unser
Lebensgefühl, unsere gesellschaftspolitische Leitvorstellung. Nachdem
Friedrich Merz nicht gewählt worden ist zum CDU-Bundesvorsitzenden,
gab es viele Enttäuschte. Jeder ist uns willkommen. Aber jede und
jeder muss auch eines wissen, die FDP, das ist nicht der
Wirtschaftsclub der CDU oder das Sammelbecken von enttäuschten
Friedrich-Merz-Anhängern, wir sind eine eigenständige liberale Partei
und Freiheit ist für uns der Leitwert in allen Belangen. ((Applaus))

Und mit diesem Leitwert sind wir auch gefordert, andere große
Herausforderungen dieses Landes zu bestehen. Denn im Zuge dieser
Herausforderung gerät er unter Druck. Es ist mit Händen zu greifen,
dass wir ja in einer Auseinandersetzung stehen mit einem neuen
Etatismus, der fröhliche Urstände feiert. Einer neuen
Staatsgläubigkeit, die nahezu überall propagiert wird. Ich nehme das
Beispiel der Digitalisierung. Unsere Schlüsselaufgabe ist es, nicht
nur Glasfaser im Boden zu haben, sondern auch den Mobilfunkstandard
der fünften Generation in der Luft. Andere haben das schon. Korea.
Wir nicht. Bei uns mussten wir ewig und drei Tage warten, bis es
überhaupt die Vergaberegeln der Bundesnetzagentur gab, und erst
danach, nach dem abgeschlossenen Prozess könnte geplant und gebaut
und installiert werden. Jetzt werden diese Vergaberegeln der
Bundesnetzagentur von privaten Anbietern auch noch beklagt, weil sie
innere Widersprüche enthalten. Und was ist nun die Antwort darauf aus
der Politik? Die Große Koalition spricht, dann macht es eben eine
staatliche Infrastrukturgesellschaft. Die Grünen haben sich schon
vorher für ein öffentlich-rechtliches Mobilfunknetz ausgesprochen.
Sozusagen ein Volksnetz. Meine Damen und Herren, wer die privaten
Funklöcher, die wir haben, beklagt, der darf nicht schweigen von den
staatlichen Schlaglöchern auf der Straße, die wichtigste
Zukunftsinfrastruktur sollten wir nicht mit dieser Herangehensweise
realisieren, denn sie hat sich eben nicht bewährt, so wie andere
Glauben machen wollen. ((Applaus))

Die Funklöcher, die wir haben, die doch auch eine politische
Geschichte. Wer erinnert sich an Hans Eichel als
Bundesfinanzminister? Dem ging es damals nicht um flächendeckendes
Netz und Tempo, dem ging es bei der Versteigerung der früheren
UMTS-Lizenzen darum, Kasse zu machen. Und genau dieser Fehler darf
sich nicht wiederholen. Es geht nicht um maximale öffentliche
Einnahmen. ((Applaus))

Es geht eben nicht um maximale öffentliche Einnahmen, sondern es geht
um die Schließung der Funklöcher im 4G-Netz, es geht um faire
Wettbewerbsbedingungen zwischen den privaten Anbietern im Interesse
der Kundinnen und Kunden und der Schiedsrichterrolle der öffentlichen
Hand und dem schnellen Ausbau der 5G-Infrastruktur. Und deshalb,
verehrte Anwesende, meine Damen und Herren, wir wollen mit
marktwirtschaftlichen Methoden die Zukunftsinfrastruktur schaffen,
weil der Staat bei so vielen Projekten bewiesen hat, dass er nicht
der bessere Unternehmer ist. ((Applaus))

Wenn der Staat etwas bei der Digitalisierung tun will, dann empfehle
ich, soll sich doch die öffentliche Verwaltung einmal um die eigene
Digitalisierung kümmern. In Deutschland träumt man noch von der
Steuererklärung auf dem Bierdeckel in diesen Tagen wieder. Andere
sind längst weiter. In Schweden bekommt man eine vom Finanzamt
vorausgefüllte Steuererklärung. Mit den Daten, die die öffentliche
Hand bereits zur Verfügung hat. Und wenn man nichts korrigieren will,
dann bestätigt man per SMS. Wir haben zwischen den Jahren Belege
gesammelt. Und sortiert und ans Finanzamt oder den Steuerberater
gegeben. In Estland kann man online innerhalb von wenigen Minuten
seine Steuererklärung machen, und innerhalb von zwei Tagen gibt es
einen Steuerbescheid. Estland war vor 29 Jahren noch eine
Sowjetrepublik, was die können, das sollte unser Ehrgeiz sein, auch
zu können. Also da kann man den Ehrgeiz konzentrieren. ((Applaus))

Und es gibt noch einen zweiten Bereich, wo wir nicht smart sind,
sondern mit alten Methoden große Herausforderungen ansprechen wollen.
Die Freien Demokraten sind eine Partei mit ökologischer
Verantwortung. Das erste Umweltprogramm einer Bundesregierung wurde
von einem FDP-Minister verantwortet. Wir wissen, Klima- und
Umweltschutz ist eine unserer Schlüsselaufgaben als Liberale. Wir
wollen ja, dass Menschen sich frei entfalten können und deshalb gibt
es Grenzen der individuellen Freiheit auch einer Generation. Das
eigene Handeln so auszudehnen, dass die Chancen künftiger
Generationen eingeschränkt werden. Uns muss man also ökologische
Verantwortung nicht erst erklären. Wir halten sie für ein Kernelement
liberaler Politik und ich empfehle uns, diese Traditionslinie der
Freien Demokraten in Zukunft auch wieder stärker hervorzuheben, denn
es ist notwendig. ((Applaus))

Denn es ist notwendig, wir werden Zeugen, dass Wirtschaft und
Gesellschaft gegenwärtig fundamental umgebaut werden. Weniger
Fleisch, weniger Mobilität, weniger Produktion. Alles entschieden von
wohlmeinenden Politikerinnen und Politikern, sozusagen am "grünen
Tisch". Und die Menschen haben sich dem zu unterwerfen. Die
Klimaschutzpläne für das Jahr 2030 und 2050 enthalten minutiöse
Planungen. Die Sowjetunion hat sich nur Fünfjahrespläne zugetraut,
was hat sich seitdem verändert, dass wir bis ins Jahr 2030, bis ins
Jahr 2050 glauben, planen zu können. Quoten, Subventionen, Verbote
allenthalben, überall harte Eingriffe, Belehrungen und Appelle. In
Berlin, da will ein grüner Bezirksstadtrat jetzt Detektive
beauftragen, die kontrollieren, ob die Menschen den Müll trennen. Was
kommt danach? Was kommt nach den Waste-Watchern? Eine Prämie?
((Applaus))

Was kommt dann? Eine Prämie? Dass man, wenn man seinen Nachbarn
denunziert, weil er den Müll nicht trennt? In einer solchen
Gesellschaft will ich nicht leben. Nicht aus sicherheitspolitischen
Gründen und auch nicht aus ökologischen Gründen ist die Lenkung,
Bevormundung und Kontrolle der Bürgerinnen und Bürger gerechtfertigt.
Das ist eine Frage der inneren Liberalität. ((Applaus))

Nein, das ist eine Frage unserer inneren Liberalität. Bemerkenswerter
Weise hat der verstorbene große Soziologe Ulrich Beck einmal etwas
bemerkenswert gesagt. Er hat nämlich seinerzeit gesagt, er beobachte
bei seinen Freunden, der meinte das nicht ironisch, er beobachte bei
seinen Freunden aus der Umwelt- und Klimabewegung ein liebäugeln mit
der Figur der ökologischen Steuerung von oben. Und er hat es
verglichen mit dem chinesischen Staatskapitalismus. Soweit würde ich
nicht gehen, aber das, was wir in der Klima- und Umweltpolitik
beobachten, das ist ein Misstrauen gegenüber Selbstbestimmung und
Eigenverantwortung, Vernunft und Einsichtsfähigkeit der Menschen. Die
freie Rahmensetzung des Staates wird ersetzt durch eine
Kommandowirtschaft. Und ich schlage vor, dass wir ein Gegenmodell in
die Debatte einbringen. Wir wollen die legitimen Entwicklungswünsche
der Menschen auf der einen Seite in eine Balance bringen mit der
Verantwortung für die natürlichen Lebensgrundlagen. Und dafür
brauchen wir eine andere Politik, die nicht gegen Ökonomie und
Selbstbestimmung gerichtet ist, sondern die im Gegenteil ökonomische
Vernunft und Selbstbestimmung in den Dienst ökologischer Ziele
stellt. ((Applaus))

Und konkret geben wir dem CO2 einen Preis. Der genau in dem Tempo
steigt, wie wir den Ausstoß reduzieren müssen. Statt überall zu
schauen, in der Detailsteuerung, da eine Quote, da ein Verbot,
Vertrauen wir darauf, dass dann die Ingenieure, die Techniker,
mündige Verbraucher und Wissenschaftler jeweils den effektivsten, den
günstigsten Weg finden, ressourcenschonend zu produzieren und zu
konsumieren. Ich bin mir sicher, die Weisheit der vielen in der Mitte
der Gesellschaft ist der Einfältigkeit der wenigen in der Politik
immer überlegen und diese Erkenntnis sollten wir wieder in
Deutschland leben. Vorleben. ((Applaus))

Das macht sich doch am Beispiel etwa der individuellen Mobilität und
der Automobilwirtschaft jetzt deutlich. Wir sind in unserem Land
verliebt in die Elektromobilität. Die Grünen träumen vom Verbot des
Verbrennungsmotors schon 2030. Und die Bundesregierung hat in Europa
bei den Flottengrenzwerten dem faktisch zugestimmt. Wir haben uns
verliebt in die Elektromobilität. Wir rechnen sie uns auch schön.
Fällt eigentlich nur uns auf, dass mit mehr Stromverbrauch natürlich
auch mehr Strom produziert werden muss? Wo sind eigentlich die
Flächen für die vielen tausend zusätzlichen Windkraftanlagen, die wir
brauchen, wo wir doch jetzt schon Bürgerproteste dagegen haben. Fällt
eigentlich nur uns auf, dass wir uns mit der Fixierung auf die
Elektromobilität in die Abhängigkeit des weltweiten Lithium-Oligopols
begeben? Stellen eigentlich wir nur die Entsorgungsfrage nach den
Batterien alter Generationen, die man nicht braucht? Ist eigentlich
nur uns klar, dass die Elektrifizierung unserer Gesellschaft, die wir
auch am Ende der Entwicklung wollen, natürlich auch neue Netze
braucht? 6.000 Kilometer Stromleitungen müssen in Deutschland noch
gebaut werden. Die fehlen uns für eine dekarbonisierte Gesellschaft,
die auf elektrischer Energie beruht. 6.000 Kilometer. Im vergangenen
Jahr kamen 30 Kilometer neu gebaute Stromleitungen, nur 30 Kilometer
hinzu. Damit man das einordnen kann, eine Weinbergschnecke legt im
Jahr 27 Kilometer zurück. Das ist die Größenordnung, über die wir
reden. ((Lachen und Applaus))

Andere machen es besser, zum Beispiel die viel gescholtenen
Vereinigten Staaten von Amerika. Manche vergessen, dass zum Beispiel
Kalifornien schon in den 70er Jahren in Fragen Luftqualität und Klima
führend war. Die Vereinigten Staaten, ja, haben Anbieter wie Tesla,
aber die haben daneben auch E15. Die haben Biomethan, darüber hinaus
gibt?s synthetische Kraftstoffe, die aus CO2 und erneuerbaren
Energien gewonnen werden, die im regulären Verbrennungsmotor
vollkommen klimaneutral verwendet werden können, und die eine
bessere, zumindest heute, bessere ökologische Bilanz haben als das
Elektrofahrzeug mit Braunkohlestrom. Und deshalb, meine Damen und
Herren, wir als Freie Demokraten sind offen für alle Technologien,
die klimafreundlich sind. Das heißt aber auch, wir sind offen für
alle Technologien, die freundlich sind und wollen eben nicht nur auf
eine setzen, denn hätte man die Erfindung der elektrischen
Schreibmaschine in den 70er Jahren bereits als Ende der Entwicklung
begriffen, das Smartphone hätten wir niemals bekommen und das darf
sich bei der Verkehrswende nicht wiederholen. Niemals. ((Applaus))

Mein letzter Gedanke, diese Fragen, die ich gerade angesprochen habe,
das sind auch Fragen der gesellschaftlichen Legitimation von Politik.
Die betreffen Konflikte in allen westlichen Gesellschaften. David
Goodhart, ein Soziologe, der spricht von den "Anywheres" und den
"Somewheres" als neue Konfliktlinie in der Gesellschaft. Die
Anywheres, da sind diejenigen, die on der Globalisierung profitieren.
Die sich einen Tesla leisten können. Die Somewheres, das sind
diejenigen, die vielleicht traditionelles Gesellschafts- und
Familienbild haben. Die irgendwo an einer Milchkanne wohnen und da
auch verwurzelt sind. Und die sich bedroht fühlen. Wenn man denen
sagt, mit deinem Diesel kommst du nicht mehr bei Stuttgart in die
Stadt rein, kauf dir ein Elektroauto oder bleib zu Hause, dann
gefährdet man, dass diese Menschen sich von den gewählten
Repräsentanten abwenden, weil sie sich nicht mehr repräsentiert
fühlen. Ich glaube, dass wir einen Beitrag dazu leisten können als
Liberale, diese Konfliktlinie zwischen Anywheres und Somewheres zu
schließen. Weil wir Respekt haben vor jeder Form der privaten
Lebensführung, auch wenn wir sie nicht teilen, und weil wir auf der
anderen Seite verstanden haben, dass auch da eigene wirtschaftliche
Vorankommen ein legitimes Anliegen der Menschen ist, egal, wo sie
wohnen. Deshalb können wir einen Beitrag leisten. ((Applaus))

Wir sehen die schauderhaften Bilder aus Frankreich, die sind Ausdruck
dieser Konfliktlinie. Klar, da kommen Antisemiten, Rassisten
Hooligans aus ganz Europa dazu, um Krawall zu machen, aber der
Ausgangspunkt war genau diese Konfliktlinie Anywheres gegen
Somewheres. Und Emmanuel Macron mit seinen Reformen hat jetzt darauf
reagiert. Aber insbesondere seine Neujahrsansprache fand ich
beeindruckend, auch im Vergleich. Das war kein Gesäusel, sondern der
französische Staatspräsident hatte den Mut zu sagen, wir müssen über
alles reden, wir müssen Probleme lösen, ich nehme Ängste ernst. Aber
es ist eine Illusion zu glauben, alle könnten weniger arbeiten und
zugleich mehr verdienen. Eine solche klare Ansprache wünsche ich mir
manchmal in Deutschland, denn die Menschen wollen nicht eingelullt
werden, ich glaube, dass die große Mehrheit der Menschen erwartet,
dass die Politik sie ernst nimmt und dazu gehört auch, ökonomische
Wahrheiten auszusprechen. Und das macht er. ((Applaus))

Das macht er und deshalb fühlen wir uns ihm verbunden. Nicht jede
seiner Reformmaßnahmen in Frankreich oder jede seiner Vorstellungen
für die Europäische Union teilen wir. Aber die Ambitionen und die
grobe Richtung ist klar. Denn die Somewheres fürchten
Digitalisierung, Migration, die Veränderung, die Liberalisierung der
Gesellschaften, sie sehen darin eine Bedrohung und das machen sich
Populisten mit ihrem Geschäftsmodell zunutze. Indem sie den Eindruck
erwecken, vor Digitalisierung und Globalisieren und Migration und
Individualisierung der Gesellschaft könne man sich schützen, in dem
man sich im Nationalstaat verschanzt. Das ist genau die falsche
Antwort. Die Ängste sind da vor diesen Megatrends. Aber wir werden
diese Ängste nicht beantworten, in dem wir uns in den Nationalstaat
zurückziehen, sondern nur, in dem wir das als Gestaltungsaufgaben
begreifen. Globalisierung, also Freihandel, Nicola Beer sprach
darüber, Migration, Gestaltung der Digitalisierung, äußere, innere
Sicherheit, das sind Fragen, die im 21. Jahrhundert überhaupt gar
nicht mehr im nationalstaatlichen Kontext gelöst werden können,
deshalb ist die Antwort auf bestehende Ängste der Menschen eben
nicht, Europa abzuwickeln, sondern im Gegenteil, Europa wieder dort
zu einem starken Problemlöser zu machen, wo sich aus dem gemeinsamen
Handeln echter Mehrwert für die Menschen ergibt. Das ist unser
Anspruch zusammen mit Macron. ((Applaus))

Freihandel, Verteidigungspolitik, Binnenmarktpolitik, äußere, innere
Sicherheit, Migration, alles große Aufgaben, die wir europäisch
angehen können. Viel zu lange, Werner Hoyer, Präsident der
Europäischen Investitionsbank ist hier, ist meine Zeuge, viel zu
lange haben Macron und die Europäer auf eine deutsche Antwort auf
eine europäische Zukunftsagenda gewartet. Jetzt in Straßburg hat Frau
Merkel einmal befreit vom Parteiamt und der Tagespolitik die Vision
einer gemeinsamen europäischen Verteidigungsgemeinschaft skizziert.
Wenn man sieht, was Trump entscheidet, was Russland entschieden hat,
wann, wenn nicht jetzt, wäre die Zeit gekommen für echte Initiativen
und nicht bloße Absichtsbekunden? Es wird Jahrzehnte brauchen, bis
wir die europäische Verteidigungsgemeinschaft haben. Aber bereits
heute kann man die ersten Schritte notfalls auch noch bilateral
zwischen Deutschland und Frankreich in die Wege leiten. Wir sollten
nicht länger darauf warten, wir sollten es tun. ((Applaus))

Brexit. Trump, Erdogan, Putin, der Brexit, wir merken doch alle, was
auf der internationalen Bühne los ist. Taiwan und China. Der neue
Anspruch der Chinesen auf der Weltbühne, eine bestimmende Rolle zu
spielen, die bestimmen das super Power des 21. Jahrhundert zu werden.
Und in dieser Phase findet Europa nicht zu einer Stimme, das muss
sich ändern. In einer solchen Phase sprechen wir in Deutschland
übrigens zurecht, aber leider nahezu nur über die Ausstattung der
Bundeswehr. In einer solchen Phase müssten wir doch über Diplomatie
viel stärker sprechen. Es droht eine neue Aufrüstungsspirale zwischen
den USA und Russland. Das wäre doch jetzt ein Auftrag auch an
Deutschland, im europäischen Kontext im Wege einer Pendeldiplomatie
zu schauen, ob man nicht einen nuklearen Rüstungsgang verhindern
kann, denn ökonomisch kann der in niemandes Interesse sein. Wäre doch
unsere Aufgabe. ((Applaus))

Und mehr noch, ich war in Washington mit einer Delegation der
FDP-Bundestagsfraktion. Und wissen Sie, was die amerikanischen
Gesprächspartner gesagt haben? Ihr seid zu wenig hier. Wir bekommen
gar nichts von euch mit, gut, dass ihr mal da seid. Wir nehmen
deutsche Positionen und Argumente viel zu wenig wahr. Kein Wunder,
denn die deutsche Diplomatie, das Auswärtige Amt, ist chronisch
unterfinanziert. Der Sozialetat steigt, aber für die Diplomatie gibt
Deutschland nicht mehr Geld, sondern weniger Geld teilweise sogar
aus. Und das muss sich ändern. In Zeiten von Brexit und Trump müssten
wir mehr in die Diplomatie investieren, wenn die Briten die
Europäische Union verlassen, dann müssten wir mit Goethe-Instituten
und Konsulaten auch in Manchester stärker präsent sein. Wenn Trump
die multilaterale Weltordnung infragestellt, dann gründen wir eben in
Oklahoma-City ein neues deutsches Konsulat, um für Multilateralismus
zivilgesellschaftlich zu werden. Wenn die Diplomatie nicht hilft,
dann haben wir jede Hoffnung verloren. Das ist unser Anspruch.
((Applaus))

Liebe Freunde, um diese Fragen geht es in diesem Jahr, aber bei der
Europawahl geht es noch um sehr viel mehr. Das ist in diesem Jahr
eine besondere Wahl. Da geht?s nicht nur um diese technischen Fragen,
die Politikfelder, die ich angesprochen habe, sondern es geht um sehr
viel mehr. Es geht um die Gestaltungsfähigkeit, die Überwindung
dieser informellen Großen Koalition seit Jahrzehnten, aber es geht um
sehr viel mehr. In unsere Zeiten, mitten in Europa, wird die
Pressefreiheit eingeschränkt. Und zwar in Österreich, nicht irgendwo.
In Polen werden Richter aus den Ämtern gedrängt. Herr Orbán spricht
von einer antiliberalen Demokratie in unseren Zeiten, im letzten
Jahr, werden in Europa wieder Universitäten geschlossen. Es geht also
nicht um rein technische Fragen, es geht darum, unsere gemeinsamen
europäischen zivilisatorischen liberalen Werte zu verteidigen. Und da
bin ich stolz, dass wir an der Seite von Emmanuel Macron und anderen
Liberalen und Moderaten in den Europawahlkampf gehen und nicht wie
die CDU an der Seite von Viktor Orbán, liebe Freundinnen und Freunde.
((Applaus))

Und aus diesem Grund sind wir auch die einzige wirklich
proeuropäische Partei, eine von zweien, seriöserweise muss ich das
sagen. Es gibt nur zwei echt proeuropäische Parteien in Deutschland.
Die CDU an der Seite von Herrn Orbán ist es nicht. Die andere
proeuropäische Partei sind die Grünen, aber die wollen ein Europa der
Gleichmacherei und der Verwischung auch von Verantwortung. Wir wollen
Europa, aber ein Europa der Stärke, der Vielfalt, der Freiheit, dass
die Probleme der Menschen wirklich löst und deshalb gehen wir in
diese Europawahl mit diesen klaren Alternativen. Wir wollen ein
Europa der Freiheit und Vielfalt und wer das will, der muss die
Freien Demokraten stark machen. Diese Europawahl 2019, das ist nicht
wie in der Vergangenheit schon einmal einen nationale Protestwahl,
diese Europawahl ist eine europäische Richtungswahl und deshalb gehen
wir mit aller Kraft in diese Auseinandersetzungen. Vielen Dank!
((Applaus))

 * 
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HAMBURG/4616: Forsa-Umfrage - Hamburg braucht eine echt linke Kraft (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Januar 2019

Forsa-Umfrage: Hamburg braucht eine echt linke Kraft



In der jüngsten Forsa-Umfrage für das Abendblatt kommt DIE LINKE in
Hamburg auf elf Prozent. Dazu erklärt die Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Cansu Özdemir:

"DIE LINKE liegt in jeder Umfrage seit der Wahl über zehn Prozent und
gut über unserem letzten Ergebnis. Hamburg braucht eben auch im
Parlament eine echt linke Kraft, die sich kompromisslos für
Grundrechte und soziale Gerechtigkeit einsetzt - und die gibt es mit
uns auch."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2367: Haushalt 2019 beschlossen (Li)


Landtag intern 11/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Haushalt 2019 beschlossen

Generaldebatte zur Arbeit der Landesregierung

von Sonja Wand, Wibke Busch und Thomas Becker



12. Dezember 2018 - Mit rund 78 Milliarden Euro will die
Landesregierung im Jahr 2019 Politik gestalten. In der dritten und
abschließenden Lesung debattierten die Abgeordneten in Wort und
Widerwort über Höhe, Ausrichtung und Schwerpunkte des Etats.
Traditionell ist dies auch die Stunde der Opposition, die bei der
Gelegenheit die Politik der Landesregierung im Allgemeinen
kommentiert.


SPD-Fraktionschef Thomas Kutschaty (SPD) hielt der
Regierung Fehler und Versäumnisse vor. Er sprach von drohenden
Dieselfahrverboten, Lehrermangel, der geplanten Abschaffung der
Stichwahl auf kommunaler Ebene und einer fehlenden Strategie für den
Strukturwandel. Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) habe keine über
das Alltagsgeschäft hinausgehenden Ziele für Nordrhein-Westfalen. Das
zeige auch der Haushaltsplan. Anders als angekündigt, habe die
Landesregierung keine finanzpolitische Wende eingeleitet. Während
Berlin eine Milliarde Euro Schulden tilge, schaffe NRW nur 30
Millionen. Die herausragend gute Finanzsituation könne man dann lieber
dafür nutzen, um die anhaltende soziale Ungerechtigkeit anzugehen.

"Diese Landesregierung setzt mit dem Haushalt 2019 exakt das um, was
sie den Menschen versprochen hat", entgegnete Bodo Löttgen,
Vorsitzender der CDU-Fraktion. "Wir konsolidieren, modernisieren und
investieren." Dazu nannte er als Schwerpunkte im Haushalt die
Innen- und Justizpolitik, die Bildung und Wissenschaft, die
Anstrengungen für Arbeit, Gesundheit und Soziales, die Mobilität und
die Entlastung der Kommunen. Kutschatys "nicht rechtzufertigende
Pauschalkritik" wies Löttgen zurück und verteidigte die
Haushaltspolitik der Landesregierung als maßvoll und vorsorgend.
Forderungen der SPD nach weiteren Investitionen in Höhe von 850
Millionen Euro seien ohne Vorschlag zur ausreichenden
Gegenfinanzierung geblieben.


"Kein Plan"

"Pläne, Konzepte, Ideen für unser Land -Fehlanzeige", konstatierte
Monika Düker. Die Fraktionschefin der Grünen vermisste eine ernsthafte
Berücksichtigung des Themas Klimaschutz. Die Klimaschutzziele der
Bundesregierung erforderten einen Ausstieg aus der Braunkohle,
erläuterte sie und forderte eine Leitentscheidung für zukunftsfähige
Arbeitsplätze im Rheinischen Kohlerevier. Standards für Natur- und
Tierschutz würden rückabgewickelt, Windkraft-Investoren verunsichert,
ein Altschuldenfonds für die Kommunen nicht eingerichtet. Die
Regierung habe "keinen Plan", wie man in guten Zeiten vorsorge. Im
Zusammenhang mit den drohenden Dieselfahrverboten attestierte Düker
dem Ministerpräsidenten ein "gestörtes Verhältnis zum Rechtsstaat".

FDP-Fraktionschef Christof Rasche sagte, 2018 sei ein gutes
Jahr für Nordrhein-Westfalen gewesen. Die Koalition von CDU und FDP
habe u. a. Entfesselungspakete verabschiedet, das Abitur nach neun
Jahren nach vorne und Talentschulen auf den Weg gebracht, die Innere
Sicherheit gestärkt und Tempo bei der Digitalisierung gemacht.
Schwarz-Gelb verfolge eine solide und generationengerechte
Haushaltspolitik und tätige "kluge Investitionen". So erhielten die
Kommunen 2019 so viel Geld wie nie zuvor jeder dritte Euro des Etats
gehe an die Städte und Gemeinden. Der Haushalt verbinde zudem sozialen
Ausgleich mit guten Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäftigung.
2018 sei ein "Jahr des Fortschritts" gewesen und so werde es 2019
weitergehen.

Der Vorsitzende der AfD-Fraktion, Markus Wagner, kritisierte,
der Überschuss von rund 30 Millionen Euro im Haushaltsentwurf sei viel
zu gering. Angesichts von Rekordsteuereinnahmen wäre ein viel größerer
Überschuss "zwingend notwendig" gewesen. Auch bei der Schuldentilgung
und den Investitionen reichten die Maßnahmen der Landesregierung nicht
aus. Schwarz-Gelb liefere nicht bei der Haushaltskonsolidierung, echte
Sparsamkeit und vorausschauendes Handeln sähen anders aus. Es reiche
der Landesregierung, sich "mit Tricks und schönen Worten" zur nächsten
Wahl zu retten. Das Sprichwort "Sorge vor, dann hast Du in der Not"
sei den "normalen Menschen" bekannt, aber offensichtlich nicht CDU und
FDP.

Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) sagte, die schwarz-gelbe
Landesregierung sei angetreten, um Nordrhein-Westfalen an die Spitze
der Länder zu bringen und die Interessen des Landes in Berlin und
Brüssel einzubringen. Mit den aktuellen Haushaltsplanungen sei in
diesem Sinne eine "Trendwende" eingeleitet worden. Dass keine neuen
Schulden gemacht würden, sei das Resultat einer "klugen
Regierungspolitik", sagte Laschet. Ziel sei, den Schuldenberg aus vier
Jahrzehnten in NRW abzubauen. Angesichts einer guten Konjunktur,
sprudelnder Steuereinnahmen und vermehrt abgerufener Fördergelder vom
Bund sorge die Landesregierung zudem für Investitionen in Verkehr,
Bildung, Digitalisierung, Wirtschaft und Innere Sicherheit.


BESCHLÜSSE

 Der Landtag hat den Haushaltsentwurf der Landesregierung (17/3300)
 inklusive Ergänzung (17/4100) entsprechend der Beschlussvorlage des
 Haushalts- und Finanzausschusses (17/4450) mit den Stimmen von CDU
 und FDP bei Ablehnung von SPD, Grünen und AfD mehrheitlich
 angenommen. Beschlossen wurden außerdem Änderungsanträge von CDU
 und FDP (17/4548, 17/4559, 17/4560 und 17/4562) sowie ein
 Änderungsantrag von CDU, SPD, FDP und Grünen (17/4549).
 Mehrheitlich beschlossen wurden außerdem das
 Haushaltsbegleitgesetz, das Gemeindefinanzierungsgesetz, das die
 Zuwendungen des Landes an die Kommunen regelt, sowie der Nachtrag
 zum Haushalt 2018.






Zweite Lesung: Zahlen und Meinungen





Der Haushalt 2019 hat ein Gesamtvolumen von rund 78 Milliarden
 Euro (Vorjahr: 74,5). Nach Angaben der Landesregierung sieht der
 Etat erstmals seit 1973 einen Überschuss in Höhe von 30 Millionen
 Euro vor. Er soll zur Schuldentilgung genutzt werden.




Die Landesregierung rechnet mit Steuereinnahmen in Höhe von
 rund 62 Milliarden Euro (Vorjahr: 58,3). Für Personalausgaben sind
 27,8 Milliarden Euro veranschlagt (Vorjahr: 26,9). Rund 8
 Milliarden Euro sind für Investitionen vorgesehen (Vorjahr 7,2).
 Damit liege die Investitionsquote bei rund 10 Prozent
 (Vorjahr: 9,6).



Bereits zu Beginn der zweiten Lesung am 28. November 2018 hatten
 sich Koalition und Opposition in einer Grundsatzdebatte einen
 heftigen Schlagabtausch über die Finanzpolitik geliefert.



Stefan Zimkeit (SPD) bezeichnete den Entwurf als "unsozial,
 planlos und unsolide". Die Landesregierung könne "nicht mit Geld
 umgehen", auf wichtige Zukunftsfragen habe sie keine Antworten.



"Der Motor NRW nimmt jetzt Fahrt auf ", entgegnete Arne
 Moritz (CDU), nun lege man "den nächsten Gang ein". Einen
 Haushalt, wie ihn die SPD fordere, finde man "im Märchenbuch, aber
 nicht im Parlament".



Grünen-Fraktionsvorsitzende Monika Düker sprach von einer
 "finanzpolitischen Geisterfahrt". Der Schuldenabbau geschehe "in
 homöopathischen Dosen", und auch eine Entlastung der Bürgerinnen
 und Bürger sei nicht in Sicht.



Ralf Witzel (FDP) widersprach der Oppositionskritik. Die
 Haushaltspolitik der Koalition folge einem "klaren Pfad". Es werde
 in Zukunftsthemen wie Digitalisierung, Medizin und Hochschulen
 investiert.



Die erwirtschafteten Überschüsse seien "viel zu gering", sagte
 Herbert Strotebeck (AfD). Die "grotesk niedrige
 Schuldentilgung" zugrunde gelegt, dauere es 5.000 Jahre, bis die
 Schulden abgebaut seien.



Insgesamt handle es sich um einen zukunftsorientierten,
 generationengerechten, fairen Haushalt, sagte Finanzminister
 Lutz Lienenkämper (CDU). Er sprach von einer "echten
 Haushaltswende" nach 45 Jahren.

 red



 * 
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MELDUNG/331: AlphaDekade begleitet Joachim Król auf seiner Theatertournee zu Camus' Lebensgeschichte "Der erste Mensch" (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 07.01.2019

AlphaDekade begleitet Joachim Król auf seiner Theatertournee zu Camus'
Lebensgeschichte "Der erste Mensch"



Am 8. Januar 2019 präsentiert Joachim Król im Altonaer Theater das
Theaterstück "Der erste Mensch", die unglaubliche Lebensgeschichte Albert
Camus', der in einer Familie funktionaler Analphabeten aufwuchs. Zentrale
Figur in Camus' Leben ist der engagierte Lehrer Louis Germain, der die
Weichen dafür stellt, dass aus dem jungen Camus kein Gelegenheitsarbeiter
wird, wie aus so vielen Jungen seiner Generation, sondern einer der
einflussreichsten Literaten der Welt. Die Premiere in Hamburg ist zugleich
Auftakt einer bundesweiten Tournee, die das BMBF im Rahmen der Nationalen
Dekade für Alphabetisierung und Grundbildung mit regionalen Partnern
begleitet. Bundesbildungsministerin Anja Karlizcek: "Ich möchte, dass wir
über die AlphaDekade möglichst viele Menschen im Umfeld der Betroffenen
erreichen."

Gemeinsam sollen Theaterbesuchende dafür sensibilisiert werden, wie aktuell
das Thema noch ist. Jeder siebte Erwachsene in Deutschland ist funktionaler
Analphabet und kann zwar einzelne Wörter und Sätze lesen und schreiben,
nicht aber zusammenhängende - auch kürzere - Texte verstehen. Die
Hausaufgaben mit dem eigenen Kind, ein Handyvertrag oder die
Packungsbeilage eines Medikamentes werden für sie oft zu unüberwindbaren
Hürden und schließen sie von zahlreichen Bereichen des öffentlichen Lebens
aus.

"Die Familie, der Kollege, die Lehrerin des Kindes oder die
Betreuungsperson im Jobcenter - sie alle können, wie Louis Germain,
Mutmacher sein, wenn sie eindeutige Anzeichen erkennen, Betroffene
ansprechen und an die richtige Stelle weiterleiten", erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek zum Auftakt der Tournee.

Auch Joachim Król, der als Sohn eines polnischen Bergmanns im Ruhrgebiet
aufwuchs, hat als Kind seinen persönlichen Louis-Germain-Moment erlebt:
"Ich war ein Bergarbeitersohn in den sechziger Jahren im Ruhrgebiet. Und
genau wie bei Camus kam eines Abends ein Lehrer zu uns und bat meinen Vater
zum Gespräch. Was zum Ergebnis hatte, dass meine Eltern mich aufs Gymnasium
gehen ließen. Das müssen Sie sich mal vorstellen: Nach Feierabend ist
dieser engagierte Lehrer zum Hausbesuch gekommen und hat wesentliche
Weichen für mein Leben gestellt. Wenn man sich so intensiv mit einem Text
beschäftigt, berührt man zwangsläufig Punkte, die mit der eigenen Biografie
zu tun haben."


Über die Nationale Dekade für Alphabetisierung und Grundbildung


Die Nationale Dekade für Alphabetisierung und Grundbildung (AlphaDekade)
ist eine gemeinsame Initiative von Bund, Ländern und gesellschaftlich
relevanten Partnern. Ziel ist es, im Zeitraum von 2016 bis 2026 den
funktionalen Analphabetismus bei Erwachsenen spürbar zu verringern und das
Grundbildungsniveau zu erhöhen. Da es die größte Herausforderung ist,
Erwachsenen mit niedrigen Schriftsprachkompetenzen zu erreichen, fördert
das BMBF Forschungsvorhaben sowie Projekte, die den Zugang über den
Arbeitsplatz und das lebensweltliche Umfeld herstellen. Zur Koordination
der AlphaDekade hat das BMBF eine Koordinierungsstelle eingerichtet.


Stationen der Theatertournee 2019

Di.08.01.2019 Hamburg, Altonaer Theater

Mi,09.01.2019 Düsseldorf, Schauspielhaus

Fr.11.01.2019 Bochum, Schauspielhaus

Sa.12.01.2019 Trier, Theater

Di.15.01.2019 Olten (CH), Stadttheater

Mi.16.01.2019 Stuttgart, Theaterhaus

Do.17.01.2019 Köln, Schauspiel

Fr.18.01.2019 Schortens, Bürgerhaus

So.20.01.2019 Fürth, Stadttheater

Mo.21.01.2019 Stuttgart, Theaterhaus

Di.22.01.2019 Stuttgart, Theaterhaus

Fr.25.01.2019 Fellbach, Schwabenlandhalle

Sa.26.01.2019 Düren, Theater Düren

So.27.01.2019 Oldenburg, Staatstheater

Mo.28.01.2019 Hamburg, Altonaer Theater

Di., 29.01.2019 Hamburg, Altonaer Theater

Mi.30.01.2019 Hamburg, Altonaer Theater

Do.31.01.2019 Kiel, Theater

Fr.01.02.2019 Hannover, Staatstheater

Sa.02.02.2019 Helmstedt, Brunnentheater

Di.05.02.2019 Berlin, Renaissance Theater

Mi.06.02.2019 Dresden, Staatsschauspiel

Do.07.02.2019 Leipzig, Schauspiel

Fr.08.02.2019 Göttingen, Deutsches Theater

Sa.09.02.2019 Wuppertal, Opernhaus

*Die markierten Stationen werden von regionalen Partnern der AlphaDekade
begleitet.

 * 
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KRIEG/1728: Atomwaffen - Europas vorauseilender Gehorsam ... (SB)




Der Schlüssel, um den INF-Vertrag zu bewahren, liegt in
Moskau.

Außenminister Heiko Maas [1]

Da Mitteleuropa das Schlachtfeld eines Atomkriegs zwischen den
westlichen Mächten und Rußland wäre, sollte es das vordringlichste
Anliegen deutscher Außenpolitik sein, durch Vermittlung zwischen den
verhärteten Positionen maßgeblich zu einer Deeskalation beizutragen.
Das gilt um so mehr, als die Bundesrepublik seit Januar für zwei Jahre
einen Sitz im UN-Sicherheitsrat innehat, was ihrer Stimme zusätzliches
Gewicht verleihen könnte. Doch Außenminister Heiko Maas spricht mit
gespaltener Zunge, wenn er eindringlich vor dem Auslaufen des
INF-Abrüstungsvertrags Anfang Februar warnt, der explizit auf die
Sicherheit Europas ausgerichtet sei, jahrzehntelang zu deren
Gewährleistung beigetragen habe und deshalb von besonderer Bedeutung
für die Menschen in Deutschland sei. Denn im selben Atemzug weist er
die alleinige Verantwortung Rußland zu: "Der Schlüssel, um den
INF-Vertrag zu bewahren, liegt in Moskau." Rußland habe den Vertrag
"gebrochen, indem es einen verbotenen Marschflugkörper entwickelt und
in seine Streitkräfte eingeführt hat. Wenn Russland den Vertrag
bewahren will, muss es jetzt überprüfbar abrüsten".

Damit schließt sich die Bundesregierung definitiv US-Präsident Donald
Trump an, der im Oktober gedroht hatte, den 1987 zwischen Washington
und Moskau vereinbarten Vertrag aufzukündigen. Die USA setzten Moskau
Anfang Dezember eine Frist von 60 Tagen, um die Zerstörung der
Marschflugkörper mit dem Namen 9M729 (NATO-Code: SSC-8) zuzusagen.
Wenn Rußland den Vertrag verletze, ergebe es für die USA keinen Sinn
mehr, im Vertrag zu bleiben, erklärte damals US-Außenminister Mike
Pompeo in Brüssel. [2] Die NATO-Verbündeten, darunter auch
Deutschland, unterstützen den Standpunkt Washingtons und das
Ultimatum. NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg warnte vor wenigen
Tagen: "Wenn Russland nicht wieder vertragstreu wird, dann haben wir
ein großes Problem. Derzeit gibt es keine neuen US-Marschflugkörper in
Europa, aber es gibt neue russische Marschflugkörper." Die SSC-8 sei
mobil einsetzbar, lasse sich mit atomaren Sprengköpfen bestücken und
könne europäische Städte erreichen. Russland habe eine letzte Chance,
aber die NATO würde sich "im Fall der Fälle auf eine Welt ohne Vertrag
vorbereiten müssen".

Rußlands Präsident Wladimir Putin hatte vor Weihnachten eindringlich
vor der steigenden Gefahr eines Atomkriegs gewarnt. Sollten die USA in
Europa Mittelstreckenraketen stationierten, sähe sich sein Land
gezwungen, Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Das von den Amerikanern
gesetzte Ultimatum sei inakzeptabel, erklärte Vizeaußenminister Sergej
Rjabkow jüngst in der russischen Nachrichtenagentur Interfax. Zugleich
warf er den USA fehlende Gesprächsbereitschaft über den Erhalt des
INF-Vertrags vor. Es habe zwar Aussagen Washingtons gegeben, den
Dialog fortzusetzen, doch die Bereitschaft dazu sei nicht zu erkennen.

Erinnern wir uns: Der NATO-Doppelbeschluß vom 12. Dezember 1979
bestand aus zwei Teilen: Die NATO kündigte die Aufstellung neuer mit
Atomsprengköpfen bestückter Raketen und Marschflugkörper (Pershing II
und BGM-109 Tomahawk) in Westeuropa an. Zugleich verlangte sie
bilaterale Verhandlungen der Supermächte über die Begrenzung ihrer
atomaren Mittelstreckenraketen. Dabei blieben die französischen und
ein Teil der britischen Atomraketen ausgeklammert. Nach dem Scheitern
der Genfer Verhandlungen im November 1982 lehnten
Bevölkerungsmehrheiten mehrerer NATO-Staaten die geplante Aufstellung
ab. Eine Mehrheit des Deutschen Bundestages stimmte ihr jedoch am 22.
November 1983 zu. Ab Dezember 1983 wurden die neuen Atomraketen
aufgestellt.

Am 22. Oktober 1983 hatten bundesweit rund 1,3 Millionen Menschen
gegen die Stationierung neuer Atomraketen in Mitteleuropa
demonstriert. Im Bonner Hofgarten kamen damals rund eine halbe Million
Menschen zur größten Demonstration in der Geschichte der
Bundesrepublik zusammen. Die Proteste in Europa konzentrierten sich
ausgerechnet in jenem Land, dessen Kanzler sich bei den Westmächten
vehement für die Aufrüstung stark gemacht hatte. Für Helmut Schmidt
gab es nur eine Antwort auf die Stationierung sowjetischer
SS-20-Raketen: mit Pershing-II-Raketen kontern. [3]

Im Vertrag über Atomwaffen mittlerer Reichweite (INF) einigten sich
die USA und die damalige Sowjetunion 1987 darauf, alle landgestützten
ballistischen Raketen und Marschflugkörper mit Reichweiten zwischen
500 und 5500 Kilometern abzuschaffen wie auch die Produktion und Tests
solcher Systeme zu unterlassen. Es war die erste große
Abrüstungsvereinbarung im Zeichen des von Michail Gorbatschow
ausgelösten Tauwetters, und sie eliminierte auf einen Schlag eine
ganze Klasse von Atomwaffen, da sie unter anderem zur Verschrottung
der sowjetischen SS-20 und der amerikanischen Pershing-Raketen führte.
[4]

Im Zuge des Vormarsches der NATO bis an die russische Grenze und der
Errichtung des Raketenabwehrschirms in Osteuropa geriet der
INF-Vertrag zwangsläufig unter Druck. Während er kein Verbot von
seegestützten Cruise-Missiles umfaßt, schließt er die Stationierung
solcher Waffen an Land aus. Die US-Navy verfügt über Marschflugkörper
vom Typ Tomahawk, während die russische Marine den Marschflugkörper
Kalibr einsetzt. Laut US-amerikanischen Experten handelt es sich bei
der SSC-8 vermutlich um eine landgestützte Version der Kalibr, deren
Reichweite 2500 Kilometer beträgt, womit sie unter das INF-Verbot
fallen würde. Da bereits die Entwicklung solcher Waffen gemäß des
Vertrags verboten ist, hatte die Obama-Administration versucht, Moskau
damit unter Druck zu setzen - natürlich ohne die eigenen Tomahawks an
dem gleichen Leisten zu messen. Beide Seiten verfügen also über
Waffen, die atomar bestückt werden können und deren Reichweite unter
das Verbot des INF-Vertrags fällt. Es stellt sich folglich die Frage,
ob nicht auch beide Seiten einen landgestützten Einsatz vorbereiten
oder bereits dazu in der Lage sind.

Die westlichen Mächte fordern, daß die Einhaltung des INF-Vertrags
überprüfbar sein müsse, also das SSC-8-System entweder beendet wird
oder die Raketen die verlangte Reichweite einhalten. Rußland hat die
Vorwürfe stets zurückgewiesen und lediglich versichert, die Raketen
seien nicht auf die Reichweite 500 bis 5000 km getestet worden,
weswegen sie keine Vertragsverletzung darstellten. Rußland hatte
bereits 2007 gedroht, aus dem INF-Vertrag auszusteigen, da die USA
nach ihrem einseitigen Rückzug aus dem ABM-Abkommen 2002 mit der
darauffolgenden Planung von Stützpunkten des Raketenabwehrschirms an
der russischen Grenze den INF-Vertrag verletzten. Die zunächst für das
Aegis-System verwendeten Raketen des Typs SM-3 mit einer Reichweite
bis 900 km wurden auf einem rumänischen Stützpunkt stationiert. 2020
soll die Basis des Raketenabwehrschilds mit bodengestützten SM-3
fertiggestellt sein, und von diesen Abschußrampen können auch die
künftigen SM-3 Block-IIA-Raketen mit einer Reichweite von 2500 km
sowie Tomahawk-Marschflugkörper derselben Reichweite abgefeuert
werden. [5]

Obgleich also auch die NATO die Voraussetzungen dafür schafft,
landgestützte atomare Mittelstreckenraketen einzusetzen, wirft sie
einseitig der russischen Seite vor, den INF-Vertrag zu verletzen. Um
dies zu begründen, hält sie die absurde Behauptung vor, der
Raketenabwehrschild richte sich nicht gegen Rußland, sondern
ausschließlich gegen den Iran. Wäre der Bundesregierung an einer
bilateralen Eindämmung des Konflikts gelegen, könnte sie sich nicht
zuletzt für eine gegenseitige Inspektion der fraglichen Waffensysteme
einsetzen, in deren Rahmen die Einhaltung des INF-Vertrags überprüft
würde. Statt dessen schließt sie sich dem Ultimatum an die Adresse
Moskaus an, was dazu führen kann, daß neue Mittelstreckenraketen mit
Atomsprengköpfen auch nach Deutschland verlegt werden, das spätestens
dann im Kriegsfall allererstes Angriffsziel wäre. Vielleicht hat
Donald Trump kein Problem damit, Europa im nuklearen Feuer verbrennen
zu sehen, weil er sich im Universum seines Wahnwitzes in sicherer
Entfernung wähnt. Daß jedoch Heiko Maas und Konsorten auf einen
reservierten Platz im Atombunker setzen, auf daß sie einige Stunden
oder gar Tage länger als die schutzlosen Millionen draußen überleben,
zeugt von einer apokalyptischen Zukunftsvision deutscher Außenpolitik.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/deutschland/article186605834/Heiko-Maas-zu-INF-Vertrag-Russland-muss-jetzt-ueberpruefbar-abruesten.html

[2] www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_85038870/streit-um-inf-vertrag-maas-russland-muss-im-streit-um-abruestungsvertrag-einlenken.html

[3] www.general-anzeiger-bonn.de/bonn/500.000-protestierten-gegen-Nato-Doppelbeschluss-article1176315.html

[4] www.nzz.ch/international/washington-wirft-moskau-vertragsbruch-vor-russlands-mysterioese-lenkwaffe-ld.150183

[5] www.heise.de/tp/features/Nato-setzt-Russland-Ultimatum-4266035.html
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INTERNATIONAL/244: Gestrandet in Tijuana (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador / Guatemala / Honduras / Mexiko / USA

Gestrandet in Tijuana

Von Alberto Pradilla
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Im Baseballstadion Benito Juárez mit seinem aufgeweichten schlammigen
Boden und dem allgegenwärtigen Gestank der überfüllten Toiletten
herrschten katastrophale Hygienemängel

Foto: Alberto Pradilla, CC 3.0

https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/de/



(Tijuana, 3. Dezember 2018, desinformémonos*) - Brian Eduardo Elvir
Flores ist 24 Jahre alt. Er stammt aus Choluteca, Honduras, und gehört
zu den ersten, die sich auf den Weg machten. Er war bereits dabei, als
sich die Karawane mit zuerst 160 Teilnehmer*innen am 14. Oktober in
San Pedro Sula zu formieren begann. Heute befindet er sich 5.000
Kilometer weiter nördlich in der mexikanischen Grenzstadt Tijuana.
Jetzt erst wird ihm bewusst, dass Hunger, Müdigkeit und Krankheiten,
der Mangel an Trinkwasser, das Draußenschlafen bei jedem Wetter und
das unbequeme Reisen auf offenen Waggons nur eine kleine Einstimmung
auf die tatsächlichen Hürden waren, die es zu überwinden gilt: Die
wahre Herausforderung besteht in der Überwindung der US-amerikanischen
Grenze. Auf der anderen Seite der gigantischen Mauer, die von der
Sammelunterkunft aus zu sehen ist, liegt der "American Dream". Zum
Greifen nah, und doch so weit weg.

"Was mach' ich denn jetzt?", fragt sich Elvir, mittlerweile auf dem
Sportplatz Benito Juárez angekommen. Das ehemalige Baseballstadion,
das nur durch eine angrenzende Landstraße von der Mauer getrennt ist,
wurde zu einer Sammelstelle für Migrant*innen umfunktioniert, die ab
dem 30. November aufgrund starker Regenfälle und Überschwemmungen in
die zehn Kilometer von der Grenze entfernt liegende Eventhalle El
Barretal verlegt wurde. Den Behörden, die den Umzug sowieso geplant
hatten, allerdings den zu erwartenden Widerstand der Migrant*innen
scheuten, spielte das schlechte Wetter also geradewegs in die Hände.


"Was mach' ich denn jetzt?"

Im Baseballstadion Benito Juárez mit seinem aufgeweichten schlammigen
Boden und dem allgegenwärtigen Gestank der überfüllten Toiletten
herrschten katastrophale Hygienemängel. Aufgrund des nächtlichen
Temperaturabfalls bildete sich Feuchtigkeit an den Innenseiten der
Zeltwände. Wie es scheint, sind die Bedingungen an dem neuen Ort nicht
besser. Die Lage in Tijuana spitzt sich zu. Es erscheint
unglaubwürdig, dass die mexikanischen Behörden und internationale
Organisationen die sich anbahnende Krise für nicht vorhersehbar
hielten - wusste man doch spätestens in Mexiko-Stadt, dass der
mittelamerikanische Exodus sich nach Tijuana aufmachen würde. Die
Migrant*innen selbst hatten es laut und deutlich mitgeteilt. Hatten
sie ihnen nicht zugehört? Der Weg über Tijuana galt als der sicherste.
Der Weg über die Stadt, die den fünften Platz auf der Liste der Orte
mit den höchsten Mordraten einnimmt, in einem Land, das im
"Anti-Drogen-Krieg" verblutet, galt als der sicherste.


Es gibt keine kollektive Lösung

Elvir weiß nicht, was er tun soll, und seine Unsicherheit spiegelt die
der gesamten Karawane. In Tijuana beobachteten wir eine paradoxe
Situation: Als Gruppe unterwegs zu sein, hatte ihnen die Kraft
gegeben, es bis hierher zu schaffen. Jetzt, wo der Grenzübertritt
bevorsteht, wird gerade die Tatsache zum Problem, dass sie viele sind.
Es gibt keine kollektive Lösung. Sie werden nicht die Tore öffnen, und
es wird keinen Passierschein für die Hungrigen geben. Es gibt nur zwei
Möglichkeiten: Asyl beantragen oder wieder untertauchen. Die dritte
Option, in Tijuana bleiben, gilt als Übergangslösung: Man bleibt, um
etwas Geld zu sparen, wartet ab, bis sich die Lage etwas entspannt hat
und hofft auf ein bisschen Glück. Elvir Flores hat die Möglichkeit in
Betracht gezogen, Asyl zu beantragen.
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Zeltstadt in Tijuana
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Wie viele der Migrant*innen trägt er eine traurige Geschichte mit
sich. Mittelamerika ist eine einzige riesige Blutlache. Zwei seiner
Brüder wurden ermordet. Elvin Enrique starb 2013. "Er ging raus, um
eine Runde zu drehen. Er hatte nicht bezahlt und als er abends nach
Hause kam, wurde er von Kugeln durchsiebt." Ein paar Jahre später
wurde sein Bruder Erick mit sechs Schüssen getötet. Auch bei ihm ging
es um Erpressung und um die Zahlung seines eigenen Lösegelds, in
Honduras bekannt als "Kriegssteuer". Die Mara Salvatrucha oder MS-13,
zusammen mit Barrio 18 eine der aktivsten und gefährlichsten Banden in
Mittelamerika, hatte von der Familie 1.500 Lempiras (54 Euro) pro
Woche für das Leben der Jungen gefordert. Man muss sich das mal
vorstellen: In Honduras bezahlt eine Familie wöchentlich 50 Euro, um
nicht von einer kriminellen Bande getötet zu werden. Diese Art von
Erpressung ist für viele Mordfälle verantwortlich, die das nördliche
Dreieck Zentralamerikas (Honduras, El Salvador, Guatemala) zu einer
der gefährlichsten Regionen der Welt machen. Die Brüder von Elvir
Flores weigerten sich zu zahlen und bezahlten dafür mit ihrem Leben.
So funktioniert das: Wer nicht rechtzeitig zahlt, wird umgelegt.


Wer nicht zahlt, wird umgebracht

Von einer Kriminellenbande verfolgt zu werden, reicht nicht aus, um
von einem*r US-amerikanischen Richter*in den Flüchtlingsstatus
anerkannt zu bekommen. Darin liegt Elvirs Problem. Einem Asylantrag
wird nur stattgegeben, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin
aufgrund der Glaubenszugehörigkeit, der ethnischen Herkunft, der
politischen Überzeugung, der Nationalität oder der Zugehörigkeit zu
einer Minderheit verfolgt wird. Elvir Flores wurde erpresst, weil er
im Machtbereich der MS-13 lebte. Er kann sich nicht als Verfolgter
bezeichnen, obwohl sein Leben in Gefahr war. Es ist unwahrscheinlich,
dass ein* Richter*in seinem Antrag stattgibt.

Die zweite Möglichkeit wäre, einen Coyoten zu bezahlen. Dieser Weg
wurde jahrzehntelang von Tausenden Mittelamerikaner*innen und
Mexikaner*innen gewählt. Durch die Karawane sind die Preise
explodiert. Einige verlangen zwischen 4.000 und 8.000 Dollar - so viel
kostete früher die gesamte Reise einer Familie von Honduras oder
Guatemala. Es gibt auch Coyotes, die weniger verlangen, allerdings
läuft man dann eher Gefahr, übers Ohr gehauen zu werden.


In der Unterkunft kursieren sagenhafte Geschichten

In der Sammelunterkunft hört man Geschichten von bettelarmen Menschen,
die etwas Geld von den USA erhalten hatten und es wieder verloren,
weil sie dem falschen Coyoten vertraut hatten. Sagenhafte Geschichten
von Menschen, die es bis in die USA schafften, obwohl sie nur ganz
wenig bezahlt oder die Schmugglerrouten genommen hatten, unterirdische
Gänge, die von mexikanischem auf US-amerikanisches Terrain führen.
Böse Zungen behaupten, das Tiefland bei Tijuana sei perforiert wie ein
Schweizer Käse und werde eines Tages komplett versinken. Die letzte
und vielleicht gefährlichste Option, die unter den Ärmsten der Armen
als rettender Strohhalm gehandelt wird, ist, als Drogenkurier*in über
die Grenze zu gehen. Diese Menschen werden Mulas, Maultiere, genannt.
Man muss sich 25 kg Drogen (Marihuana oder Kokain) auf den Rücken
schnallen und überquert die Grenze mit einer Begleitperson. Wenn man
will, kann man anschließend dort bleiben. Wer weitermachen will, kehrt
um, kassiert 50.000 Pesos (etwas über 2.100 Euro) und übernimmt so
viele Botengänge, wie die Chefs erlauben. Wer erwischt wird, kommt ins
Gefängnis und darf mindestens zehn Jahre nicht in die USA einreisen.

Trotzdem entscheiden sich viele Menschen für diese Option, weil sie
keinen Coyoten bezahlen können. An diesem Punkt ist Elvir Flores
nicht. Bis auf weiteres will er sich aufs Abwarten verlegen. Um zu
überleben, hat er sich ein kleines Unternehmen innerhalb des
Migrant*innenlagers aufgebaut. Für zehn Pesos bewacht er die Handys an
der Aufladestelle. Hier wird viel gestohlen, und für den Exodus der
Hungerleidenden ist Kommunikation essentiell. Also garantiert Elvir
seinen Kund*innen, dass niemand das Handy beim Aufladen stiehlt. Seine
Einnahmen investiert er in Zigaretten, die er zum Verkauf anbietet.
"Leeeeuuute, raaaaauuucht!!" Zusammen mit dem Husten der Kranken wird
sein Ruf zur Begleitmusik der Karawane der Hungernden.


Tijuana ist das Ende der Karawane

Das Karawanenprinzip war sehr effektiv, um bis nach Tijuana zu
gelangen. Nun müssen alle ihre eigenen Möglichkeiten abwägen. Viele
sind auf schmerzhalte Weise zu diesem Schluss gekommen. Seit die
Karawane in Mexiko-City angekommen war, gab es Möglichkeiten, um an
Informationen zu kommen: Anwält*innen und Menschenrechtskollektive
erklärten ihnen, dass es nicht leicht sei, die Grenze zu den USA zu
überwinden; die Barrieren zu überrennen wie an der mexikanischen
Südgrenze werde ihnen nicht gelingen, Die Warnungen waren umsonst. Die
erschöpften Männer, Frauen und Kinder müssen sich definitiv etwas
einfallen lassen, wenn sie in die USA gelangen wollen, denn, wie sie
am eigenen Leib erfahren mussten, waren Donald Trumps Worte, die USA
werde ihre Einreise zu verhindern wissen, keine leere Rhetorik. Dies
wurde am 25. Oktober deutlich unter Beweis gestellt. An jenem Sonntag
begannen die US-Grenzschützer*innen, mit Gummigeschossen und Tränengas
gegen Hunderte Menschen vorzugehen, die versuchten, sich der Mauer zu
nähern.
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Vom American Dream in die Realität: Am 25. Oktober 2018 gingen
US-Grenzschützer*innen mit Gummigeschossen und Tränengas gegen
Hunderte Menschen vor, die versuchten, sich der Mauer zu nähern

Foto: Alberto Pradilla, CC 3.0

https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/de/



Monatelang hatten die Menschen ausschließlich auf Gott vertraut und
darauf gehofft, der Präsident werde Mitleid mit ihnen haben. Mit
ungebrochener Naivität glaubten sie, Donald Trump werde sich von dem
erbärmlichen Anblick der erschöpften und kranken Männer, Frauen und
Kinder erweichen lassen. Sie dachten nicht einen Moment daran, dass
Migrationspolitik nichts mit Empathie zu tun hat. Dass die
Einwanderungsgesetze in Wirklichkeit darauf zugeschnitten sind, das
"Eindringen" genau solcher Menschen in die reichen Länder zu
verhindern. Wie sehr muss es sie also entmutigt haben, zu sehen, wie
Liz Ramírez aus Retalhuleu, Guatemala bei ihrem Versuch, auf
US-amerikanisches Terrain zu gelangen, mit Gummigeschossen und
Tränengas zum Umkehren gezwungen wurde, mit zerfetzter Hose,
schmerzhaft getroffen und halbblind vom Reizgas.

Tijuana ist das Ende der Karawane. Bis hierher zu gelangen war ein
Erfolg. Nun gilt es, individuelle Lösungen zu finden, zu überlegen,
wie es zu schaffen ist, in der Stadt zu überleben, die auf Platz fünf
der gewalttätigsten Orte des Landes rangiert. Wie man es vermeiden
kann, dass die Situation eskaliert. Wie man sich gegen den Rassismus
zur Wehr setzt, den eine kleine Gruppe aus Tijuaner*innen und
US-Amerikaner*innen in der Stadt mit den zugewanderten Migrant*innen
zu schüren versucht. Bisher gab es einen gewalttätigen Übergriff. Aber
wenn die Situation stagniert, wenn das Geflüchteten-Lager zur
Dauereinrichtung wird, können sich auch die rassistischen Tendenzen
manifestieren. Mindestens 6.000 Menschen aus Honduras, Guatemala und
El Salvador warten derzeit in Tijuana. Sie haben Mexiko durchquert,
ohne auf die Hilfe von Coyoten oder die berüchtigte
Nord-Süd-Zugverbindung La Bestia zurückzugreifen. Das ist bereits ein
Erfolg. Aber nun kommt das Allerschwierigste. Es ist noch zu früh um
zu sagen, in wieweit sich die Art, wie Mittelamerikaner*innen
versuchen, in die USA zu gelangen, mit der Karawane verändert hat.

* Der Artikel wurde mit Genehmigung von El Salto übernommen.

https://www.elsaltodiario.com/migracion/estancados-en-tijuana-


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/gestrandet-in-tijuana/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





MELDUNG/091: Leyla Güven - 61 Tage Hungerstreik gegen Isolation Abdullah Öcalans (Rote Hilfe)


Rote Hilfe - Pressemitteilung vom 6. Januar 2019

Leyla Güven: 61 Tage Hungerstreik gegen Isolation Abdullah Öcalans



Die seit Anfang des Jahres wegen ihres Protestes gegen die Militärinvasion
in Efrin in der Türkei inhaftierte HDP-Abgeordnete Leyla Güven befindet
sich nach 60 Tagen Hungerstreik in einem kritischen Zustand. Die linke
Politikerin erklärte, mit ihrer Aktion fortfahren zu wollen, bis sie eine
Antwort der türkischen Regierung erhalten habe. Sie fordert die Beendigung
der Totalisolation gegen den seit fast 20 Jahren inhaftierten PKK-Gründer
Abdullah Öcalan, der seit über zwei Jahren keinen Besuch
auf der Gefängnisinsel Imrali empfangen durfte. Bisher wurde über 700
Besuchsanträge von Verteidigung und Angehörigen abgelehnt.

Auch in Europa begannen Kurdinnen und Kurden am 6. Dezember in vielen
Städten mit einem Solidaritätshungerstreik. Zahlreiche Aktivist_innen aus
Hamburg, Köln, Darmstadt, Hildesheim, Frankfurt, Stuttgart, Berlin,
Nürnberg, London, Bern, Wien, Marseille, Athen, Stockholm, Den Haag und
Paris beteiligten sich. Am 17. Dezember 2018 wurde ein unbefristeter
Hungerstreik in Straßburg begonnen. Die 15 kurdischen Aktivist*innen
fordern einen Besuch des Antifolterkomitees des Europarats (CPT) auf
der Gefängnisinsel Imrali. Das CPT ist die einzige Institution, die alle
Gefängnisse der Mitgliedsstaaten des Europarats aufsuchen kann.

"Die Rote Hilfe e.V. unterstützt die Forderungen von Leyla Güven und allen
Hungerstreikenden. Die Isolationshaft gegen Abdullah Öcalan muss
unverzüglich aufgehoben werden. Die unmenschlichen Haftbedingungen sind
international als Weiße Folter geächtet. Das CPT muss sofortigen Zugang zu
dem Gefängnis auf Imrali erhalten. Das laute Schweigen der internationalen
Gemeinschaft ist skandalös und ein Beleg der Unterstützung für den Versuch,
die kurdische Freiheitsbewegung zu vernichten.

Daher müssen alle fortschrittlichen Institutionen Stellung beziehen. Es
darf nicht sein, dass erst Menschen in einem Hungerstreik umkommen müssen,
bevor minimale Rechtsstandards durchgesetzt werden können", erklärt Anja
Sommerfeld, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Januar 2019

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06800: Riß in der Perspektive (SB)


Stolz war der schwarze Bauer die Karriereleiter bis nach b2
hochgeklettert und stand nun endlich vor der Belohnung aller Mühen und
Qualen. Nur noch ein Schritt, und aus dem Wicht und namenlosen Niemand
wäre ein achtbarer Repräsentant des hohen Schachadels geworden. Opfer
müssen bei solch einem Aufstieg natürlich gebracht werden. Niemand
räumt seinen Platz aus Liebe zum Nächsten, es sei denn, er bekommt
etwas dafür, das in der Aussicht auf höhere Weihen auf keinen Fall
geringer ist als der geleistete Wegzoll. Eine schwarze Figur war vom
Brett abgegangen in notwendiger Pflichterfüllung, wie es schien, damit
der schwarze Sieg um so vollkommener werde. Doch der Erfolg ist ein
Ziel, darauf tausend Augen fixiert sind. Ein derartiges Gedrängel an
der Spitze übersteht nur der Tüchtigste, was immer das im Spiegel
gesellschaftlicher Ellbogenmentalität heißen mag. Wie auf dem
Schachbrett, so auch im Leben und im heutigen Rätsel der Sphinx: Wer
Erfolg hat, stellt seine Tugenden stets ins rechte Licht. Der schwarze
Bauer, der so hoch hinauf wollte, zog sich jedoch zuletzt den Schimpf
eines Emporkömmlings zu und strauchelte kurz vor dem großen Ziel. Die
weiße Dame hatte dem schwarzen König nämlich ein Bein gestellt, und
was ist schon ein Günstling wert, wenn sein Gönner stirbt, nicht wahr,
Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/06800: Riß in der Perspektive (SB)]



Murey - Zapata

Amsterdam 1986


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Zorn der Erinnyen traf den Nachziehenden mit 1.Sc3-b5! und keine
Rettung war in Sicht für die bedrohte schwarze Dame, denn es drohte
vernichtend 2.Sb5-d6# Schwarz fügte sich ins Unvermeidliche, gab seine
Dame 1...Db2xb5 2.Ld3xb5 Sf8-e6 3.Dd4-b2 c6xb5 4.Lf6-h4 und
schließlich die Partie auf.



Erstveröffentlichung am 8. Januar 2006

7. Januar 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MEDIEN/072: Digitale Entziehungskur für "digital natives" (idw)


Technische Universität Chemnitz - 07.01.2019

Digitale Entziehungskur für "digital natives"

Studie der TU Chemnitz untersucht erstmals Gründe und Strategien eines
bewussten Internetverzichts bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen -
Video-Einordnung und Podcast verfügbar



Die sogenannten "digital natives" (zu Deutsch: "digitale Eingeborene")
gelten als besonders präsent im Internet, verbunden mit häufiger und
andauernder Nutzung. Soviel ist bekannt. Was bisher noch kaum im Fokus der
Forschung stand, sind Kriterien, nach denen Digital Native auf den
Internetkonsum verzichten. In einer Studie der Technischen Universität
Chemnitz untersuchten Jun.-Prof. Dr. Christian Papsdorf, Juniorprofessur
Techniksoziologie mit dem Schwerpunkt Internet und Neue Medien an der TU
Chemnitz, und sein Team die freiwillige Nichtnutzung des Internets bei
Jugendlichen und jungen Erwachsenen. "Durch unsere Studie liegen erstmals
empirisch fundierte Hinweise auf sogenannte De-Mediatisierungen in Form
einer freiwilligen und partiellen Nichtnutzung des Internets vor", fasst
Papsdorf ein zentrales Ergebnis der Studie zusammen. Die Studie mit dem
Titel "Gründe und Formen der freiwilligen Nichtnutzung des Internets" ist
jüngst in dem Fachmedium "Österreichische Zeitschrift für Soziologie"
erschienen.


Acht ausschlaggebende Gründe für veränderte Internetnutzung

"Im Rahmen unserer Studie haben wir 30 Menschen im Alter zwischen 14 und
25 Jahren in qualitativen Interviews befragt. Als theoretische Grundlage
diente uns das Konzept der 'De-Mediatisierung'", erklärt Papsdorf.
"De-Mediatisierung" beschreibt Strategien und Praktiken im Umgang mit Medien
und digitalen Technologien, die von Nutzern und Nutzerinnen als potentiell
problematisch wahrgenommen werden. Aktuell wird das Konzept im Alltag
unter den Begriffen "digital detox" oder "digital sabbath" diskutiert. "Es
geht also jeweils um eine bewusste Entscheidung gegen digitale Medien. Wir
wollten herausfinden, unter welchen Umständen sich die Nutzerinnen und
Nutzer so entscheiden", fasst Papsdorf zusammen. Die Chemnitzer Forscher
und Forscherinnen fanden in ihrer Studie acht wesentliche Gründe:

• Störungen im Alltag, z. B. in Arbeit- oder Konzentrationssituationen



• Missverhältnis von Informationsqualität und -quantität, z. B. das
 hohe Informationsangebot bei mangelnder Selektion durch die Produzenten



• Erreichbarkeitsdruck, etwa die Erwartungshaltung, auf
 Kontaktangebote direkt reagieren zu müssen



• Verlust der Privatsphäre, auch in Bezug auf Unternehmen, die
 private Daten irher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen z. B. über
 Social-Media-Accounts abgreifen und nutzen können



• Technische Probleme, wenn Geräte im weitesten Sinne nicht wie
 erwartet funktionieren



• Internet-Abhängigkeit, die Gefahr, dass Offline-Aktivitäten in
 den Hintergrund rücken



• Gesundheitliche Beeinträchtigungen, je nach Körperhaltung während
 der Nutzung Beeinträchtigung des Bewegungs- und Sinnesapparates, aber
 auch Erschöpfung und Konzentrationsstörungen



• Ethische Bedenken



"Der Punkt Ethische Bedenken ist noch verhältnismäßig neu und beschreibt
das zunehmende politische Bewusstsein gerade junger Menschen, die als
Nutzerinnen und Nutzer bestimmte Unternehmen aufgrund von deren
Unternehmenspraktiken unterstützen wollen oder eben nicht", beschreibt
Papsdorf. Ein aktuelles Beispiel ist dabei sicher das Unternehmen
"Facebook" und deren gleichnamiges soziales Netzwerk, das in der
Vergangenheit immer wieder durch Defizite in Sachen Datenschutz
aufgefallen ist.

Fünf Strategien des Umgangs - Keine Alternative zur Internetnutzung

Neben den acht Problemkomplexen ermittelte das Team um Papsdorf auch fünf
Lösungsstrategien bei den befragten Personen:

• Wechsel des Mediums, z. B. Umstieg auf direktere Kommunikation
 wie Messenger, oder Offline-Kommunikation



• Partieller Nutzungsverzicht



• Anpassung der Technik, z. B. Nutzung von Werbeblockern oder
 Einschränkung des Personenkreises, der ein Posting sieht



• Passive Nutzung, nicht nur in Form von reinem Konsumieren der
 Inhalte, sondern auch durch bewusstes Zurückhalten eigener Informationen



• Reduzierung der medialen Reichweite, z. B. durch gezieltes
 Ausdünnen der Freundesliste



"Wir haben gesehen, dass sich in besonderem Maße Störungen im Alltag, ein
Missverhältnis von Informationsquantität und -qualität, permanenter
Erreichbarkeitsdruck, der Verlust der Privatsphäre, technische
Dysfunktionalitäten, eine individuelle Abhängigkeit vom Internet,
gesundheitliche Beeinträchtigungen und ethische Aspekte als problematisch
erweisen", fasst Papsdorf die Ergebnisse zusammen. Für viele der Befragten
sei die einfachste Lösung eine bewusste und freiwillige Nichtnutzung des
Internets und damit ein Wechsel zu Offline-Medien wie das persönliche
Gespräch.

Allerdings: "Es wurde in Untersuchung auch deutlich, dass die Befragten
keine Alternative zur Internetnutzung sehen und diese auch nicht
grundlegend infrage stellen", sagt Papsdorf. Die aufgezeigten Lösungen
stellten damit vor allem punktuelle Umgangsweisen mit problematischen
Entwicklungen wie Erreichbarkeitsdruck dar, weniger verallgemeinerbare
Lösungen.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1007/s11614-018-0315-9

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=L3F6pNyQW6A

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





BREITENSPORT/1389: Braunschweig - Fitnessparcours im Prinzenpark ist freigegeben


Stadt Braunschweig

Fitnessparcours im Prinzenpark ist freigegeben



Braunschweig. Mehr Bewegung und Balance, mehr Fitness und Sport sind
nun an frischer Luft im Prinz-Albrecht-Park möglich: Die vier
Fitness-Stationen entlang der Finnenlaufbahn im Prinz-Albrecht-Park
sind zur Benutzung freigegeben.

Die meisten Sport- und Bewegungsaktivitäten werden im öffentlichen
Raum, insbesondere in den vorhandenen Park- und Grünanlagen ausgeübt.
Dies geht aus einer Bevölkerungsbefragung im Stadtgebiet hervor, die
im Zusammenhang mit dem Masterplan Sport 2030 durchgeführt wurde. Die
Outdoor-Fitness-Stationen im Prinz-Albrecht-Park sind an Sport- und
Bewegungsbegeisterte gerichtet und ergänzen die vorhandene 2,1 km
lange Finnenlaufbahn. Die vier Fitness-Stationen sind in ihrer
Funktion ganz unterschiedlich, ergänzen sich aber als Ganzes:

Standort "Am Polizeistadion" - für eher sportlich ambitionierte Nutzerinnen und Nutzer

Standort "An der Bezirkssportanlage" - mit ganzheitlichem Trainingsangebot für alle Generationen. Generationsübergreifende
sportlich gezielte oder spielerische Bewegungsmöglichkeiten

Standort "Am Freie -Turner-Stadion" - mit athletischen, anspruchsvollen Trainingsangeboten wie Calisthenics

Standort "Am Spielplatz" - fördert generationsübergreifend Koordination und motorische Fähigkeiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1179: Mönchengladbach - VHS-Kurs T'ai Chi Ch'uan (Grundkurs) und Qi-Gong, Start am 15.01.2019


Stadt Mönchengladbach

VHS: T'ai Chi Ch'uan (Grundkurs) und Qi-Gong



Der VHS-Kurs führt ein in die Grundlagen von T'ai Chi Ch'uan, einer
alten ganzheitlichen Bewegungstherapie in der Tradition der
chinesischen Medizin. Sie besteht aus einer Bewegungsabfolge, die
langsam und konzentriert im Einklang mit dem Atemrhythmus ausgeführt
wird. Sie stimuliert alle Körpersysteme und wird einerseits zur
Gesundheitsvorsorge und schnelleren Genesung nach Krankheiten,
andererseits aber auch als Therapie z.B. bei Überbeanspruchung des
Nervensystems, Problemen der Wirbelsäule bzw. der Gelenke oder
Verdauungsschwierigkeiten eingesetzt.

Allgemein trägt T'ai Chi Ch'uan zur Verbesserung der Körpermotorik,
zur Massage der inneren Organe und zur Verbesserung des Flusses der
Vitalenergie im ganzen Körper bei. Das Erlernen und Ausüben von T'ai
Chi ist in jedem Alter ohne Vorkenntnisse möglich. Der Kurs startet am
Freitag, 18. Januar, von 17.15 bis 18.45 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85. Entgelt: 111,50 Euro.
Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/529: Mönchengladbach - VHS-Tanzkurs Salsation startet an 19.01.2019


Stadt Mönchengladbach

VHS Tanzkurs: Salsation



Salsation ist ein neues Tanzworkout aus Venezuela. Salsation vereint
die Worte Salsa und Sensation. Zum einen ist der lateinamerikanische
Tanzstil gemeint, zum anderen aber auch die Sauce, denn Salsation ist
ein bunter Mix aus unterschiedlichen Lateinamerikanischen Rhythmen,
Stilen und Kulturen. Das Gefühl und Lebensfreude beim Tanzen sowie der
starke Fokus auf die Musikinterpretation durch Choreographien stehen
bei Salsation im Vordergrund.

Der VHS-Kurs startet am Samstag, 19. Januar, von 10.30 bis 11.30 Uhr,
im MENGE-Haus, 1. Etage, Fliethstraße 67. Entgelt: 77 Euro.
Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/111: Hannover - "Es war einmal ... das Leben", 21., 23., 26.02.2019 


Schauspiel Hannover

ES WAR EINMAL ... DAS LEBEN
INSPIRIERT DURCH DIE ZEICHENTRICKSERIE VON ALBERT BARILLÉ

PREVIEW DO, 21.02.19, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS

PREMIERE SA, 23.02.19, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Die Geschichte war und ist ein Welterfolg. In 26 Folgen erzählt die
1987 erstmals gesendete Zeichentrickserie Es war einmal ... das Leben
von den Vorgängen im menschlichen Körper und prägte eine ganze
Generation. Die Zelle stand am Anfang, dann folgten Die Geburt,
Immunsystem, Knochenmark, Blut, bis zur letzten Folge Lebenszyklus.
Anfang und Ende, Werden und Vergehen - und dazwischen das Leben. Das
Bestechende der Serie ist die Anschaulichkeit, mit der die
biologischen Abläufe erzählt wurden. Der Körper, organisiert wie eine
Gesellschaft. Konflikte und Krisen im Moment der Krankheit. Der
Einbruch von Viren und Bakterien, der nur mit dem Zusammenwirken aller
Abwehrkräfte gestoppt werden kann. Dramatik pur. Aber wie entsteht
daraus Theater? Die Serie Es war einmal ... das Leben wird
Ausgangspunkt einer theatralen Untersuchung des polnischen
Theatermachers Lukasz Twarkowski über die Prozesse in unserem Körper
und über den Unterschied des Körperverständnisses der 80er Jahre und
heute. Denn wie der jüngste Fall der beiden chinesischen Babys zeigt,
deren Erbgut durch die CRISPR-Methode verändert wurde, sind die
Möglichkeiten, ins Leben einzugreifen und es zu modifizieren heute
ungleich höher. Niemand ist berufener so einen Theaterabend anzugehen,
als der 1983 geborene und in Wroclaw lebende Videokünstler und
Regisseur, der in seinen Arbeiten bildende Kunst und Theater
kombiniert. Seine Arbeiten bestechen durch eine beeindruckende
Visualität an der Grenze zwischen Theater und Videoclip.

REGIE Lukasz Twarkowski

BÜHNE Fabien Lédé

MUSIK Bogumil Misala

VIDEO Jakub Lech

DRAMATURGIE Marcin Cecko, Johannes Kirsten

MIT Rainer Frank, Sarah Franke, Beatrice Frey, Katja Gaudard, Mathias
Max Herrmann, Dieter Hufschmidt, Janko Kahle, Christoph Müller, Hagen
Oechel, Vainius Sodeika

TERMINE:

Do 21.02. 19:30 | Einführung 18:45 | 15 | PREVIEW

Es war einmal ... das Leben

Sa 23.02. 19:30 | 23-45 | PREMIERE

Es war einmal ... das Leben

Di 26.02. 19:30 | 15-35

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1245: Hannover - Unorthodox, nach dem Roman von Deborah Feldman, 26. und 31.01.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

UNORTHODOX

NACH DEM ROMAN VON DEBORAH FELDMAN

URAUFFÜHRUNG SA, 26.01.19, 20:00 UHR, CUMBERLAND



»WENN DU KEINE WURZELN HAST, HAST DU AUCH KEIN ERBE.«

Deborah Feldman wächst in der chassidischen Satmar-Gemeinde in
Williamsburg, New York auf. Eine Glaubensgemeinschaft, deren gesamtes
Bestehen einem extrem strengen Regelkanon unterliegt und die die
jüdischen Lebensgesetze genauestens befolgt. Bereits in ihrer Kindheit
fällt es Deborah schwer, sich an die Vorschriften zu halten. Heimlich
spricht sie Englisch statt Jiddisch. Sie darf keine Bücher lesen und
versteckt sie unter ihrer Matratze. Aber die Gemeinschaft hat ihre
Rolle bereits festgeschrieben: Sie soll als Ehefrau dem Manne viele
Kinder gebären. Die Ehen werden arrangiert. Ihren Mann Eli kennt sie
kaum und doch wartet auf beide am Ende der Feierlichkeiten die
Hochzeitsnacht. Deborah erhofft sich von der Heirat mehr
Selbstbestimmung, stattdessen ist sie ihrem Mann vollkommen
untergeordnet und ihr Verhalten steht nun in zwei Familien auf dem
Prüfstand. Als sie endlich Mutter eines gesunden Jungen wird, ist die
Freude groß. Doch für Deborah verfestigt sich ein Entschluss: Sie will
ihrem Sohn das Leben in dieser Gemeinschaft ersparen. Sie besucht das
College und schreibt sich für ein Literaturstudium ein, Eli denkt, sie
würde Wirtschaftskunde studieren. Mit einem Abschluss kann sie es
wagen, die Gemeinde zu verlassen, ohne direkt in Armut zu leben. Als
ihr Mann der Scheidung zustimmt, liegt ein harter und
entbehrungsreicher Weg vor Deborah Feldman, bevor sie die Gewissheit
hat, als erste Frau die Gemeinde mit ihrem Kind verlassen zu haben.

Unorthodox ist das eindrucksvolle Zeugnis eines langen Kampfes für die
Selbstverständlichkeiten eines freien Lebens in der Moderne.

REGIE Swantje Möller

BÜHNE Ken Chinea

KOSTÜME Juliane Molitor

DRAMATURGIE Janny Fuchs

MIT Susana Fernandes Genebra, Lena Sophie Vix

Weiterer Termin: Do 31.01. 20:00 I Einführung 19:15

Bar ab 19:00 geöffnet I 20/10 Euro

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1244: Hannover - Die verlorene Oper. Ruhrepos, Premiere 31.01.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

Die verlorene Oper. Ruhrepos

Ein Projekt von Thorleifur Örn Arnarsson und Albert Ostermaier

Regie: Thorleifur Örn Arnarsson

Koproduktion mit den Ruhrfestspielen Recklinghausen

Hannover-Premiere Do, 31.01.19, 18:30 Uhr, anschl. Premierenfeier



Was für ein Werk hätte das werden können: jenes Ruhr-Epos, geschrieben
vom Autor des Arturo Ui, Bertolt Brecht, mit Musik von Kurt Weill. Ein
avantgardistisches Theaterprojekt »episch-dokumentarischen
Charakters«, gedacht für ein Publikum aus allen Schichten der
Bevölkerung, mit Film, Musik und Szenen. In Auftrag gegeben wurde es
1927 in Essen, zwei Jahre vor Entstehung der Dreigroschenoper. Brecht
und Weill hatten bereits vor Ort recherchiert, im »Pott«, an der Wiege
der deutschen Industrialisierung. Dann begann die antisemitische Hetze
und das Projekt wurde von der Kulturpolitik schnöde fallengelassen.
Die Partitur ist verschwunden. Übrig blieben ein paar hingeworfene
Stichworte: Brecht, Weill, Koch, Ruhr, 1927, Messer. Jahrzehnte später
fand der Autor Albert Ostermaier Hinweise auf diese unverwirklichte
Unternehmung in einem Archiv und schlug den Ruhrfestspielen
Recklinghausen vor, diese zum Gegenstand eines neuen Stückes zu
machen. Doch verloren waren nicht nur das Manuskript und das
Notenmaterial, verloren war unterdessen auch die Kultur dieser einst
so strahlenden Industrieregion. Verloren fühlte sich auch der Autor,
als er sich an den Schreibtisch setzte. Der Theaterabend protokolliert
die Suche.

REGIE Thorleifur Örn Arnarsson

BÜHNE Ilmur Steffansdottír

KOSTÜME Sunneva �sa Weisshappel

VIDEODESIGN Voxi Bärenklau

DRAMATURGIE Judith Gerstenberg

MIT Jakob Benkhofer, Katja Gaudard, Maximilian Grünewald, Mathias Max
Herrmann, Bettina Lamprecht, Aljoscha Stadelmann, Hubert Wild LIVE-
MUSIK Arno Waschk LIVE-VIDEO Tobias Haupt

 * 

Quelle:

Monatspresse Januar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSSTELLUNG/165: Gießen - Führungen zum "Wal von Gießen" am 19.01.2019


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Führungen zum "Wal von Gießen"

Hermann-Hoffmann-Akademie der Justus-Liebig-Universität Gießen lädt am
19. Januar 2019 zu öffentlichen Führungen ein - Kostenlose
Eintrittskarten ab 7. Januar erhältlich



Gestrandet und an anderer Stelle aufgetaucht: Der Kopf hängt an seiner
endgültigen Position; die Knochen der Wirbelsäule, der Rippen und der
Flossen sind montiert; das riesige Stahlgerüst und die Seile tragen;
und das Gesamtbild ist imposant. Die ersten Führungen zum "Wal von
Gießen" können beginnen, wenngleich in der Hermann-Hoffmann-Akademie
der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) noch nicht alle Arbeiten
komplett abgeschlossen sind. Am Samstag, 19. Januar 2019, können
Gießener Bürgerinnen und Bürger an drei Terminen eine jeweils etwa
45-minütige Führung mit einem Vortrag zum Skelett des Pottwals
erleben. Prof. Dr. Volker Wissemann, Leiter der
Hermann-Hoffmann-Akademie der JLU, sowie Prof. Dr. Stefan Arnhold und
Prof. Dr. Martin Bergmann vom Institut für Veterinär-Anatomie der JLU,
werden die aufwändige Rekonstruktion des "Wals von Gießen"
nachzeichnen und damit eine besondere lokale Geschichte erzählen, die
bundesweit für Furore gesorgt hat. Zudem werden sie die Gäste
mitnehmen in die für viele unbekannte Welt eines der größten lebenden
Raubtiere der Erde.

Die Führungen sind für interessierte Laien gedacht und auch für
Familien gewiss ein ganz besonderes Highlight. Es können jeweils bis
zu 150 Personen teilnehmen. Der Eintritt ist frei. Die kostenlosen
Eintrittskarten sind ab 7. Januar verfügbar; eine Teilnahme ohne
Eintrittskarte ist leider nicht möglich. Gerne können die Gäste die
weitere Arbeit am Gießener Wal durch eine Spende unterstützen.

Interessierte können die Eintrittskarten ab Montag, 7. Januar 2019,
täglich zwischen 8.00 und 12.00 Uhr im Sekretariat der
Hermann-Hoffmann-Akademie (Frau Frisch, Frau Wack), Senckenbergstraße
17, 35390 Gießen, abholen - bis die Kartenkontingente erschöpft sind.
Wer zu spät kommt und keine Karten mehr erhält, sollte jedoch nicht
allzu enttäuscht sein. Das engagierte Team der
Hermann-Hoffmann-Akademie (Leitung: Prof. Dr. Volker Wissemann und
Prof. Dr. Hans-Peter Ziemek) verspricht, dass es sich bei den Events
am 19. Januar lediglich um einen Auftakt handelt. Es wird in Zukunft
mehrere Möglichkeiten (am Wochenende oder am späteren Nachmittag)
geben, den Wal zu bestaunen. Geplant sind für 2019 zudem mehrere
Führungen in Zusammenarbeit mit der Tourist-Info der Universitätsstadt
Gießen. Für Schulen wird es gesonderte Führungen geben.

Der Gießener Wal

In einer fächerübergreifenden Aktion hatten Gießener Wissenschaftler
den gestrandeten Pottwal an die JLU geholt. Es war ein langer Weg, bis
das fertige Skelett jetzt in der Hermann-Hoffmann-Akademie ausgestellt
werden kann. Das Skelett des Wals, der Anfang des Jahres 2016 vor
Helgoland geborgen worden war, wurde im Institut für
Veterinär-Anatomie der JLU präpariert. Im Mai 2017 wurden die
Skelettteile in die Herman-Hoffmann-Akademie gebracht, wo sie vor der
Aufhängung zunächst nachtrocknen mussten. Schüler einer
Metallbauklasse der Theodor-Litt-Schule in Gießen bauten mit ihrem
Lehrer Marco Schlapp zu diesem Zweck ein Stahlgerüst, das sie im
Hörsaal der Hermann-Hoffmann-Akademie installierten. Umso größer ist
die Freude beim Pottwal-Team um Prof. Dr. Volker Wissemann und Prof.
Dr. Hans-Peter Ziemek, Hermann-Hoffmann-Akademie, sowie Prof. Dr.
Martin Bergmann, Prof. Dr. Stefan Arnhold, Prof. Dr. Carsten Staszyk
und die Präparatoren Ralph Blakey, Stefan Streit sowie Präparatorin
Jennifer Hennemann (alle vom Institut für Veterinär-Anatomie der JLU),
dass der "Wal von Gießen" jetzt erstmals auch von der Öffentlichkeit
bestaunt werden kann. JLU-Präsident Prof. Dr. Joybrato Mukherjee
dankte dem Team im Namen des gesamten Präsidiums für das herausragende
Engagement sowie allen Beteiligten aus Stadt und Region für die große
Unterstützung.

Die Ausstellung des Wal-Skeletts soll unter anderem begleitet werden
von Informationen über das Leben (und Sterben) der Wale und über die
Problematik des Plastikmülls im Meer, die sich auch im Magen des
Gießener Wals zeigte.

Großzügige Unterstützung

Großzügige und oft unkonventionelle Unterstützung für das Projekt gab
es von vielen Seiten. Bisher haben rund 200 Menschen geholfen, bei
denen sich das Pottwal-Team nochmals - auch im Rahmen einer internen
Veranstaltung -herzlich bedankt. Privatleute, Firmen und Geldinstitute
spendeten für die Präparation und den Aufbau des Wal-Skeletts.
Fachbereichsübergreifend -u.a. von der Kunstpädagogik, der
Zahnprothetik, Veterinär-Anatomie und -Pathologie, Biologiedidaktik -
beteiligten sich Angehörige der JLU an der Präparation "ihres" Wals
bzw. unterstützten die Aktion vonseiten der JLU-Verwaltung. Spenden
von Privatpersonen, Firmen und Institutionen ermöglichten die
bisherige Finanzierung des Großprojekts. Vielfältig war und ist die
Unterstützung durch Firmen und Betriebe; ohne Anspruch auf
Vollständigkeit waren dies zum Beispiel die Firma Wiesecker
Werkzeugvermietung aus Alten-Buseck, die von der Anlieferung des
Wal-Kadavers bis heute die gesamte Hebetechnik kostenlos zur Verfügung
stellte. Der Aufbau der Stahlträger in der Hermann-Hoffmann-Akademie
wurde ermöglicht durch eine Stahlspende der Firma Bieber + Marburg aus
Gießen; die Bereitstellung des Gerüsts erfolgte u.a. durch den
Malerbetrieb Lecke aus Pohlheim. Werkzeug für die Metallbauklasse
spendete die Firma Borrmann aus Annerod, und auch von der Hessischen
Staatskanzlei erhielt die Theodor-Litt-Schule für die Gerüstarbeiten
einen Beitrag für Verbrauchsmaterial und Werkzeug. Die Statik für das
Stahlgerüst berechnete Mario Ohrisch (IPO - Ingenieurgesellschaft mbH
für Baustatik) unentgeltlich. Und die Hermann-Hoffmann-Akademie wurde
für die Metallbauklasse nicht nur beim Aufbau des Gerüsts zum Lernort:
Die Firma Fischer veranstaltete dort anlässlich des Pottwal-Projekts
ein Dübelseminar für die Berufsschüler.

Termin

Führungen am Samstag, 19. Januar 2019,

Beginn jeweils um 10.00 Uhr, 12.00 Uhr und 14.00 Uhr

Veranstaltungsort: Hermann-Hoffmann-Akademie der JLU Gießen,

Senckenbergstraße 17-21, 35390 Gießen

Weitere Informationen

https://www.uni-giessen.de/fbz/fb08/Inst/hha

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/357: Zwischenergebnis Stunde der Wintervögel 2019 in Bayern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 6. Januar 2019

Zwischenbilanz Stunde der Wintervögel 2019 in Bayern

Ertragreiches Obstjahr gut für Wacholderdrosseln - Einflug von
Erlenzeisigen - spannendes Rennen eines Spitzentrios um Top-Position



Hilpoltstein, 06.01.2019 - Der kurzfristige Wintereinbruch im
Freistaat hat in den vergangenen Tagen viele Vögel auf der Suche nach
Futter in die bayerischen Gärten gebracht. Dadurch konnten die
Teilnehmer der "Stunde der Wintervögel" zum Teil auch besondere
gefiederte Gäste zählen und dem LBV melden. Nach einer ersten
Zwischenbilanz von Bayerns größter wissenschaftlicher Mitmachaktion
liefern sich derzeit Haussperling, Feldsperling und Kohlmeise ein
knappes Rennen um den Spitzenplatz des am häufigsten beobachteten
Vogels im Freistaat. Auffällig ist ein starker Einflug von
Erlenzeisigen, der dadurch auf Rang 6 hochgeflogen ist. "Unübersehbar
sind dieses Jahr auch die vielen Wacholderdrosseln. Sie profitieren
vom ertragreichen Obstjahr, durch das immer noch Früchte als
natürliche Nahrung an den Bäumen hängen", erklärt Martina Gehret,
Citizen-Science-Beauftragte des LBV. Nach dem Eingang von ungefähr
einem Drittel der Meldungen zeichnet sich am Sonntagnachmittag eine
gute Gesamtbeteiligung ab. Noch bis zum 15. Januar können Teilnehmer
dem LBV ihre Beobachtungen vom Wochenende schriftlich oder online
melden unter www.stunde-der-wintervoegel.de.




[image: Drei Stare an winterlichem Futterhaus - Foto: © Ingo Ritscher]

Foto: © Ingo Ritscher



Normalerweise ist die Wacholderdrossel eine Vogelart, die es gerade so
unter die 30 häufigsten schafft. Der gerne auch in Schwärmen
auftretende Vogel rangiert derzeit allerdings unter den Top 15
Wintervögeln in Bayern. Der amselgroße Vogel mit der rötlich-braunen
Oberseite und der schwarz-gestrichelten Brust profitiert, wie auch
alle anderen Drosselarten, vom warmen Sommer 2018. Denn dieser
bescherte der Natur sehr viel Obst und Früchte. Bayerische Obstbauern
bezeichneten das Vorjahr sogar als ausgezeichnet für Äpfel und Birnen.
Viele davon hängen derzeit immer noch an den Bäumen und dienen den
Drosseln als wertvolle Nahrung, so dass sie zur Suche nicht weit
umherfliegen müssen. "Bereits jetzt nach einem Drittel der Meldungen
wurden schon fast so viele Wacholderdrosseln gezählt, wie im Vorjahr
insgesamt", so Martina Gehret.

Auch Wälder und Hecken bieten derzeit vielerorts noch zahlreichen
Waldvögeln einen reich gedeckten Tisch. Für typische Waldarten wie
Eichelhäher, Buntspecht, Kernbeißer oder Gimpel sind Gärten nur
Ersatzbiotope, in die sie vermehrt kommen, wenn es im Wald nicht genug
zu picken gibt. "Das würde auch den sich abzeichnenden
Beobachtungsrückgang der Waldvögel erklären", sagt Gehret.

Ein weiterer besonderer Gast in den Gärten des Freistaats ist an
diesem Wochenende der Erlenzeisig. Bekommt ihn normalerweise im
Schnitt nur ungefähr jeder zehnte Teilnehmer zu sehen, wurde der
kleine gelbgrün-gestreifte Fink von fast einem Drittel der Bayern
beobachtet. "Den Erlenzeisigen wurde durch den heißen europäischen
Sommer eine zweite Brut und eine erfolgreiche Aufzucht ihrer Jungen
ermöglicht. So ist ihr Bestand in den nördlichen Brutgebieten
wahrscheinlich so stark gestiegen, dass derzeit die Nahrung nicht für
alle reicht, weshalb ein Teil der Vögel zu uns nach Süden ausweichen
musste", vermutet Gehret. Erlenzeisige treten vor allem in Schwärmen
auf und sind vom größeren Grünfink auch durch den deutlich spitzeren
Schnabel und den pinzettenförmigen Schwanz zu unterscheiden. Die
Zeisige sind ebenfalls gut zu hören, da sie im Schwarm durch ihre
auffälligen "tüli" und "zäi" Rufe ständig Kontakt halten.

Auf einem nach wie vor schwachen fünften Rang hält sich dieses Jahr
die Amsel. Zwar versetzte ihr der im Sommer in großen Teilen Mittel-
und Unterfrankens über eine Stechmücke verbreitete tödliche
Usutu-Virus scheinbar keinen zusätzlichen dramatischen Einbruch. Doch
schon im Vorjahr war sie vom Normalniveau abgerutscht und zum
Sorgenkind geworden.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.01.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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FORSCHUNG/1487: Voller Rätsel - Die blutrote Schneealge ist Alge des Jahres 2019 (idw)


Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland
e.V. - 07.01.2019

Seit 200 Jahren bekannt und noch voller Rätsel: Die blutrote
Schneealge ist Alge des Jahres 2019



Die Alge Chlamydomonas nivalis, die auf der ganzen Welt Schnee blutrot
zu färben vermag, haben Forschende zur Alge des Jahres gewählt. Auch
200 Jahre nach einer Expedition, bei der Kapitän John Ross auf einer
Polarfahrt den Roten Schnee zeichnete und den Verursacher im Mikroskop
zu erkennen suchte, gibt die Alge weiterhin Rätsel auf.
Schneealgenexperte Dr. Thomas Leya vom Potsdamer Fraunhofer IZI-BB
erklärt, warum das so ist und wo der winzige Einzeller zu entdecken
ist. Leya ist Mitglied der Sektion Phykologie, in der die
Algenforscher der Deutschen Botanischen Gesellschaft (DBG) organisiert
sind, die Chlamydomonas nivalis zur Alge des Jahres 2019 gewählt
haben.




[image: Foto: © Thomas Leya, Fraunhofer IZI-BB]

Die leuchtend roten Schneefelder, die die Blutschneealgen enthalten,
erstrecken sich über weite Flächen, wie hier auf dem
Doktorbreen-Gletscher in Spitzbergen im August 2004. 

Foto: © Thomas Leya, Fraunhofer IZI-BB



Als im Jahr 1818 britische Seeleute auf der Suche nach einer
Nord-West-Passage die Küsten der Baffins Bay auf Grönland entlangsegelten,
staunten sie über Schneefelder in "dunkler Karmesinfarbe". Wie Kapitän
John Ross beschreibt, war der Schnee "den Fels herunter, an einigen
Stellen bis zu einer Tiefe von 10 bis 12 Fuß von dem färbenden Stoff
durchdrungen". Die Schiffsoffiziere betrachteten Proben unter dem
Mikroskop und fanden darin dunkelrote, samenkornartige Gebilde, "ein
vegetabilisches Produkt" wie sie vermuteten. Den Kapitän faszinierte
das Blutschnee-Phänomen so sehr, dass er es im Logbuch niederschrieb.
Seine Beobachtungen schilderte er später im Buch "A voyage of
discovery" zusammen mit einer Zeichnung der blutroten Klippen, die er
"Crimson Cliffs" nannte. Eine weitere Expedition im Jahr 1851 brachte
Proben-Röhrchen aus der Baffin Bay mit, von denen eine Probe noch
immer im Berliner Museum für Naturkunde aufbewahrt wird.

Wie sich die blutrote Schneealge "versteckt"

Wie man heute weiß, wird die rote Farbe im Schnee durch die Alge
Chlamydomonas nivalis hervorgerufen. Bei den mikroskopisch kleinen,
roten Gebilden handelt es sich um beinahe leblose Dauerstadien,
sogenannte Zysten. Sie sind von einer sporopollenin-ähnlichen Substanz
ummantelt, die auch Pollenkörnern ihre Widerstandskraft verleiht.
"Bislang hat noch kein Wissenschaftler diesen zu den Grünalgen
zählenden Organismus im Labor kultivieren können", erklärt Leya, der
an der Potsdamer Außenstelle Bioanalytik und Bioprozesse des
Fraunhofer-Instituts für Zelltherapie und Immunologie (IZI-BB) eine
der weltweit bedeutendsten Schneealgensammlungen namens CCCryo
unterhält. "Die vermehrungsfähigen Stadien der blutroten Schneealge
müssten eigentlich aufgrund des enthaltenen Photosynthese-Farbstoffes,
des Chlorophylls, grün sein." Neben dieser roten Schneealgenart gibt
es noch eine ganze Reihe anderer Schneealgen, die den Schnee auch
großflächig grün färben können. Dass scheinbar niemand den Verursacher
des Roten Schnees kultivieren kann, bestätigten Leya auch Kolleginnen
aus dem In- und Ausland, die vergangenen November zum 2.
internationalen Schneealgentreffen SAM2018 ans IZI-BB nach Potsdam
gekommen waren. Zwar berichteten schon einige Forschende, dass es
ihnen gelungen sei, lebende Zellen aus Rotem Schnee zu kultivieren,
doch "bei genauerer Betrachtung stellten sich diese jedoch stets als
die gleichzeitig mitvermehrte Begleitflora heraus, eben andere
Schneealgen des Grünen Schnees", so Leya. Weltweit rätseln deshalb
Forschende, welche Umweltbedingungen sie im Labor nachstellen müssen,
damit sich die Mikroalge Chlamydomonas nivalis als Reinkultur
wohlfühlt.

Blutroter Sonnenschutz

Was die rote Farbe hervorruft, ist dagegen schon länger bekannt. Sie
stammt vom Farbstoff Astaxanthin, einem Carotinoid, das man auch in
anderen Algen, Garnelen oder Lachs findet. Letztere eignen sich den
Farbstoff allerdings durch den Verzehr von rotgefärbten Algen an. In
der Alge schützt der blutrote Farbstoff die lichtempfindliche
Photosynthese-Maschinerie vor zu intensiver Sonnenstrahlung.
Vermutlich dient das Astaxanthin auch dazu, das Erbmaterial im
Zellkern vor schädigendem UV-Licht abzuschirmen.

Vermehrung im ewigen Schnee

Die blutrote Schneealge kommt fast überall auf der Welt im ewigen
Schnee vor: in der Arktis, Antarktis und im Hochgebirge. Es ist zu
vermuten, dass sie wie ihre Verwandten des Grünen Schnees, an ihren
kalten Lebensraum gebunden ist und bei höheren Temperaturen abstirbt,
was aber noch keiner belegen kann. Auch über den jährlichen Zyklus der
Entwicklung der roten Schneealgenfelder ist wenig bekannt, wenngleich
dieses Phänomen doch so verbreitet ist und regelmäßig in Sommern
beobachtet wird. "Wir wissen zwar, wie Roter Schnee aussieht, aber wir
wissen nicht wirklich, wie diese mikroskopische Alge es schafft, im
Frühsommer, wenn noch mehrere Meter Neuschnee liegen, solche Massen an
Zellen hervorzubringen, die es für das Phänomen des Roten Schnees
benötigt. Dabei handelt es sich ja um eine regelrechte Algenblüte",
erklärt Leya. Um das herauszufinden, müsste man ein Schneefeld
beispielsweise auf Spitzbergen, wo Leya viele Sommer geforscht hat,
"von Winter über Frühjahr bis zum Ende des Sommer in allen Schichten
eines 2-3 Meter dicken Schneefeldes beproben und die verschiedenen
Zellstadien untersuchen", sagt der Potsdamer Algenforscher, Beisitzer
im Vorstand der Sektion Phykologie in der Deutschen Botanischen
Gesellschaft.

Verwandtschaft noch nicht ganz aufgeklärt

Wie sich die blutrote Schneealge auf der ganzen Welt ausbreiten
konnte, ob ihre Verbreitung nur lokal ist oder sie mit Winden weltweit
verdriftet wird, ist weiterhin ihr Geheimnis. Bislang ist auch ihre
verwandtschaftliche Stellung innerhalb der Algen nicht vollständig
geklärt. Ihren wissenschaftlichen Namen, Chlamydomonas nivalis, was so
viel heißt wie im Schnee lebende Chlamydomonas-Alge, erhielt sie
bereits 1903. Sie wurde aber wohl eher zufällig nach den mit ihr
gemeinsam im Schnee vorkommenden anderen Algen der
Chlamydomonas-Gruppe zugordnet. Mit der im Jahr 2014 zur Alge des
Jahres gekürten Chlamydomonas reinhardtii (siehe: Schneller Schwimmer
steht Model
https://dbg-phykologie.de/alge-des-jahres/alge-des-jahres-2014/)
scheint sie nicht direkt verwandt zu sein. Darauf deuten neuere
genetische Studien hin, die an Proben aus Schneefeldern weltweit
durchgeführt wurden. Gleichzeitig wurde auch die oben genannte, alte
Probe aus der Baffins Bay von 1851 untersucht. "Unsere aktuellen
Studien zeigen, dass die Art wohl weltweit in Form ihrer Zysten
verbreitet wird", sagt Leya. "Genetisch unterscheiden sich die
blutroten Schneealgen Spitzbergens kaum von denen aus den Rocky
Mountains oder den Alpen. Auch Zellen aus der Antarktis unterscheiden
sich kaum von denen anderer Gebiete der Erde, so dass man wohl von
einem weltweiten Genfluss ausgehen kann", berichtet der Algenforscher
über die ersten Ergebnisse. "Die Alge des Blutschnees wird auch einer
anderen Algengattung als Chlamydomonas zugeordnet werden müssen, das
gilt schon jetzt als sicher."

Verwahrung in Biobanken

"Damals ein Mythos, oft lebhaft zu Seemannsgarn versponnen und auch
heute noch voller Fragen", beschreibt Leya die Alge. Auch wenn das
Phänomen des Roten Schnees nun 200 Jahre alt ist, liegt noch vieles
über die rote Schneealge im Dunklen. Dabei ließen sich diese
kälteangepassten Schneealgen vielleicht auch industriell nutzen. Zwar
ist Chlamydomonas nivalis nicht im Labor kultivierbar, weswegen zur
Untersuchung der roten Zysten immer wieder neue Proben gesammelt
werden müssen, doch Leya hält in seiner CCCryo Biobank am IZI-BB eine
Reihe anderer, grüner und kälteangepasster Algen. Einige von ihnen
werden derzeit hinsichtlich ihres kompletten Genoms und Transkriptoms
mit Kolleginnen der Universität von Kalifornien (UCLA) und des
Geoforschungszentrum (GFZ) in Potsdam untersucht. "Wir erhoffen uns
Erkenntnisse über kälteaktive Enzyme, die sich z.B. für medizinische
und diagnostische Zwecke oder in der Lebensmittelprozesstechnik sowie
Kosmetik einsetzen lassen", sagt Leya. "Was aber die rote Schneealge
angeht: Solange wir davon keine lebenden Reinkulturen haben, wird sich
ihr Leben weiterhin im Verborgenen abspielen", resümiert der
Schneealgenexperte.

Sektion Phykologie, Deutsche Botanische Gesellschaft und
VBIO
 Die Mitglieder der Sektion Phykologie
(https://dbg-phykologie.de/) untersuchen Algen wissenschaftlich und
bearbeiten ökologische, physiologische, taxonomische und
molekularbiologische Fragestellungen an Mikro- und Makroalgen. Die
Sektion fördert die Algenforschung und unterstützt den
wissenschaftlichen Nachwuchs. Sie ist eine der sechs Fachsektionen der
Deutschen Botanischen Gesellschaft e. V.
(DBG: https://www.deutsche-botanische-gesellschaft.de). Die DBG ist
Gründungsmitglied im VBIO und vertritt mehr als 900 in den
Pflanzenwissenschaften Forschende.

Fraunhofer IZI-BB
 Am Fraunhofer-Institut für Zelltherapie
und Immunologie, Institutsteil Bioanalytik und Bioprozesse IZI-BB in
Potsdam-Golm (https://www.izi-bb.fraunhofer.de/) werden analytische
und biotechnologische Lösungen für die Landwirtschaft, Umwelt sowie
Medizin und Diagnostik entwickelt. Schwerpunkte der Arbeiten sind
einerseits die Probenaufbereitung und Datenerfassung sowie
Miniaturisierung und Automatisierung entsprechender Technologien, um
zuverlässige, flexible und einfach bedienbare Prozessabläufe
bereitzustellen. Andererseits liegt der Fokus des Instituts auf der
Herstellung von funktionellen Proteinen mittels zellfreier
Proteinsynthese sowie der Entwicklung von Verfahren zur Gewinnung,
Handhabung und Manipulation von Zellen und Biomolekülen.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708498

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1163

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V. - 07.01.2019
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RECHT/284: BUND Hamburg klagt gegen Flughafenausbau (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 7. Januar 2019

BUND Hamburg klagt gegen Flughafenausbau

Umweltverband kritisiert erhebliche Kapazitätsausweitung ohne
Öffentlichkeitsbeteiligung



Der BUND Hamburg hat heute Klage gegen ein Ausbauvorhaben des
Hamburger Flughafens beim Oberverwaltungsgericht Hamburg eingereicht.
Der Airport nimmt derzeit eine erhebliche Kapazitätserweiterung für
bis zu zehn Mio. zusätzliche Passagiere pro Jahr vor. Wie bereits in
der Vergangenheit soll das Vorhaben über einfache Plangenehmigungen
ohne Beteiligung der Öffentlichkeit und anerkannter Umweltverbände
umgesetzt werden. Damit liegt ein massiver Verfahrensfehler vor. Der
BUND Hamburg klagt nun gegen eine aktuelle Genehmigung für das
Ausbauvorhaben und wird dabei von der Kanzlei Mohr Rechtsanwälte
vertreten.

"Über verschiedene Genehmigungen soll unterhalb des Radars der
Öffentlichkeit eine massive Kapazitätserweiterung am Flughafen
durchgesetzt werden. Noch heute behaupten die Verantwortlichen, dass
es sich lediglich um eine Komfortverbesserung für Passagiere handelt.
Mit diesen Nebelkerzen muss jetzt Schluss sein. Unsere Klage soll ein
transparentes Verfahren durchsetzen, bei dem die Auswirkungen der
Kapazitätserweiterung auf die Umwelt umfassend geprüft werden können",
so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Der BUND Hamburg geht nach derzeitiger Kenntnislage davon aus, dass
der Flughafen insgesamt Kapazitäten für weitere acht bis zehn
Millionen Passagiere pro Jahr schaffen will. Erst vor kurzem hatte
auch der Präsident des Bundesverbandes der Deutschen
Fluggesellschaften (BDF), Ralf Teckentrup, die Ausbauvorhaben deutlich
kritisiert und damit die Zahlen des BUND bestätigt. Mit diesem
Ausbauprogramm wäre eine erhebliche Ausweitung der derzeit ca. 160.000
Starts- und Landungen pro Jahr und damit eine weiter zunehmende
Lärmbelastung am innerstädtischen Flughafen Hamburg verbunden.

"Wir erwarten von den Verantwortlichen in der Wirtschaftsbehörde, im
Bezirksamt Hamburg-Nord und bei der Flughafen Hamburg GmbH endlich ein
Umdenken. Die Umweltprobleme des Fliegens, die innerstädtische Lage
des Flughafens und die Rechtslage machen ein
Planfeststellungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zwingend
erforderlich. Es ist einmal mehr blamabel für Hamburg, dass dies erst
eingeklagt werden muss", stellt Manfred Braasch fest.

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 01, 07.01.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
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STELLUNGNAHME/534: Flughafen Hamburg - BUND-Klage gegen Ausbaupläne (BAW)


BAW - Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein - Pressemitteilung, 7. Januar 2019

Flughafen: BUND Hamburg klagt gegen Ausbaupläne



Heute hat der Hamburger Umweltverband BUND gegen den Ausbau des
innerstädtischen Hamburger Verkehrsflughafens Klage eingereicht. Der
BUND kritisiert die fehlende Beteiligung bei der Genehmigung der
Ausbauvorhaben, die nicht mehr in Einklang mit der Planfeststellung
aus 1998 zu bringen ist.

Die Vorhaben mit erheblichen Umweltauswirkungen sind ohne Beteiligung
von Öffentlichkeit und Verbänden im Wege von einfachen
Plangenehmigungen und Baugenehmigungen erfolgt. Die Hauptkritik bezieht
sich auf die erhebliche Kapazitätsausweitung, die mit den Ausbauten
verfolgt werden. Der Flughafen hat erst auf öffentlichen Druck hin ein
Passagierwachstum von bis zu 8,4 Mio. Passagieren nach den Ausbauten
benannt.

"Um den seitens der FHG avisierten Passagierzuwachs von 8,4 Mio. auf
insgesamt 26 Mio. Passagiere pro Jahr in 2035 zu realisieren, sind ca.
56.000 zusätzliche Starts und Landungen pro Jahr erforderlich.
Wohlwollende Annahme ist, dass sich die durchschnittliche
Transportmenge von derzeit 125 Passagieren pro Flug innerhalb von 18
Jahren auf 150 Passagiere pro Flug steigern lässt. Herr Eggenschwiler
meint jedoch, allein mit einer Steigerungsrate jährlicher
Flugbewegungen um 0,5 Prozent den Passagieranstieg abfangen zu können.
Wenn man dieser Zahl Glauben schenken möchte, hieße das, dass "nur"
15.000 zusätzliche Starts und Landungen pro Jahr zu den bisher 160.000
hinzu kommen würden. Allerdings müsste dann jeder dieser Flüge mit 560
Passagiere pro Flug belegt sein. Dies würde bedeuten, dass jeden Tag
20 Großraumflugzeuge à la Airbus A380 den innerstädtisch gelegenen
Hamburger Verkehrsflughafen benutzen müssten! Ein Horrorszenario für
die fluglärmgeplagten Bürgerinnen und Bürger", rechnet Martin Mosel,
Sprecher der Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein (BAW) vor.

"Die FHG-seitig angestrebte Erweiterung unter dem Deckmantel der
"Komfortsteigerung" führt zu einer wesentlichen Steigerung des
Flugverkehrs - verbunden mit einer entsprechenden Zusatzbelastung für
Mensch und Umwelt. Folglich handelt es sich bei dem heftig
kritisierten Flughafen-Entwicklungsplan um einen
planfeststellungspflichtigen Vorgang und nicht um ein schlichtes
Plangenehmigungsverfahren. Es liegt demnach ein massiver
Verfahrensfehler vor, den es zwingend zu beheben gilt. Bis dahin sind
die baulichen Tätigkeiten zu stoppen", fordert Mosel.

www.nachts-ist-ruhe.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.01.2019
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KLIMA/681: Fluorkohlenwasserstoffe - fristenblind ... (SB)




Nachdem gemäß des Montrealer Protokolls zum Schutz der Ozonschicht
angefangen wurde, die Emissionen von Fluorchlorkohlenwasserstoffen
(FCKWs) zu reduzieren, stellte sich schnell heraus, daß die
verwendeten Ersatzstoffe - Fluorkohlenwasserstoffe (FKWs) - zwar
nicht das Ozon zersetzen, statt dessen aber teilweise enorm potente
Treibhausgase sind. Je nach ihrer chemischer Verbindung können
Vertreter der FKWs bis zu 23.000mal klimawirksamer sein als
CO₂.

Seit dem 1.1.2019 gilt ein internationaler Klimaschutzvertrag, das
2016 beschlossene Kigali Amendment, das Änderungen am 1989 in Kraft
getretenen Montrealer Protokoll vorsieht. So lange hat es gedauert,
bis sich die Unterzeichnerstaaten - bislang sind es nur 65 - auf ein
Auslaufen des Gebrauchs von FKWs einigen konnten. Das Kigali
Amendment wird von vielen Seiten gelobt, weil es UN-Angaben zufolge
dafür sorgt, daß sich bis Ende des Jahrhunderts die globale
Durchschnittstemperatur um bis zu 0,4 Grad Celsius weniger erhöht,
als wenn die Änderungen nicht beschlossen worden wären [1].

Allerdings sind ziemlich lange Ausstiegsfristen vereinbart worden,
die fast bis Mitte des Jahrhunderts und damit in eine
erdgeschichtliche Phase reichen, in der die globale Erwärmung, wenn
ihr Tempo wie bisher anhält, vermutlich gar nicht mehr gestoppt
werden kann. Ungeachtet dieser absehbar katastrophalen Entwicklung
gehen die Unterzeichnerstaaten offenbar davon aus, daß sie die
Klimaentwicklung im Griff haben.

Das Kigali Amendment unterteilt die Staaten in drei Gruppen: Die
Industrieländer müssen im Zeitraum von 2019 bis 2036 den Verbrauch
und die Herstellung von FKWs um 85 Prozent, die Entwicklungs- und
Schwellenländer von 2024 bis 2045 um 80 Prozent und eine Handvoll
weiterer Länder von 2028 bis 2047 um 85 Prozent senken. Das heißt,
man läßt sich seit dem Inkrafttreten des Montrealer Protokolls mehr
als ein halbes Jahrhundert Zeit, um den klimaschädlichen Ersatzstoff
der ozonschichtzerstörenden Substanzen, die unter anderem in
elektrischen Schaltanlagen, Klimaanlagen, Kühlschränken, Aerosolen
und Schaumstoffen verwendet werden, zu bannen - aber selbst dann
nicht einmal vollständig.

Die Europäische Union hat bereits 2014 angefangen, die
problematischen FKWs zu reduzieren. In der entsprechenden
EU-Verordnung "Nr. 517/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. April 2014 über fluorierte Treibhausgase" wird jedoch das
2-Grad-Ziel angepeilt. Das bedeutet, daß die EU-Beschlüsse zur
Reduktion der FKWs auf der Annahme beruhen, bis Ende dieses
Jahrhunderts die globale Erwärmung um nicht mehr als zwei Grad
Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit steigen zu lassen.

Doch schon vor fünf Jahren hatten die kleinen Inselstaaten und
zahlreiche Entwicklungsländer gefordert, die Temperaturschwelle von
1,5 Grad und eben nicht zwei Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit
einzuhalten, da ansonsten einige Staaten vom ansteigenden Meer
überschwemmt und von der Landkarte getilgt werden und andere Staaten
wesentlich intensiveren Naturkatastrophen ausgesetzt sein werden.

Jahrelang hatte niemand auf die Sorge dieser Staaten reagiert. Erst
mit dem 2017 in Kraft getretenen Pariser Klimaschutzübereinkommen
wurde eine Erhöhung der Durchschnittstemperatur um maximal 1,5 Grad
als Wunschziel ausgewiesen, während zwei Grad Erwärmung nunmehr als
Mindestziel formuliert war. Wohlgemerkt, das war erst 2017, also ein
Jahr nach der Vereinbarung des Kigali Amendments. Man kann davon
ausgehen, daß die für die gefährdetsten Länder enorm wichtige
Schwelle von 1,5 Grad noch keine Grundlage für die Verhandlungen
bildete und allein deshalb die Kigali-Änderungen deutlich hinter den
Erfordernissen zurückbleiben.

Dem noch nicht genug, könnte man sich sogar fragen, ob im Jahr 2045
weltweit mehr FKWs hergestellt und verbraucht werden als heute. Denn
entscheidend für eine prozentuale Reduktion ist das Basisjahr. Für
die Industriestaaten wurde der Mittelwert der Jahre 2011 bis 2013
genommen. Doch schon für die zweite Gruppe, die Entwicklungs- und
Schwellenländer, zu der auch China als weltweit größter FKW-Produzent
gehört, wird als Berechnungsbasis der Zeitraum 2020 bis 2022
genommen. Und für die dritte Gruppe, in die unter anderem Indien
fällt, gilt der Zeitraum 2024 bis 2026 [2].

Was bedeutet das? Gegenwärtig sind die FKWs die Gruppe unter allen
Treibhausgasen, die die höchsten Zuwachsraten erfahren. Wenn nun
Länder wie China und Indien ihre FKW-Produktion in den nächsten
Jahren massiv steigern, schaffen sie sich damit Basisjahre, von denen
sie leichter wieder herunterkommen, weil die Märkte bis dahin
entweder (mit Kühlschränken, Klimaanlagen, etc.) gesättigt sind oder
keine so hohen Zuwachsraten mehr erwirtschaftet werden.

Vom Standpunkt eines entschiedenen Klimaschutzes aus, bei dem die
Länder des Globalen Südens nicht auf der Strecke bleiben, hält das
Kigali Amendment bei weitem nicht, was es dem ersten Anschein nach
verspricht. Anscheinend haben sich die Staaten auf den FKW-Ausstieg
geeinigt, eben weil dieser ihre Industrien nicht schmerzt und einige
Unternehmen mit der nächsten Generation der Ersatzstoffe sogar ihre
Umsätze steigern können.


Fußnoten:

[1] https://ozone.unep.org/node/101549

[2] https://www.downtoearth.org.in/news/climate-change/countries-adopt-kigali-amendment-to-phase-down-hfcs-56008
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AUSSTELLUNG/471: Ausflug in die Insekten- und Vogelwelt - Aquarellstudien im Duvenstedter BrookHus, 2.2.-24.3.


NABU Landesverband Hamburg - 18. Dezember 2018

Ein Ausflug in die Insekten- und Vogelwelt 

Im Duvenstedter BrookHus sind vom 2. Februar bis 24. März 2019
naturnahe Aquarellstudien zu sehen / Vernissage 3. Februar



Ab Februar ist das BrookHus am Rande des Naturschutzgebietes
Duvenstedter Brook nach der Winterpause wieder für die Öffentlichkeit
geöffnet. Begleitet wird der Start in die Saison 2019 mit einer neuen
Kunstausstellung. Unter dem Titel "Ein Ausflug in die Insekten- und
Vogelwelt - Naturnahe Aquarellstudien" sind vom 2. Februar bis 24.
März 2019 ausgewählte Werke der Künstlerin Annette Göhren zu sehen.
Die Ausstellung widmet sich Faltern, Libellen, Käfern, Vögeln und
Amphibien. In Zeiten des Verschwindens der Insektenwelt war es der
Künstlerin wichtig, die Schönheit und Vielfalt auch im Kleinen zu
zeigen. Die Vernissage findet am Sonntag, den 3. Februar 2019 statt.




[image: Vogelstudie: Drei Spatzen - Bild: © Annette Göhren]

Bild: © Annette Göhren



Annette Göhren, geboren 1965 in Cuxhaven, studierte in Hamburg Jura
und ist dort auch heute als Juristin tätig. Als Naturliebhaberin
unternimmt sie zusammen mit Ihrem Mann in Freizeit und Urlaub Ausflüge
in die Natur und findet hier Anregungen für ihre Bilder. Bereits 2007
und 2012 hat sie Ihre Arbeiten im BrookHus mit Erfolg ausgestellt. Es
erfordert ein gutes Auge für Proportionen, eine ruhige sichere Hand
für die Darstellung der facettenreichen feingliedrigen Strukturen und
einen in der Natur geschulten Blick, um die in ihren Formen und Farben
so vielfältigen Wesen lebensnah abzubilden. Die mit viel Liebe
geschaffenen Werke werden nun den naturverbundenen Besuchern des
Duvenstedter BrookHus vorgestellt.

Die Ausstellung "Ein Ausflug in die Insekten- und Vogelwelt -
Naturnahe Aquarellstudien" ist vom 2. Februar bis 24. März 2019 im
Duvenstedter BrookHus, Duvenstedter Triftweg 140, zu sehen.
Öffnungszeiten Februar/März: Sa, 12 bis 16 Uhr, So, feiertags 10 bis
16 Uhr. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 137/18, 18.12.2018
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TOUR/7394: Hanau - Schulmeister Reiss führt durch sein Alt-Kesselstadt, 19.01.2019


Stadt Hanau

Schulmeister Reiss führt durch sein Alt-Kesselstadt

Eine neue Führung der Tourist-Information am Samstag, 19. Januar



Auf einen winterlichen Spaziergang durch sein Alt-Kesselstadt nimmt
Schulmeister Heinrich Anton Reiss alle Interessierten am Samstag, 19.
Januar, um 14 Uhr mit. Heinrich Anton Reiss wirkte im 18. Jahrhundert
fast 40 Jahre lang als Schulmeister in Kesselstadt. In seine Rolle und
Kostüm schlüpft Stadtführer Wolfgang Schröder, selbst jahrzehntelang
Lehrer und Schuldirektor in Kesselstadt. Die 90minütige Tour ist neu
im Programm der Tourist-Information Hanau.

Vom Portal des Schlosses Philippsruhe aus geht es durch die engen
Gassen von Alt-Kesselstadt, vorbei an putzigen Fachwerkhäusern und
uralten Gaststätten, zu einem "teuflischen" Pumpenstock und einem
verwunschenen Brunnen, hin zu aufragenden Kirchtürmen, die von
Gottesurteilen und armen Schulmeistern nebst ihren Ruten künden.
Schulmeister Reiss erzählt dabei so manche Geschichte aus seinem
aufreibenden Leben, er schildert Schule und Schülersein vor fast 300
Jahren und berichtet vom einfachen Leben damals. Über die
Philippsruher Allee mit adligen Villen führt der Weg dann zum Schloss
zurück. Schulkinder sind bei der Führung besonders willkommen. Für sie
gibt es zum Schluss eine kleine Belohnung.

Treffpunkt ist um 14 Uhr am Portal von Schloss Philippsruhe. Die
Teilnahme kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte.
Voranmeldungen sind dringend erforderlich, da die Führung bei
mangelndem Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99 . Weitere
Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.01.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Januar 2019 
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